Hessisches Sozialministerium

Arbeitsmaterialien

zum Aktionsplan
des Landes Hessen zur
Bekampfung der Gewalt

im hauslichen Bereich
Kabinettsbeschluss vom 29. 11. 2004

Empfehlungen der AG 2 zur Implementierung des Gewaltschutzgesetzes -
Handlungsfelder zur Prévention und Schutz vor Gewalt im h&uslichen Bereich

Polizeiliche Handlungsleitlinien zur Bekdmpfung hauslicher Gewalt

Zivilrechtlicher Schutz vor hauslicher Gewalt

Dokumentationsbogen fur die Erstversorgung mit Informationen zum Hilfesystem
Empfehlungskatalog Gewalt gegen Kinder im Zusammenhang mit hduslicher Gewalt der AG

Fachliche Leitlinien der hessischen Frauenhauser zur Beratung und Unterstiitzung von Frauen im
Rahmen des polizeilichen Platzverweises und des Gewaltschutzgesetzes

Jahresberichte hausliche Gewalt fir Hessen 2004 und 2005 - Hessisches Landeskriminalamt
Anlaufstellen fir Beratung und Kooperation in Hessen (Schutzorganisationen, Einzelberatung)

Neuauflage November 2006

GLOBAL CAMPAIGN FOR VIOLENCE PREVENTION
CAMPAGNE MONDIALE POUR LA PREVENTION DE LA VIOLENCE

VIDLENCE PREVENTION ALLIANCE / ALLIANCE POUR LA PREVENTION DE LA VIOLENCE




Arbeitsmaterialien

zum Aktionsplan des Landes Hessen zur Bekampfung der

Gewalt im hauslichen Bereich

Empfehlungen der AG 2 zur Implementierung des
Gewaltschutzgesetzes — Handlungsfelder zur Pravention
und Schutz vor Gewalt im hauslichen Bereich

(siehe LAP — Praambel, Seite 4)

Download: http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/
www.landespraeventionsrat.hessen.de

Polizeiliche Handlungsleitlinien zur Bekampfung

hauslicher Gewalt
(siehe LAP — Platzverweis nach HSOG, Seite 6)
Download: www.polizei.hessen.de

Zivilrechtlicher Schutz vor hauslicher Gewalt — Merkblatt —
(siehe LAP - Zivilrechtliche SchutzmalRnahmen — Justiz, Seite 7)
Download: www.hmdj.justiz.hessen.de

Dokumentationsbogen fur die Erstversorgung mit

Informationen zum Hilfesystem
(siehe LAP — Gesundheit, Seite 8)
Download: http://www.frauennotrufe-hessen.de/formulare/index.htm

Empfehlungskatalog Gewalt gegen Kinder im

Zusammenhang mit hauslicher Gewalt der AG 2

(siehe LAP — Die besondere Situation mitbetroffener Madchen

und Jungen, Seite 9f)

Download: http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/
www.landespraeventionsrat.hessen.de

Fachliche Leitlinien der hessischen Frauenh&auser zur Beratung
und Unterstlitzung von Frauen im Rahmen des polizeilichen

Platzverweises und des Gewaltschutzgesetzes

(siehe LAP — Ambulante und stationére Beratungs- und

Unterstiitzungsangebote, Seite 7f)

Download: http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/ oder
www.landespraeventionsrat.hessen.de

Jahresbericht hdusliche Gewalt fir Hessen 2004

Hessisches Landeskriminalamt
(siehe LAP — Praambel, Seite 2; Platzverweis nach HSOG, Seite 6)
Download: www.polizei.hessen.de

Jahresbericht hdusliche Gewalt fir Hessen 2005

Hessisches Landeskriminalamt
(siehe LAP — Praambel, Seite 2; Platzverweis nach HSOG, Seite 6)
Download: www.polizei.hessen.de

Anlaufstellen flr Beratung und Kooperation in Hessen

(Schutzorganisationen, Einzelberatung)
Download: http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/

Abschnitt 1

Abschnitt 2

Abschnitt 3

Abschnitt 4

Abschnitt 5

Abschnitt 6

Abschnitt 7a

Abschnitt 7b

Abschnitt 8


http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/
http://www.landespraeventionsrat.hessen.de/
http://www.polizei.hessen.de/
http://www.hmdj.justiz.hessen.de/
http://www.frauennotrufe-hessen.de/formulare/index.htm
http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/
http://www.landespraeventionsrat.hessen.de/
http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/
http://www.landespraeventionsrat.hessen.de/
http://www.polizei.hessen.de/
http://www.polizei.hessen.de/
http://www.familienatlas.de/ca/a/tk/

Abschnitt 1

Empfehlungen der AG 2 zur Implementierung
des Gewaltschutzgesetzes —
Handlungsfelder zur Pravention

und Schutz vor Gewalt im hauslichen Bereich



Empfehlungen der AG 2 zur Implementierung des Gewaltschutzes —
Handlungsfelder zur Pravention und Schutz vor Gewalt im hauslichen Bereich

1. - Bereich: Ressourcen

Stand: 15. Juli 2004

Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung
Bedarfsgerechte Versorgung mit | Adaquate Finanzierung Land, Kommunen und Kreise laufend
Beratungs-, Hilfe- und Entwicklung von unter Einbindung der
Schutzangeboten Steuerungsverfahren und Frauenbeauftragten und der
kommunaler Sozialplanung regionalen Arbeitskreise
Landesweite Umsetzung der Sicherstellung von HH- HSM sofort 2005 Ressortabstimmung
Empfehlungen der AG 2 Mitteln/Einrichtung einer zur Landeskoordinierungs-
Landespraventionsrat Umsetzung | Landeskoordinierungsstelle stelle
des Landesaktionsplans
2. - Bereich: Offentlichkeitsarbeit
Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung
Pravention durch Aufklarung und | Intensivierung der Land, Kreise und Kommunen in laufend und sofort Broschiren auf kommunaler
Information zum Thema h&usliche | Offentlichkeitsarbeit durch z.B. Zusammenarbeit mit freien Ebene seit 2003 intensiviert,
Gewalt und Uber die Schutzrechte | Broschiren, Videos, TV-Spots, Trégern und regionalen Internetauftritte laufend
der Betroffenen Internet-Auftritt Arbeitskreise
Méoglichkeiten des polizeilichen Information fiir Betroffene und HMdI und nachgeordnete nach Verabschiedung der Internet-Verdéffentlichung ab
Schutzes allgemein verstandlich Hilfeeinrichtungen iber Rolle und Behorden polizeieigenen 2004;
und transparent machen Aufgabe der Polizei — Bekanntgabe Empfehlungen im Mai 2003 | Teilnahme an Info-
der Empfehlungen, Leitlinien u.&. laufend Veranstaltungen,
fur die Polizei Fachtagungen u.&.
laufend
Allgemeinheit und Fachkreise Durchfiihrung von 1. Vorrangig durch laufend/ Veranstaltungen 2003: ja
Uber das GewSchG und Informationsveranstaltungen Verantwortliche und Akteure | werden landesweit bekannt | 2004: ja
Anderungen des HSOG vor Ort gegeben
informieren 2. Mitglieder AG 2
Landespraventionsrat und
3. Landeskoordinierungsstelle
4. Beratung und Unterstiitzung
durch HSM, HMdI, HMdJ und
nachgeordnete Behodrden
5. LAG der Frauenh&auser und
Beratungsstellen,
Geschéftsstelle Limburg
Offentlichkeit iber Tatigkeit der e Internetauftritt aktualisieren HSM, Landeskoordinierungsstelle, | ab 2003 laufend Ja
AG 2 Landespraventionsrat und e Verbreitung der Empfehlungen | Landespraventionsrat
regionalen Arbeitskreise der AG 2

Ausgearbeitet von der AG 2 Gewalt im hauslichen Bereich des Landespraventionsrates




informieren Landespraventionsrat
e Teilnahme am Hess.
Praventionstag
Fachoffentlichkeit zum Regionale Arbeitskreise regionale Arbeitskreise laufend/Veranstaltungen Ja
koordinierten Vorgehen Fachtagungen werden landesweit bekannt

informieren

Gespréche/Pressearbeit

gegeben

3. - Bereich: Koordiniertes Vorgehen

Ziel

Aufgabe/Projekt

Verantwortlich

Zeitrahmen

Erfolgte Umsetzung

Verbesserung der Intervention bei
hauslicher Gewalt durch
koordiniertes Vorgehen
hessenweit sichern

Umsetzung der Empfehlungen vor
Ort

Empfehlungen fir Standards fir
lokale/regionale Koordination
formulieren

Umsetzung der Empfehlungen vor
Ort

AG 2 Landespraventionsrat,
Landesregierung

Empfehlungen im Juli 2003
verabschiedet

Ruckkoppelung mit
regionalen Arbeitskreisen im
Sommer 2003

siehe oben

Landesaktionsplan verabschieden
und bekannt geben

AG 2 Landespraventionsrat,
Landesregierung
Kommunen und Kreise mit
regionalen Arbeitskreisen
Unterstutzung durch
Landeskoordinierungsstelle

2003 — 2004 Abstimmung
Landesaktionsplan;
Fachtagung am

3. Dezember 2004

2004 redaktionelle
Ausarbeitung
Landesaktionsplan durch
AG 2 Landespraventionsrat;
Ressortabstimmung
Sommer 2004

Transparenz zum koordinierten
Vorgehen erreichen

Offentlichkeit herstellen tiber die
Strukturen/ Zusténdigkeiten, z.B.
durch Internetauftritt, ausbauen
Handreichungen zur Verfligung
stellen, Beratung zur Organisa-
tions-/Prozessentwicklung

Landesressorts,
Landeskoordinierungsstelle,
Kreise und Kommunen

laufend

Umsetzung bisher in Form
von Offentlichkeitsarbeit,
insbesondere der
kommunalen Arbeitskreise

Informationsaustausch
zwischen Polizei und
Gerichten optimieren

Schaffung einer Rechtsgrundlage
fir die Uberarbeitung
personenbezogener Daten durch
die Gerichte an die
Polizeibehdrden im
Zusammenhang mit der
Bekampfung hauslicher Gewalt

HMdJ/HMdI

Vorbereitung 2003

Gesetzgebungsverfahren(§
31 Abs. 2 Satz 5 HSOG )
Ende 2004 abgeschlossen

Landesweite Koordinierung zur
Umsetzung des
Landesaktionsplanes sicherstellen

Einrichtung einer
Landeskoordinierungsstelle mit
Sachverstandigenbeirat

HSM, enge Abstimmung mit AG

2 Landespraventionsrat

2003/2004

e 2003 — Abstimmung mit
AG 2
Landespraventionsrat

e 2004 -
Ressortabstimmung
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Erfahrungsaustausch landesweit
sicherstellen

Fachtagung

=  Evaluation der bisherigen
Erfahrungen mit GewSchG
und HSOG aus Sicht der
Arbeitskreise;

=  Erfahrungsaustausch zur
Interventionsarbeit, Vergleich
der Praxismodelle,
Ruckkoppelung der
Arbeitsergebnisse in AG 2
Landespraventionsrat mit
regionalen Arbeitskreisen

HSM, AG 2
Landespraventionsrat

(urspriinglich geplant war

Oktober 2003); neue

Planung: Fachtagung am 3.

Dezember 2004

- Bekanntgabe Landes-

aktionsplan -

s. Offentlichkeitsarbeit

4. - Bereich: Platzverweis nach HSOG

Ziel

Aufgabe/Projekt

Verantwortlich

Zeitrahmen

Erfolgte Umsetzung

Ausfuhrungsbestimmungen zu § Erlass an Polizeibehérden; HMdI, HLKA Mai 2003 vorgelegt
31 Abs. 2 HSOG Handlungsleitlinien fur die

polizeiliche Praxis
Evaluation der Polizeipraxis Erfahrungsaustausch in lokalen HMdI, HLKA, ab 2003 regelméRig

Arbeitskreisen und statistische
Auswertungen

Landeskoordinierungsstelle,
regionalen Arbeitskreise

5. - Bereich: Zivilrechtliche SchutzmaRnahmen - Justiz

Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung
Information der Bereitstellung eines Merkblattes HMdJ herausgegeben 1. Quartal
Rechtsantragstellen tber 2003
Verfahrensfragen nach GewSchG
Familien- und Amtsgerichte sind Bereitstellen von Informationen HMdJ laufend
informiert Uber Gesamtgeschehen | (z.B. des Landesaktionsplans); s.a.

Fortbildung

Uberpriifung der 1. Evaluierung der gerichtlichen | 1. Forschungsvorhaben der 1. ab 2003 1. Forschungsvorhaben

Wirksamkeit des GewSchG

Entscheidungen,

2. Erarbeitung von weiteren
geeigneten Instrumenten zur
Uberpriifung der Wirksamkeit
(z.B. Erfahrungsaustausch von
Sonderdezernenten der
Staatsanwaltschaften
Richterschaft in Straf- und
Zivilgerichtsbarkeit)

Universitéat Bamberg im
Auftrag des BMJ mit
Unterstutzung der
hessischen Gerichte und
Polizeibehdrden

2. Landeskoordinierungs-
stelle

2. ab Herbst 2004

Univ Bamberg 2003
angelaufen

2. Erfahrungsaustausch
Sonderdezernate StA
1x/J. (seit Jahren)




6. - Bereich: Beratungs- und Unterstiitzungsangebote

Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung
Bedarfsgerechte Sicherung des Weiterentwicklung und Sicherung HSM, freie Trager, Kreise und | laufend Beriicksichtigung bei
Beratungs-, Hilfe- und der Angebote auf Basis der Kommunen Planung 2004 zur
Schutzangebotes kommunalen Sozialplanung AG 2 Landespraventionsrat Kommunalisierung ab 2005
Qualifizierte Beratung Fachliche Grundsatze/Leitlinien fir | AG 2 Landespréventionsrat, 2003 Beschluss der
gewahrleisten Beratung von Frauen erarbeiten & | Landesregierung durch Landesarbeitsgemein-schaft

beschlieRen Aktionsplan, freie und der autonomen
kommunalen Trager Frauenhauser 2003;
Anwendung seither in den
hessischen Frauenh&usern;
Aufnahme in Empfehlungen
der AG 2 flir einen
Landesaktionsplan 2004
Einrichtung von Finanzierung sichern, Konzept HSM, Kommunen, Kreise, AG 2 | 2003 Beginn der Forderung 1.
Interventionsstellen abstimmen (insbesondere pro- Landespréventionsrat, Jahreshélfte 2004
aktive Beratung) regionale Arbeitskreise
Akteur/innen auswahlen
Krisenintervention rund um die Einrichtung regionaler Hotlines HSM, Kommunen und Kreise, ab 2003 Hotlines bis 2004 vereinzelt
Uhr freie Trager umgesetzt
7. - Bereich: Gesundheit
Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung

Gewaltintervention im Europaische Kooperation mit HSM Konzeptionelle Phase Projektbeginn Oktober 2003
Gesundheitswesen —verbesserte Rechtsmedizin, Aufbau eines 1. Halbjahr 2003, ab Herbst | - European Violence
gesundheitliche Versorgung der multidisziplindren Netzwerks Umsetzung europaweit mit | Prevention in Health
von Gewalt Betroffenen zwischen Gesundheitsberufen und Modellvorhaben in Hessen | Network

zu Hilfseinrichtungen hin (DAPHNE

| Projekt)
siehe oben Impulse zur Vernetzung der HSM, AG 2 ab 2002 2003 Bildung ortlicher AGs

oOrtlichen Arbeitskreise mit
Gesundheitswesen lokal geben

Landespraventionsrat in
Kooperation mit den
gesundheitspolitischen
Verbanden, Hessisches
Netzwerk Gewaltintervention im
Gesundheitswesen beim HSM,
Gesundheitsamtern, ortliche
Arbeitskreise

zu Gesundheit fast
landesweit
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siehe oben Dokumentationsbogen HSM, Hessisches Netzwerk 2003-2004 Einfihrung auf Fachtagung
Gewaltintervention im & ins Netz gestellt seit Juli
Gesundheitswesen beim HSM, 2003, Uberarbeitet Mai
European Violence Prevention 2004; landesweite
in Health Network (DAPHNE | Verbreitungsaktion 2004
Projekt)

Thematisierung von Gewalt in der | Vorlesungsreihe zu Gewalt in der Universitat Marburg, FB Sommersemester 2003

Familie in der Ausbildung der Familie an medizinischer Fakultdt | Humanmedizin, Institut flr

Gesundheitsberufe Sozialmedizin

Thematisierung von Gewalt in der | Fortbildungsveranstaltungen, HSM, Landesarztekammer, ab 2002 2002 Workshop, 2003

Familie in Fortbildung der Fachaufséatze u.a. Hessisches Netzwerk Multidisziplinére

Gesundheitsberufe Gewaltintervention im Fachtagung, Dokumentation
Gesundheitswesen beim HSM, in Arbeit

siehe oben Multiplikatorinnen-Handbuch Hessisches Netzwerk 2004 2004 in Arbeit

erstellen Gewaltintervention im

Gesundheitswesen beim HSM

8. - Bereich: Zielgruppendifferenzierung

Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung

Umsetzung der Empfehlungen, Weiterentwicklung von Konzepten, | HSM in Kooperation mit AG 2 2005

Zielgruppen differenziert: Prioritaten setzen Landespraventionsrat,
Fachdiensten in Kommunen
und Kreisen, freien Tragern,
Gesundheitswesen

Verbesserung der Intervention bei | Information der Praxis iber die HSM in Kooperation mit AG 2 ab 2003 Empfehlungen 1. Quartal

mitbetroffenen M&dchen und Empfehlungen der AG 2 Landespréaventionsrat, 2003 veroffentlicht,

Jungen Landespraventionsrat Kommunen und Kreisen, freien Diskussion zur lokalen
Tragern, Familiengerichten Umsetzung ist angelaufen.

Angebote fir Madchen und Auswertung des Ist-Zustandes und | siehe oben 2005

Frauen mit Behinderung Weiterentwicklung bestehender

Konzepte

Angebote fur Migranten und Auswertung des Ist-Zustandes und | siehe oben 2005

Migrantinnen eigene Standards entwickeln

Angebote fur wohnungslose Auswertung des Ist-Zustandes und | siehe oben 2005

Frauen eigene Standards entwickeln

Angebote fur psychisch kranke Auswertung des Ist-Zustandes und | siehe oben 2005

Frauen eigene Standards entwickeln

Angebote fir mannliche Opfer Auswertung des Ist-Zustandes und | siehe oben 2005

hauslicher Gewalt eigene Standards entwickeln

Angebote fur Tater und Téterinnen | Beteiligung Taterberatung siehe oben 2005

verstarken/Konzept erarbeiten




9. - Bereich: Aus- und Fortbildung

Ziel Aufgabe/Projekt Verantwortlich Zeitrahmen Erfolgte Umsetzung

Sensibilisierung der Fachkrafte Aus- und Forthildung Land, Kommunen, Kreise, laufend Angebote seit 2003
- Jugendamter Veranstaltungen durchfuhren; Vermittlung durch
- Institutionen der Kinder- und | Referent/innenpool bilden Landeskoordinierungsstelle

Jugendhilfe
Fortbildung fir Hessische Fortbildungsangebote zu Gewalt in | HMdJ laufend seit 2003 fortlaufend
Richterinnen und Richter, der Familie (Uber juristische
Staatsanwaltinnen und Regelungen hinaus)
Staatsanwalte zu Gewalt im
h&uslichen Bereich
Sensibilisierung der Fortbildungsveranstaltungen HSM, LAK, regionale Veranstaltungen 1. Fachtagung 12. Juli 2003;

Gesundheitsberufe fiir Gewalt im
hauslichen Bereich

Psychotherapeutenkammer,
Pflegehochschulen,
Fachbereich Humanmedizin

fortlaufend

2004 niedrigschwellige
Fortbildungs-
Veranstaltungen
(medizinische Qualitats-
zirkel; Arztinnenbund)

Hessische Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte, insbesondere
Schutzpolizei

Erganzung des bestehenden Aus-
und Fortbildungsangebotes durch
Konzeption der hessischen
Polizeischule zur Umsetzung der
neuen Rechtslage und der
Handlungsleitlinien

Hessische Polizeischule/HMdI

1. Halbjahr 2003, nach
Veroffentlichung des
Anwendungserlasses zur
Gesetzesanderung (8§ 31
HSOG) und der
Handlungsleitlinien




Abschnitt 2

Polizeiliche Handlungsleitlinien

zur Bekampfung hauslicher Gewalt



Hessische

. POLIZE]T

Polizelliche
Handlungsleitlinien
zur Bekampfung

hauslicher Gewalt




Inhaltsverzeichnis

Vorbemerkungen

Neue Interventionsstrategie
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Polizeilicher Sprachgebrauch

Rollenverstandnis der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
Rechtliche Neuregelungen

Wegweisung 8§ 31 Abs. 2 HSOG
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Voraussetzungen fir die Wegweisung bzw. das Betretungsverbot
Personeller Anwendungsbereich
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Form der Wegweisung

Strafverfolgung
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Die Anlagen 1, 2 und 6 werden wegen ihres rein
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Anlage 5

Allgemeine Hintergrundinformationen zur h&uslichen Gewalt.
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Einwilligungserklarung
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b) Einsatzauftrag nach Eingang der Erstmitteilung
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d) Rechtsgrundlagen
e) Beweissicherung
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Administrator
Anlage 6 Formblatt häusliche Gewalt (ComVor-Formular)

Administrator
Die Anlagen 1, 2 und 6 werden wegen ihres rein polizeiinternen Charakters nicht im Internet veröffentlicht!


-Handlungsleitlinien zur hauslichen Gewalt- 1

Vorbemerkungen

Diese Handlungsleitlinien sind das Ergebnis der Zusammenarbeit einer Arbeits-
gruppe von Fachleuten aus polizeilicher Lehre und Praxis unter Leitung des Hessi-
schen Landeskriminalamtes.

Diese Leitlinien sollen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte im schwierigen
Arbeitsfeld der Bekampfung hauslicher Gewalt informieren tber

Hintergrinde hauslicher Gewalt

Veranderung der bestehenden Polizeitaktik (Intervention und Ermittlung statt
Schlichtung)

neue gesetzliche Regelungen, insbesondere HSOG und GewSchG
Verhinderung von (weiteren) Gewalttatigkeiten

Sicherung der Strafverfolgung

Hilfe fur die Opfer und

Abstimmung polizeilicher MalRnahmen und zivilgerichtlicher Hilfe

Weiterhin sollen sie sensibilisieren, gezielte Hilfestellungen als Grundlage fur
effektives Handeln bieten sowie ein klares Signal an gewalttatige Personen
und die Gesellschaft setzen, dass hausliche Gewalt keine Privatsache ist und
vom Staat nicht toleriert wird.

Bisher schon bestehende Handlungsanleitungen und Richtlinien der Polizeien an-
derer Lander wurden ausgewertet und zutreffende Passagen tibernommen.

In den Anlagen 1 (Checkliste) und 2 (Merkblétter) sind die wichtigsten Punkte in
komprimierter Form zusammengefasst.

Neue Interventionsstrategie

Hausliche Gewalt, deren Opfer in den meisten Féllen Frauen und Kinder sind, ist
trotz aller Bemihungen immer noch ein gesellschaftlich weitgehend tabuisiertes
Thema. Obwohl der Fokus auf die Gewalt gegen Frauen gerichtet ist, wird in diesem
Zusammenhang darauf hingewiesen, dass Manner ebenso Opfer von hauslicher
Gewalt werden kénnen. Ein Bericht der Bundesregierung tber die Weltfrauenkonfe-
renz von 1995 spricht davon, dass fast jede dritte Frau in ihrem Leben Gewalt durch
ihren Partner erfahrt.

In den ca. 400 Frauenhausern der Bundesrepublik Deutschland suchen jahrlich ca.
40.000 bis 45.000 Frauen Schutz vor gewalttatigen Partnern. Diese im Schutzraum
der hauslichen Sphare stattfindende Gewalt wird leider haufig noch als ,Familien-
streitigkeit” und damit als ,Privatangelegenheit* angesehen, in die sich Polizei und
Justiz nicht einmischen sollen.

Faktisch handelt es sich dabei um ein sehr bedeutendes Problemfeld der Ge-
waltkriminalitat.



-Handlungsleitlinien zur hauslichen Gewalt- 2

Da die Polizei in der Regel als erste Institution in Kontakt mit Opfern und Tatern tritt,
muss sie durch ihr Auftreten verdeutlichen, dass derart verlibte Gewalt kriminelles
Unrecht darstellt und vom Staat sanktioniert wird.

Bei ihren Einsatzen steht die Polizei haufig gestressten, alkoholisierten, gewaltberei-
ten oder verangstigten und gedemutigten Menschen gegentber, die Opfer oder Ta-
ter der unterschiedlichsten Formen von Gewaltanwendung sind. Dabei handelt es
sich insbesondere um folgende Straftaten:

Beleidigungen
Sachbeschadigungen
Bedrohungen
Korperverletzungsdelikte
Notigungen
Freiheitsberaubungen
Hausfriedensbriiche
Sexualdelikte
Totungsdelikte

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte leisten mit ihrem Einschreiten einen wichtigen
Beitrag bei der Bekdmpfung des Phanomens héausliche Gewalt und gewahrleisten,
dass andere hilfeleistende Einrichtungen mit ihrer Arbeit auf eine gezielte polizeili-
che Intervention aufbauen kdnnen.

Die neue Interventionsphilosophie und -strategie lasst sich wie folgt be-
schreiben:

Bei hauslicher Gewalt sind staatliche Interventionen und Eingriffe in die
Privatsphare notwendig und legitim.

Hausliche Gewalt ist die Kehrseite von Macht und Kontrolle. Gesetze und
Interventionsstrategien mussen verdeutlichen, dass es eine konsequente
Reaktion des Staates darauf gibt und Gewalt nicht (mehr) geduldet wird.

Opfern, Tatern und der Offentlichkeit muss die deutliche Botschaft
vermittelt werden:

Wer schlagt, der geht und tragt die Verantwortung und die
Konsequenzen seines gewalttatigen Handelns. Die Sicherheit des
Opfers hat Vorrang.

Es geht bei einer effektiven Intervention darum, die Gewalthandlung, nicht
die Beziehung, zu beenden und einen Freiraum fur das Opfer zu schaffen.



-Handlungsleitlinien zur hauslichen Gewalt- 3

Polizeiliche Definition hausliche Gewalt

Die hdusliche Gewalt umfasst alle Falle von
physischer und / oder
psychischer Gewalt
innerhalb von
ehelichen oder
nichtehelichen Lebensgemeinschaften,
unabhéngig von der Tatortlichkeit.

Insbesondere fallen darunter
Notigungs-,
Bedrohungs- und
Korperverletzungsdelikte,

auch wenn sie sich nach einer Trennung ereignen und noch im direkten Be-
zug zur friheren Lebensgemeinschaft stehen.

Der Begriff der nichtehelichen Lebensgemeinschaften umfasst gemischt— und
gleichgeschlechtliche Gemeinschaften ohne Trauschein, sowie die sog. eingetrage-
nen Lebensgemeinschaften (standesamtlich besiegelte Lebensgemeinschaften zwi-
schen homosexuellen Mannern oder Frauen).

Tatortlichkeit muss nicht die Wohnung sein, ebenso denkbar sind Arbeitsplatz, 6f-
fentliche Strallen, Wege und Platze, fremde Wohnungen, offentliche Gebaude,
Schule, Kindergarten etc..

Bei der Erarbeitung dieser Leitlinien ist bewusst die Gewalt in der Partnerschaft in
den Mittelpunkt gestellt worden. Unabhangig von dieser Definition finden die Inhalte
dieser Leitlinien auch auf andere Falle der Gewalt im sozialen Nahraum Anwen-
dung.

Polizeilicher Sprachgebrauch

Durch die Verwendung des Begriffes , Familienstreitigkeit® findet eine Ver-
wechslung von Gewalt und Streit statt.

Streit ist eine Auseinandersetzung zwischen Personen, in der versucht wird, den
jeweils anderen von der eigenen Sichtweise zu Uberzeugen, d.h., hier gibt es zwei
Kontrahenten bzw. Verantwortliche.

Der Einsatz von Gewalt hingegen bedeutet, dass eine Person einer anderen ihren
Willen aufzwingen, sie unterordnen und unterdricken will. Bei Gewalt gibt es ein
Opfer und einen Tater/eine Taterin, also eine Person die im strafrechtlichen Sinne
verantwortlich ist. Gewalt hat damit eine straf- und polizeirechtliche Relevanz.



-Handlungsleitlinien zur hauslichen Gewalt- 4

Die Polizei hat zur Gefahrenabwehr und/oder Strafverfolgung Mal3hahmen gegen
den Beschuldigten bzw. Storer zu treffen.

Zudem wird die Gewaltproblematik mit dem Terminus ,Familienstreitigkeit* bagatel-
lisiert bzw. sogar negiert. Der Begriff verschleiert die Gewaltsituation, die poten-
tielle Gefahrlichkeit des Taters/ der Taterin und die Gefahrdungssituation des Op-
fers und unterstutzt damit ein falsches Rollenverstandnis einer rein schlichtenden
und vermittelnden Polizei.

Deshalb soll kiuinftig im polizeilichen Sprachgebrauch nur noch von hauslicher Ge-
walt statt ,Familienstreitigkeiten“ die Rede sein.

Rollenverstandnis der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten

Der Polizei als standig erreichbare und schnell verfigbare Organisation kommt im
Interventionsprozess eine entscheidende Rolle zu.

Die Polizei ist oft die erste Kontaktstelle im Gewaltkreislauf der Betroffenen. Im
Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages hat sie die Verpflichtung

im Rahmen der Gefahrenabwehr mogliche Gefahrenlagen zu beseitigen
konsequente Strafverfolgung (Legalitatsprinzip) mit entsprechender Ermitt-
lungsarbeit durchzufuhren

dem Tater/der Taterin zu veranschaulichen, dass sein/ihr gewalttatiges
Handeln in der Gesellschaft gedchtet und sanktioniert wird

das Opfer auf Hilfs- und Beratungsangebote hinzuweisen und

durch gezielte Offentlichkeitsarbeit in Verbindung mit konsequentem polizei-
lichen Handeln bei der notwendigen Anderung der gesellschaftlichen Sicht-
weise mitzuwirken

Grundlage hierzu ist ein verandertes Rollenverstandnis der Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten:

. Ermitteln und helfen, statt nur zu schlichten* oder
,Einmischen statt Raushalten*.

Nur vermittelnde und schlichtende Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, die sich
nicht ,einmischen®, gehdren der Vergangenheit an.

Wer sonst als SIE soll sich dieser wichtigen Aufgabe annehmen?

Wer sonst als SIE ist in der Lage, eine Eskalation der Gewalt zu
verhindern?

Wer sonst als SIE kann die Grundlagen fur eine erforderliche
Sanktionierung der Straftaten legen?

Wer sonst als SIE kann das Opfer schiitzen, es informieren und die
Kontakte zu Hilfsorganisationen herstellen?

Wer sonst als SIE ist somit in der Lage, diese Gewaltspirale zu
durchbrechen?

Sie kdnnen keine Patentldsung anbieten und keine langjdhrig gewachsenen
Partnerschaftsprobleme l6sen.
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Die neuen Rechtsvorschriften helfen jedoch die Gewalt sofort zu unterbrechen und
SchutzmalRnahmen einzuleiten.

Rechtliche Neuregelungen

Wegweisung 8 31 Abs. 2 HSOG

Im Hinblick auf das Gewaltschutzgesetz (siehe Ziff. 6.2) wurde der § 31 HSOG um
den Abs. 2 erweitert:

.Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehdrden kénnen eine Person bis zu einer
richterlichen Entscheidung uUber zivilrechtliche Schutzmdglichkeiten ihrer Wohnung
und des unmittelbar angrenzenden Bereichs verweisen, wenn dies erforderlich ist,
um eine von ihr ausgehende gegenwartige Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit von
Bewohnern derselben Wohnung abzuwehren.

Unter den gleichen Voraussetzungen kann ein Betretungsverbot angeordnet wer-
den. Eine solche MalRnahme darf die Dauer von vierzehn Tagen nicht tberschrei-
ten. Die MalRnahme kann um weitere vierzehn Tage verlangert werden, wenn bis zu
diesem Zeitpunkt eine wirksame richterliche Entscheidung tGber den zivilrechtlichen
Schutz nicht getroffen worden ist.”

Zielrichtung der Vorschrift

Das in § 31 Abs.2 HSOG geregelte Wegweisungsrecht ermdglicht der Polizei, eine
gewalttatige Person sofort aus der Wohnung zu verweisen und ein befristetes Be-
tretungsverbot auszusprechen.

Dieser durch die Wegweisung fir das Opfer entstehende ,Zeitgewinn® soll es vor
Gewalttaten schitzen und es ihm ermoglichen, die ihm durch das ab Januar 2002
in Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei
Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der
Ehewohnung bei Trennung (Gewaltschutzgesetz — GewSchG -) gegebenen Mdg-
lichkeiten zu nutzen.

Die Anderung des HSOG ermdglicht somit ein nahtloses Ineinandergreifen von po-
lizeirechtlichen und zivilrechtlichen Regelungen.

Voraussetzungen fur die Wegweisung bzw. das Betretungsverbot

Von einem Bewohner oder einer Bewohnerin der Wohnung muss eine gegenwarti-
ge Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit von Bewohnern der selben Wohnung aus-
gehen.

Mit Gefahr im Sinne des 8 31 (2) HSOG ist die konkrete Gefahr gemeint. Eine kon-
krete Gefahr liegt vor, wenn ein Schadenseintritt hinreichend wahrscheinlich ist. Die
bloe Mdglichkeit des Schadenseintritts oder Vermutungen reichen nicht aus. Es
bedarf vielmehr einer aus Erkenntnisakt — dazu mussen Tatsachen, Sachverhalte
und sonstige Einzelheiten vorliegen — und wertender Abwagung bestehenden
Prognose (Hornmann, HSOG, 1997, Erlauterungen zum 8 11).
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Bei dieser Abwéagung sind z.B. Verletzungsspuren, Aussagen von Nachbarn oder
Kindern, friihere polizeiliche Einsatze und glaubhafte Aussagen des Opfers zu be-
rucksichtigen.

Eine gegenwartige Gefahr liegt vor, wenn die Einwirkung des schadigenden Ereig-
nisses bereits begonnen hat oder unmittelbar oder in allernéchster Zeit mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bevorsteht (Meixner/Fredrich, HSOG, 9.
Auflage 2001, Erlauterungen zu 8 1).

Studien belegen, dass héausliche Gewalt oftmals ein Seriendelikt ist, dem ein Ge-
waltkreislauf zugrunde liegt, der von einer Wiederholung in immer kirzeren Abstan-
den sowie einer Steigerung der Gewaltintensitat gepragt ist. Gewaltbeziehungen
entstehen nicht von heute auf morgen, sondern im Verlauf von Monaten oder Jah-
ren. Die Gewalttat bleibt daher in aller Regel kein isoliertes, einmaliges Vorkomm-
nis. Vielmehr setzt der Tater/die Taterin seine/ihre Misshand-lungen typischerweise
fort. Daher ist inshesondere nach einer schweren Gewalttat in der hauslichen Spha-
re die Gefahr fur das Opfer nicht beendet, sondern es kann mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass der Tater/die Taterin
erneut gewalttatig wird.

Somit wird schon eine massive Ersttat die Prognose auf eine Wiederholungs-
gefahr zulassen. Weitere Indizien kbnnen z.B. die Schwere einer dem Opfer zuge-
fugten Verletzung, die Gewaltanwendung bei objektiver Nichtigkeit des Anlasses
oder Alkoholmissbrauch des Stdrers, wenn er in diesem Zustand nach Bekundun-
gen von Auskunftspersonen oder sonstigen polizeilichen Erkenntnissen zu Gewalt-
tatigkeiten neigt, sein. (siehe dazu auch Anlage 3: Allgemeine Hintergrundinformati-
onen zur hauslichen Gewalt).

Bei einer unklaren Lage, in der nicht erkennbar ist, wer Tater oder Opfer ist oder
ob tatsachlich die Rechtsguter Leib, Leben oder Freiheit gefahrdet sind, wird die
Wegweisung bzw. das Betretungsverbot nicht in Betracht kommen.

Auch kann der Tater/die Téaterin in Fallen akuter Auseinandersetzungen zur Verhin-
derung weiterer Gewalttaten zunachst in Gewahrsam genommen ( 8 31 Abs. 1 Nr.
2 HSOG) und vor der Entlassung ein Betretungsverbot ausgesprochen werden.
Sofern erforderlich, kdnnen gesonderte Verfigungen (z.B. Anndherungsverbote)
auf der Basis der polizeilichen Generalklausel ergehen.

Zu beachten bleibt jedoch, dass die neuen polizeilichen Maflinahmen im Einzelfall
eine erhohte Bedrohung fiir das Opfer nach sich ziehen kénnen. Dieses darf regel-
manRig nicht zu einem Verzicht auf Wegweisung und Betretungsverbote flihren,
kann jedoch weitere MaRnahmen zum Schutz fiir das Opfer erforderlich machen.

Strafprozessuale MalRnahmen bleiben unberihrt.

Personeller Anwendungsbereich

Die Vorschrift kann bei Gewalt in ehelichen oder nichtehelichen (verschieden- oder
gleichgeschlechtlich orientierten) Lebensgemeinschaften zur Anwendung gelangen,
aber auch bei Lebensgemeinschaften, die derselben (Geschwister) oder verschie-
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denen Generationen (z.B. Tochter/Vater, Mutter/Sohn) angehéren. Der Schutz der
Vorschrift soll auch Mitgliedern von Wohngemeinschaften zuteil werden.

Die Anwendung der Vorschrift setzt eine gemeinsam genutzte Wohnung voraus.
Personen, die sich nur vorubergehend (z.B. im Rahmen eines Besuchs) in einer
fremden Wohnung aufhalten, werden von der Vorschrift des § 31 Abs. 2 HSOG
nicht erfasst.

Von ihnen ausgehende Gefahren kann mit den klassischen Platzverweisen i.S.d
8.31 Abs. 1 HSOG und Ingewahrsamnahmen gem. § 32 Abs. 1 Nr. 3 HSOG be-
gegnet werden.

Eigentums- oder Besitzrechte des Taters/der Taterin an der Wohnung sind
unerheblich.

Raumlicher Anwendungsbereich

Unter Wohnung sind Wohn- und Nebenrdume, Arbeits- und Geschaftsraume, so-
wie anderes befriedetes Besitztum, das mit diesen Raumen im Zusammenhang
steht, zu verstehen. Das Gesetz sieht keine Beschrankung einer Wegweisung/eines
Betretungsverbots auf bestimmte R&umlichkeiten innerhalb einer Wohnung vor.
Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass ohne eine klare raumliche Trennung kein
wirksamer Schutz des Opfers zu gewahrleisten ist.

Eine nur teilweise Wohnungsuberlassung bei Gewalttaten ist im Rahmen der
VerhaltnismanRigkeit im Einzelfall zu prifen, wobei dem Schutz des Opfers Vorrang
einzuraumen ist.

Zum unmittelbar angrenzenden Bereich sind z.B. der Eingangsbereich zur Woh-
nung (Treppenhaus, Stral3e vor dem Eingangsbereich) und der angrenzende Stra-
Benbereich zu verstehen. Die Polizei hat dem Téater/der Taterin den Umge- bungs-
bereich einer Wohnungswegweisung bzw. eines Betretungsverbotes genau zu be-
nennen, um dem Bestimmtheitsgebot zu gentigen.

Die Vorschrift des § 31 Abs. 2 HSOG bezweckt nach ihrem Wortlaut nur die Gefah-
renabwehr innerhalb der Wohnung und des unmittelbaren rdumlichen Umfelds. Be-
steht die Gefahr, dass der Tater/die Taterin dem Opfer an einem anderen Ort (z.B.
Arbeitsstatte) auflauert und es gefahrdet, besteht die Moglichkeit, neben der Weg-
weisung/dem Betretungsverbot weitere Malinahmen, gestltzt auf die polizeiliche
Generalklausel bzw. Standardbefugnisse (z.B. Annaherungsverbot, Platzverweis,
Ingewahrsamnahme), zu verfiigen.

Einen nachhaltigen Schutz kann das Opfer jedoch nur durch die Beantragung einer
gerichtlichen Schutzanordnung nach § 1 GewSchG erreichen.

Zeitlicher Anwendungsbereich

Die 14-Tagesfrist hat der Gesetzgeber unter Berticksichtigung der besonderen Be-
lastung des Opfers, einer ggf. in Anspruch zu nehmenden Beratung und angesichts
der Feiertags- und Wochenendproblematik fiir angemessen erachtet. Die Verfi-
gung sollte daher regelméafig fur die Dauer von 14 Tagen ausgesprochen werden.
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Zur Frage der Verlangerung um bis zu weiteren 14 Tagen, wird an dieser Stelle
darauf hingewiesen, dass Voraussetzung hierfir ein zuvor gestellter Antrag des Op-
fers nach dem Gewaltschutzgesetz ist.

Uber die Verlangerung der Frist nach § 31 Abs. 2 S. 4 HSOG entscheidet
grundsatzlich die Behdrde, von der auch die urspringliche Anordnung erlas-
sen wurde.

Einen Richtervorbehalt schreibt das Gesetz nicht vor.

Eine vorzeitige Aufhebung der Verfugung durch die Polizei kommt allerdings in Be-
tracht, wenn sich die Gefahrenprognose als unzutreffend erweist (z.B. Falschaus-
sage des Opfers).

Prufung der Verhaltnismaligkeit

Vor der Durchsetzung der Mal3nahme ist die Geeignetheit, Erforderlichkeit und Ver-
haltnismaRigkeit im engeren Sinne zu prufen.

Eine drohende Wohnungslosigkeit macht die Mal3hahme grundsatzlich nicht unver-
haltnismanig. Ihr kann durch Hinweis auf entsprechende Unterkunftsmoglichkeiten
oder durch Einschaltung der zustandigen Behérde begegnet werden.

Ein Verzicht auf Mallnahmen i.S.d. 8 31 Abs. 2 HSOG aus Grinden einer bestimm-
ten Volks-, Kultur- oder Religionszugehorigkeit ware mit Art. 3 GG nicht vereinbar.

Ebenso ist ein der Wegweisung oder dem Betretungsverbot entgegenstehender
Wille des Opfers unbeachtlich. Entscheidend ist die Prifung, ob dem Opfer weitere
Gewalt droht.

Ein Absehen von Wegweisung und Betretungsverbot kann z.B. in folgenden
Fallen in Betracht kommen:

Der Tater kann aus gewichtigen gesundheitlichen Grinden (z.B. starke
Gehbehinderung, fehlendes Sehvermdgen) nicht ,auf die Stral3e geschickt”
werden.

Das Gewaltopfer verfligt Uber eine eigene Zweitwohnung, in die es sofort
und ohne berufliche oder sonstige Nachteile ziehen kann.

Durchsetzung der Verfigung

Die Wegweisungsverfiugung bzw. das Betretungsverbot kdnnen mit den Mitteln des
unmittelbaren Zwangs durchgesetzt werden. Ein Widerspruch des Taters/der Ta-
terin hat keine aufschiebende Wirkung (8 80 Abs. 2) Ziff.2 VwGO).
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Der Tater/die Taterin kann bei einem Verstol3 gegen die Verfugung in den Fallen
des 8§ 31 Abs. 2 HSOG zur Durchsetzung dieser Verfigung in Gewahrsam ge-
nommen werden (8 32 Abs. 1 Nr. 3 HSOG). Eine Ingewahrsamnahme kann auch
zur Verhinderung (weiterer) unmittelbar bevorstehender Straftaten (z.B. Hausfrie-
densbruch, Korperverletzungen) erfolgen ( § 32 Abs. 1 Nr. 2 HSOG). Uber die Fort-
dauer der Ingewahrsamnahme ist unverziglich eine richterliche Entscheidung (8
32 ff. HSOG) einzuholen. Die Dauer der richterlich angeordneten Freiheitsentzie-
hung darf in den Fallen des § 32 Abs. 1 Nr. 2 HSOG 6 Tage nicht tiberschreiten.

Form der Wegweisung

Wegweisung aus der Wohnung und Betretungsverbot werden als Verwaltungsakt in
Gegenwart des Taters/der Taterin in der Regel mundlich angeordnet. Die Mal3nah-
me ist schriftlich zu begriinden und zu bestatigen, wenn hieran ein berechtigtes In-
teresse besteht (etwa wegen der Absicht der betroffenen Person, Widerspruch und
Klage zu erheben bzw. einstweiligen Rechtsschutz beim Verwaltungsgericht zu er-
wirken) und die Person dies unverziglich verlangt (8 37 Abs. 2 und § 39 HVWVIG).

Im Interesse der Rechtssicherheit fir die Betroffenen ist die in Anlage 4 vorliegende
Verfiigung (Durchschreibesatz) in diesen Fallen stets zu verwenden.
Eine Durchschrift ist dem Opfer auszuhandigen.

Strafverfolgung

Auch bei den Delikten der h&uslichen Gewalt gilt der Strafverfolgungszwang gem.

8 163 StPO. Deshalb sind nach der StPO alle keinen Aufschub gestattenden Mal3-
nahmen zu treffen. Dies gilt auch bei Antragsdelikten, was in den Richtlinien fiir das
Straf- und Bul3geldverfahren (RiStBV) in Nr. 6 Abs. 1 Satz 2 festgeschrieben ist.
Fur Korperverletzungsdelikte innerhalb von engen Lebensgemeinschaften kann
gem. Nr. 86, 233,234 RiStBV von einem (besonderen) o6ffentlichen Interesse an der
Strafverfolgung und Erhebung der offentlichen Klage ausgegangen werden.

Nr. 86 RiStBV

»(1) Sobald der Staatsanwalt (StA) von einer Straftat erfahrt, die mit der Pri-
vatklage verfolgt werden kann, prift er, ob ein 6ffentliches Interesse an der
Verfolgung von Amts wegen besteht.”

»(2) Ein offentliches Interesse wird in der Regel vorliegen, wenn der Rechts-
frieden Uber den Lebenskreis des Verletzten hinaus gestort und die Strafver-
folgung ein gegenwartiges Anliegen der Allgemeinheit ist, z.B. wegen des
Ausmalies der Rechtsverletzung, wegen der Rohheit oder Gefahrlichkeit der
Tat, der niedrigen Beweggrinde des Taters oder der Stellung des Verletzten
im offentlichen Leben.

Ist der Rechtsfrieden Uber den Lebensraum des Verletzten hinaus nicht ge-
stort worden, so kann ein oOffentliches Interesse auch dann vorliegen, wenn
dem Verletzten wegen seiner personlichen Beziehung zum Tater nicht zu-
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gemutet werden kann, die Privatklage zu erheben und die Strafverfolgung ein
gegenwartiges Anliegen der Allgemeinheit ist.”

»(3) Der StA kann Ermittlungen dartber anstellen, ob ein offentliches Interes-
se besteht.”

Nr. 233 RiStBV

,Das offentliche Interesse an der Verfolgung von Korperverletzungen ist vor allem
dann zu bejahen, wenn ein rohe Tat, eine erhebliche Misshandlung oder eine er-
hebliche Verletzung vorliegen (vgl. Nr. 86). Dies gilt auch, wenn die Koérperverlet-
zung in einer engen Lebensgemeinschaft begangen wurde; Nr. 235 Abs. 3 gilt ent-
sprechend.”

Nr. 234 Abs. 1 RIStBV

»(1) Ein besonderes offentliches Interesse an der Verfolgung von Korperverletzun-
gen ( 8 230 Abs. 1 Satz 1 StGB ) wird namentlich dann anzunehmen sein, wenn der
Tater einschlagig vorbestraft ist, roh oder besonders leichtfertig gehandelt hat,
durch die Tat eine erhebliche Verletzung verursacht wurde oder dem Opfer wegen
seiner personlichen Beziehung zum Téater nicht zugemutet werden kann, Strafan-
trag zu stellen, und die Strafverfolgung ein gegenwartiges Anliegen der Allgemein-
heit ist. Nr. 235 Abs. 3 gilt entsprechend. Andererseits kann auch der Umstand be-
achtlich sein, dass der Verletzte auf Bestrafung keinen Wert legt.”

Eine Verweisung auf den Privatklageweg ist deshalb nicht zuldssig. Es ist
vorzugehen, als handele es sich um ein Offizialdelikt, d.h. die Anzeige ist in
jedem Fall seitens der Polizei vorzulegen, auch wenn das Opfer keinen Straf-
antrag stellen will.

Gerade die dem Anwendungsbereich des § 31 Abs. 2 HSOG unterliegenden Falle
werden regelmaliiig zugleich den Verdacht einer Straftat begriinden. Die diesbeziig-
lichen strafprozessualen Vorschriften werden von den polizeirechtlichen Vorschrif-
ten nicht beruhrt. Gefahrenabwehr und Strafverfolgung haben parallel zu erfolgen.
So kénnen z.B. die erkennungsdienstliche Behandlung, die Blutentnahme oder U-
rinprobe sowie die Sicherstellung/Beschlagnahme von Gegenstdnden auch bei
hauslicher Gewalt angewandt werden.

Die Beeinflussung des Opfers sowie von Zeugen kann den Haftgrund der
Verdunkelungsgefahr gem. § 112 Absatz 2 StPO erfullen.

Ebenso kénnen die Voraussetzungen fir ein beschleunigtes Verfahren vorliegen
(Hauptverhandlungshaft gem. 8 127 b StPO i.V.m. 88 417 ff. StPO).

In diesem Zusammenhang ist die Bedeutung der Dokumentation der Tat fiir einen
Antrag des Opfers nach dem Gewaltschutzgesetz zu betonen. Je sorgfaltiger die
Dokumentation der Bedrohung/der Gewalttat geschieht, desto leichter wird es dem
Opfer fallen, eine Anordnung nach dem Gewaltschutzgesetz zu erreichen.
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Gewaltschutzgesetz

Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und
Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der Ehewohnung bei
Trennung (GewSchG, BGBI. |, S. 3513 v. 11.Dezember 2001).

Grund fur dieses am 01.01.2002 in Kraft getretene Gesetz waren die Schwierigkei-
ten bei der Geltendmachung verfahrensrechtlicher Unterlassungsanspriiche nach
der bisher bestehenden Rechtslage sowie die Ineffektivitat der Vollstreckung.

Um hier einen verbesserten Opferschutz zu erreichen, wurden die Eingriffsschwelle
zum Erlass von Schutzanordnungen abgesenkt, klare Rechtsgrundlagen fir
Schutzanordnungen und die Mdglichkeit der Vollstreckung der Schutzanordnungen
durch unmittelbaren Zwang geschaffen sowie eine Erganzung durch eine Strafvor-
schrift vorgenommen.

Einzelne Regelungen

8 1 GewSchG

regelt die Befugnis der Zivilgerichte, bei vorsatzlichen und widerrechtlichen Verlet-
zungen des Korpers, der Gesundheit oder der Freiheit einer Person die zur Abwen-
dung weiterer Verletzungen erforderlichen MalRnahmen zu treffen. Dies gilt ebenso
fur die Falle der widerrechtlichen Drohung mit einer Rechtsgutverletzung sowie be-
stimmte unzumutbare Belastigungen. Unter Gesundheit ist hierbei auch die psychi-
sche Gesundheit zu verstehen.

In Absatz 1 werden in den Nummern 1 bis 5 — nicht abschlieBend — mdgliche
Schutzanordnungen aufgezahlt. Diese sind im Regelfall zu befristen und sind aus-
geschlossen, wenn dem Erlass die Wahrnehmung berechtigter Interessen des Ta-
ters entgegen stehen.

Der Erlass von Schutzanordnungen setzt das Bestehen eines materiell-rechtlichen
Unterlassungsanspruches gemalf den 88 823, 1004 BGB voraus. Eine Beschran-
kung auf das Bestehen einer engen sozialen Beziehung findet nicht statt.

8 1 Abs. 2 GewSchG stellt sicher, dass der Erlass von Schutzanordnungen auch
moglich ist bei Drohungen mit einer Verletzung des Lebens, des Korpers, der
Gesundheit oder der Freiheit oder wenn eine Person widerrechtlich und vorsatzlich

= in die Wohnung einer anderen Person oder deren befriedetes Besitztum
eindringt
oder

= eine andere Person dadurch unzumutbar beléstigt, dass er ihr gegen den
ausdrucklichen erklarten Willen wiederholt nachstellt oder sie unter Verwen-
dung von Fernkommunikationsmitteln verfolgt (sog. ,Stalking®).

Die vorgenannten Schutzanordnungen kénnen auch ergehen, wenn der Tater/die
Taterin sich in einem die freie Willensbestimmung ausschlieRenden Zustand krank-
hafter Storung oder Geistestatigkeit befindet und sich voribergehend durch legale
oder illegale Drogen in diesen versetzt hat.
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8§ 2 GewSchG )

regelt den Anspruch auf Uberlassung einer gemeinsam genutzten Wohnung.

Voraussetzung fur die Wohnungsuberlassung ist die gemeinsame Haushaltsfiih-

rung. Hierzu heil3t es in der Begriindung wortlich: ,Unter dem Begriff ,auf Dauer an-

gelegter gemeinsamer Haushalt“ ist eine Lebensgemeinschaft zu verstehen,

= die auf Dauer angelegt ist,

= keine weiteren Bindungen gleicher Art zulasst und

= sich durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges flreinander
Einstehen begrinden und

= die Uber eine reine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen.”

Diese Vorschrift ist subsidiar gegeniber § 1361b BGB.
Dort wird ein originarer materiell-rechtlicher Anspruch auf Wohnungsiiberlassung im
Fall einer bestehenden Ehe begriindet.

Die Uberlassung der Wohnung nach § 2 GewSchG ist moglich, wenn die Voraus-
setzungen des 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 GewSchG vorliegen. Sofern dem Tater ein Recht
an der gemeinsam genutzten Wohnung zusteht, ist diese Malinahme auf bis zu 6
Monate zu befristen.

Diese Frist kann um hodchstens weitere 6 Monate verlangert werden, wenn dem Ta-
ter allein oder mit einem Dritten ein Recht an der Wohnung zusteht.

Der Anspruch auf Wohnungstiberlassung ist ausgeschlossen, wenn

= keine Wiederholungsgefahr gegeben ist (jedoch besteht eine grundsatzliche
Vermutung fur das Vorliegen einer Wiederholungsgefahr, welche ggf. vom
Tater zu widerlegen ist.)

= die Uberlassung der Wohnung nicht innerhalb von 3 Monaten schriftlich vom
Tater verlangt wird (hierbei handelt es sich um eine Ausschlussfrist.)
oder

= der Uberlassung an die verletzte Person besonders schwerwiegende Belan-
ge des Taters entgegen stehen

Gemal3 Absatz 4 ist der Tater/die Taterin verpflichtet, alles zu unterlassen, was die
Ausibung des Nutzungsrechtes vereiteln oder erschweren kann.

Absatz 5 regelt die Zahlung eines Nutzungsentgeltes, soweit dies der Billigkeit ent-
spricht.

Gemal Absatz 6 kann auch im Falle der Bedrohung nach § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
GewSchG die Wohnungsiiberlassung verlangt werden, wenn dies erforderlich ist,
um eine unbillige Harte zu vermeiden.
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8 3 GewSchG

stellt klar, dass im Verhaltnis der verletzten Person zu den Eltern und zu sorgebe-
rechtigten Personen an die Stelle der Vorschriften des GewSchG die Vorschriften
fur das Sorgerechts-, Vormundschafts- oder Pflegeschaftsverhéltnis treten.

8 4 GewSchG

stellt die Zuwiderhandlung gegen eine vollstreckbare Anordnung nach § 1
Abs. 1 GewSchG unter Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

Die Strafnorm des 8 4 GewSchG (Offizialdelikt) greift nur dann ein, wenn ein Ver-
stol3 gegen eine gerichtliche Schutzanordnung nach 8 1 GewSchG vorliegt.

Polizeiliches Vorgehen in Fallen hauslicher Gewalt

Einsatze im Bereich hauslicher Gewalt gehéren zu den schwierigsten polizeilichen
Aufgaben mit einem hohen Gefahrdungsrisiko flr die Einsatzkrafte.

Aufgrund der Komplexitat der Einsatzablaufe und der polizeilichen Mal3hahmen an-
lasslich von hauslicher Gewalt ist das polizeiliche Vorgehen nicht nach einem ex-
akten ,Rezept” planbar, sondern jede Einsatzlage erfordert von den einschreitenden
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten eine sensible und differenzierte Arbeitswei-
se.

Schon vor dem Eintreffen am Tatort sollten deshalb so viele Informationen wie
moglich zur Verfigung stehen. Je mehr Angaben die Polizei durch Opfer bzw. mit-
teilende Personen erhalt, umso besser kdnnen sich die Beamtinnen und Beamten
auf die zu erwartende Situation einstellen.

Bereits bei Eingang eines Notrufes sollten alle tatrelevanten Informationen erfragt
werden.

Die in der Anlage 2 aufgefiihrten Merkblatter, sowie die Checkliste in Anlage 1, sol-
len als Hilfestellung und Handlungsrahmen fiir die Bewaltigung der polizeilichen
Einsatzmafinahmen in diesem schwierigen Bereich angesehen werden.

Wichtige tUber diese Handlungsleitlinien hinausgehende Informationen fiir Opfer von
hauslicher Gewalt sind dem im IntraPol eingestellten Opferleitftaden (Umgang mit
Kriminalitatsopfern und Zeugen) zu entnehmen.

Die nachhaltige Wirkung eines oft erstmals nach polizeilichem Einschreiten begon-
nenen Interventionsverlaufs zur Verhinderung von Gewalt im h&uslichen Bereich
setzt eine enge Kooperation und zeitnahes Ineinandergreifen abgestimmter Mal3-
nahmenkonzepte der Polizei, der Justiz, der kommunalen bzw. der allgemeinen
Sozialdienste, der Beratungs- und der Hilfeeinrichtungen sowie weiterer ggf. ortli-
cher Institutionen voraus (sog. Netzwerke).

Gerade Frauen, die besonders gefahrdet sind oder aufgrund der Gewalterfahrung
eine psychosoziale Unterstlitzung in einem geschiitzten Raum bendétigen, werden
in Frauenhdusern und Gewaltberatungsstellen professionelle Hilfe erfahren.

Ein Informations- und Erfahrungsaustausch kann z.B. auf regionaler oder ortlicher
Ebene in Form von ,Runden Tischen® erfolgen. Es sollten verbindliche Verfahrens-
weisen abgestimmt und notwendige MafRnahmen im Rahmen der jeweiligen Zu-
standigkeit erértert werden.
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Beratung und Hilfe fur Opfer und Téater durch Facheinrichtungen

Konsequentes polizeiliches Einschreiten allein kann nur zur kurzfristigen Problem-
I6sung bei Gewaltbeziehungen beitragen. Es bedarf daher auch auf mittel- bis
langfristige Wirkungen ausgerichteter HilfemalRnahmen fur Opfer und Téater. Fur
diese wichtige Arbeit gibt es in unterschiedlicher Auspragung Beratungs- und Hilfe-
einrichtungen. Zum polizeilichen Einsatz gehoért daher auch die Information der Be-
troffenen Uber diese Angebote.

Zur proaktiven Beratung der Opfer haben sich mittlerweile unterschiedliche Fach-
stellen gebildet, die eine von dort initilerte Kontaktaufnahme mit dem Opfer anbie-
ten. Sofern die Opfer hauslicher Gewalt mit einer solchen Kontaktaufnahme durch
die Beratungs- oder Hilfeeinrichtung einverstanden sind, kann die Polizei die dazu
notwendigen Daten weitergeben. Das entsprechende Formblatt liegt als Anlage 5
bei.



-Handlungsleitlinien zur hauslichen Gewalt- 27

Anlage 3
Allgemeine Hintergrundinformation zur hauslichen Gewalt

Vorbemerkung

Mannliche gegen ihre Partnerinnen gerichtete Gewalt verursacht den Hauptteil der polizei-
lichen Einsatze bei Gewalt im sozialen Nahraum. Da diese Form der Gewalt in den ver-
gangenen Jahren auch in den Mittelpunkt des politischen und 6ffentlichen Interesses ge-
ruckt ist, verfugen wir Uber wissenschaftliche Erkenntnisse aus verschiedenen internatio-
nalen und nationalen Forschungen.

Wertvoll fur das Verstandnis mannlicher Beziehungsgewalt sind auch die Erfahrungen der
bereits 1988 in Hamburg gegrindeten Beratungsstelle ,Manner gegen Mannergewalt®, die
pro Jahr mittlerweile etwa 500 Manner mit Gewaltproblemen berat. Demnach gibt es tber-
einstimmende Ursachen und Hintergriinde hauslicher Gewalt, unabhangig von Alter, Nati-
onalitat, Bildung, Einkommen, Aussehen oder Suchtproblematik der gewaltaustibenden
Manner.

Die derzeit kontrovers diskutierten Untersuchungen, die angeblich ein ebenbulrtiges Ge-
waltpotential bei Frauen gegen ihre Partner belegen, sind von der Methodik und Aussage-
kraft her umstritten. Die Ursachen weiblicher Beziehungsgewalt sind noch weitgehend un-
erforscht. Konsequentes Einschreiten auch gegen ,Frauengewalt” wird dazu beitragen,
dieses Dunkelfeld aufzuhellen. Im alltaglichen Einsatzgeschehen der Polizei spielt sie eine
untergeordnete Rolle.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen zu den Hintergrinden, Ursachen und der Dynamik
hauslicher Gewalt in diesem Kapitel fassen ausschliel3lich Ergebnisse der Literatur und
Forschung Uber mannliche Beziehungsgewalt zusammen, weil diese Gewalt derzeit noch
den Hauptteil der polizeilichen Arbeit bei Gewalt im sozialen Nahbereich ausmacht.

a) Ursachen hauslicher Gewalt

Gewalt, die Manner gegen ihre Partnerinnen richten, hat viele Ursachen. Folgt man den
vielen Ubereinstimmenden Berichten, ist sie aber kein plotzliches Ereignis, das aufgrund
eines ,Fehlverhaltens der Frau oder durch Ubermé&Rigen Alkoholkonsum des Mannes
verursacht wird. Provokationen der Frau oder Alkohol dienen vielmehr als naheliegende
Entschuldigungen, um die Verantwortung fur die Gewalthandlung &uf3eren Faktoren zu-
schreiben zu kdnnen.

Die mannliche Identitat ist haufig nicht mit Angst- und Ohnmachtgefuhlen vereinbar. Am
besten erscheint es, diese unerwtinschten Geflhle gar nicht erst wahr zu nehmen. Schon
fur einen kleinen Jungen sind Sensibilitat, Passivitat oder gar Flucht als Mittel zur Konflikt-
I6sung fragwirdig oder gar ausgeschlossen. Dagegen wird ein Mann umso mehr Misser-
folgen, Krankungen und Versagensangsten ausgesetzt sein, je geringer er sein Selbstbe-
wusstsein entwickeln konnte. Gewalttatige Manner weisen regelmafig ein unflexibles tra-
ditionell gepréagtes Mannlichkeitsbild in Kombination mit einem destabilisierten Selbstbe-
wusstsein auf. Kann ein gewalttatiger Mann nicht adaquat mit unerwtinschten Gefuhlen
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umgehen, entscheidet er sich fur die gewaltsame Abwehr von Angst und Hilflosigkeit und
zwingt sie der Frau auf.

Seine Partnerin ist oft der Mensch, den der (gewalttatige) Mann am meisten liebt und von
dem er sich in besonderem Mal3e abh&ngig fuhlt. Sie kann ihn am leichtesten kranken,
verunsichern und destabilisieren. Viele der betroffenen Manner werden daher ausschliel3-
lich gegen ihre Partnerin gewalttatig. Ein vermeintlich oder tatsachlich drohender Verlust
des geliebten Menschen ist nicht nur die grof3te Krdnkung, sondern lost auch die meisten
Angste und Ohnmachtgefiihle aus.

Die Gewalt dient dem Mann zur Abwehr dieser unerwinschten, mit seinem mannlichen
Selbstbild nicht zu vereinbarenden Gefiihle. Wenn er zuschlagt, ist er nicht langer ohn-
machtig, sondern er kann wieder handeln und erhalt wenigstens in dieser kurzen Phase
das Gefuhl von Macht und Kontrolle zurtick.

Dies erklart auch die manchmal irrational eskalierenden Handlungen eines Mannes, der
seine Frau in Trennungssituationen totet und als Grund angibt, dass er ohne sie nicht le-
ben kann.

Aus der Forschung (z.B. einer Untersuchung des Kriminologischen Institutes Niedersach-
sen zu Ursachen der Jugendgewalt, 1998) gibt es Belege dafir, dass die ,nur* miterlebte
Gewalt bei den Eltern eine gewalttatige Entwicklung, vor allem des mannlichen Jugendli-
chen fordert. Tatsachlich weisen die meisten Tater und Opfer, die in qualenden Gewaltbe-
ziehungen verharren, entsprechende Erfahrungen aus ihrem Elternhaus auf.

Warum Kinder so nachhaltig und negativ beeinflusst werden, wurde ebenfalls erforscht.
Durch Untersuchungen von Kindern, die mit ihren Muttern in ein Frauenhaus flichten
mussten, weild man, dass fur Kinder die Gesundheit und das Leben der Mutter bedrohen-
de Angriffe durch den Vater existenzielle Angste auslésen. Wiederholen sich diese angst-
auslosenden Situationen, sind Kinder, um seelisch nicht zu zerbrechen, gezwungen, sich
in dem Gewaltgeflige zu positionieren, d.h., sie nehmen entweder die Sichtweise der Mut-
ter oder des Vaters ein und verinnerlichen sie. Ob schon die Wahl des spater gewalttéti-
gen/gewalterduldenden Partners unbewusst diesem vertrauten Muster folgt, ist noch nicht
abschlieRend belegt.

b) Entwicklung der Gewaltbeziehung

Zu Beginn steht, wie bei allen Liebesbeziehungen, die Phase der Verliebtheit und gegen-
seitiger Idealisierung. Spater kbénnen Eifersucht und Beeintrachtigungen, z.B. Kontrolle
samtlicher finanzieller Ausgaben, Entzug von Geld, Verbot zu arbeiten, Absprechen von
personlichen Fahigkeiten vorkommen. Vielfach versuchen Manner ihre Frauen von ande-
ren sozialen Kontakten zu isolieren. Diese Verhaltensweisen werden von den Frauen oft
nicht als Signal fur ein ernstzunehmendes Beziehungsproblem erkannt.
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Die erste korperliche Gewalt wird zunachst als Einzelereignis erlebt. Erleichtert wird diese
Einschatzung seitens der Frau durch ggf. gezeigte Reue des Mannes und seinen Beteue-
rungen dies nicht zu wiederholen.

Vermeidet der Mann die Klarung der in ihm liegenden Ursachen und die Ubernahme der
Verantwortung fir seine Gewalthandlung, folgen weitere Ubergriffe in immer kiirzeren Ab-
standen. Die Misshandlungen kénnen von Schubsen, Ohrfeigen, Beil3en, Ein/Aussperren
und an den Haaren zerren, Uber Treten, Schlagen, Faustschlage bis hin zu Folterung,
Werfen aus dem fahrenden Wagen, Wirgen oder sogar Tétung reichen. Symptomatisch
fur eine gewalttatige Beziehung ist, dass das Ausmalfi der Gewalt und die Haufigkeit konti-
nuierlich zunehmen (siehe Gewaltspirale).

c) Dynamik bei hduslicher Gewalt (Gewaltspirale)

1. Spannungsphase 2. Gewaltausbruch

3. Phase der
Wiedergutmachung

5. Phase des Schweigens

4. Phase der Verdrangung

1. Spannungsphase

Spannungsaufbau mit psychischen oder physischen Ubergriffen, wie lbersteigerte Eifer-
sucht, Demitigungen, Abschneiden von sozialen Kontakten etc.. Die Frau versucht, den
Mann zu beruhigen und passt ihr Verhalten an. Der Mann kann sein inneres Problem nicht
l6sen, seine Angste verstarken sich.

2. Gewaltausbruch

Ein dulReres Ereignis, z.B. eine Krankung im Berufsalltag oder im Rahmen eines Bezie-
hungsstreites, fiihrt zu einem akuten Ausbruch von Gewalttatigkeit verbunden mit einem
hohen Mafl3 an Destruktivitat. Auch wenn die Frau schon schwer verletzt ist, hort der Mann
haufig nicht auf, sie zu misshandeln. Der erste Schlag erfolgt bewusst, der Mann erlebt
sich als méannlich aktiv und handelnd (Delegation der eigenen Angst- und Ohnmachtsge-
fuhle an die Frau), nach den ersten Schlagen sind haufig ein ,Blackout* und Erinnerungs-
licken die Folge.
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3. Phase der Wiedergutmachung

Zunéchst Erleichterung, dann Schuldgefiihle, Reue, Beteuerungen und der Wunsch, es
ungeschehen zu machen. Die Frau ist schockiert, verletzt, durch den abrupten Wechsel
von Gewalt und Zartlichkeit verwirrt, lehnt jede Form von N&ahe und Hilfeleistungen ab,
damit Abstand gewahrt wird, bagatellisiert das Geschehen, trostet den weinenden Mann
oder Ubergeht die Gewalttat durch banales Alltagshandeln (Aufraumen etc.).

4. Phase der Verdrangung

Bis jetzt ist dem Mann klar, dass er die Gewalt ausgetbt hat. Wenn er aufgrund langjahri-
ger Gewaltaustubung nicht grundsatzlich schon der Auffassung ist, dass es sein gutes
Recht ist, seine Frau zu beherrschen, fragt er sich, wie es nur dazu kommen konnte, dass
er die geliebte Frau so schwer misshandeln konnte. Er sucht nach Entschuldigungsgrin-
den. Verantwortung fur Gewalt und Schuld an einem Streit vermischen sich: Die Verant-
wortung fir den Gewaltausbruch wird, aufgrund eines tatsachlichen oder vermeintlichen
Fehlverhaltens der Frau, an diese abgegeben. Die Frau hat eine hohe Bereitschaft, die
Verantwortung fur die Gewalttat zu tbernehmen, in dem Bedurfnis, so die erlittene und als
entsetzlich erlebte Angst- und Ohnmachtsituation rtiickwirkend und in die Zukunft gerichtet
kontrollierbarer zu machen. Wenn sie glauben kann, dass sie es war, die den Grund flr
die Gewalt geliefert hatte, gewinnt sie die Vorstellung, Einfluss gehabt zu haben und Ge-
waltausbruche in Zukunft vermeiden zu kénnen.

5. Phase des Schweigens

Die Partner bemihen sich, die Gewalttat zu vergessen und die unangenehmen Geflhle
daraus zu verdrangen. Fur den Mann, der sich entschuldigt (im wahrsten Sinne des Wor-
tes: ,entschuldet) und geschworen hat, dass ,es" sich nie wiederholen wird, ist das The-
ma abgeschlossen. Die Frau, die Mitschuld tbernommen hat, rihrt das Thema nicht mehr
an, auch, um keine neue Gewalt zu provozieren. Wenn die Phase des Schweigens er-
reicht ist, ist es sicher, dass der Mann wieder gewalttatig werden wird, weil er sein eigent-
liches Problem nicht bearbeitet und gel6st hat. Er wird weiterhin unfahig sein, emotionalen
Stress adaquat zuzulassen und zu verarbeiten, es wird wieder einen Anlass geben und
der Kreis schlieRt sich. Der nachste diesmal noch brutalere Ubergriff ist nur eine Frage der
Zeit.
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d) Warum Frauen nicht gehen

Trotz erheblicher Verletzungen und Demutigungen verharren Frauen im Durchschnitt sie-
ben Jahre in einer gewalttatigen Beziehung. Bei oberflachlicher Betrachtung erscheint dies
irrational und erweckt vordergriindig den Eindruck, dass die betroffene Frau mit ihrer Situ-
ation einverstanden sei. Dies ist zweifelsfrei nicht der Fall. Aber dadurch, dass sie glaubt
die Gewalt mit verursacht zu haben und sich - im Gegensatz zu ihrem Partner - schuldig
fahlt, kann sie sich nur schwer aus der Beziehung l6sen. Darlber hinaus gibt es vielerlei
Grinde, die es Frauen unmoéglich macht, den Mann trotz massiver Gewalthandlungen
nicht zu verlassen.

Diese konnen sein:
Abhéangigkeit (wirtschaftliche und existentielle Angste, Angst vor Statusverlust)

Verantwortungsbewusstsein (Familie nicht auseinanderrei3en, den Kindern den
Vater erhalten)

gesellschaftlicher Druck (Religion lasst eine Scheidung nicht zu, Druck durch das
soziale Umfeld, oder die Frau will das Scheitern der Beziehung verhindern, um in
ihrer weiblichen Rolle nicht zu versagen)

Hoffnung (in den Zeiten, in denen der gewalttatige Mann Reue zeigt, kann die Be-
ziehung besonders intensiv sein, was immer wieder Anlass zur Hoffnung auf eine
Besserung der Situation gibt. Es ist auch leichter zu hoffen, als zu gehen.)

Isolation (Kontakte auf3erhalb der Ehe sind meist stark reduziert, Kinder werden
seitens des Mannes als Druckmittel eingesetzt, um die Frau am Verlassen zu hin-
dern. Die Frau fuhlt sich in einer ausweglosen Situation.)

Angst (Frauen beflirchten, insbesondere in der Trennungsphase, eine Steigerung
der Gewalt durch den Mann. Erfahrungen zeigen, dass diese Angst berechtigt ist.),

psychologische Aspekte (das Selbstwertgefiihl und die Fahigkeit, aus eigener
Kraft Veranderungen herbeizufiihren, sind durch die lange Phase der Erniedrigung
und Demdutigung erheblich reduziert.)

~Stockholm-Syndrom* (schwer misshandelte Frauen zeigen oft &hnliche Reaktio-
nen wie Opfer von Geiselnahmen: die Identifikation/Verbriiderung mit dem Gewalt-
tater ist eine Uberlebensstrategie in Extremsituationen)
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e) Wie kénnen SIE die Erkenntnisse fur IHRE Arbeit nutzen?

Professionell arbeiten|

Bei hauslicher Gewalt gerat die Polizei nicht in einen plotzlich eskalierten Konflikt, wie z.B.
bei einer Kneipenschlagerei, sondern dringt an einem bestimmten Punkt in einen dynami-
schen und nach bestimmten Regeln ablaufenden Kreislauf ein. Dies kann am Anfang der
gewalttatigen Entwicklung der Beziehung sein, manchmal aber befindet sich das Paar
schon jahrelang in der sich immer weiter zuspitzenden Gewaltspirale, oder bewegt sich
bereits auf ihr Ende zu, der drohenden oder bereits vollzogenen Trennung.

Wenn SIE Hintergriinde und Dynamik der hauslichen Gewalt im Allgemeinen kennen,
mussen SIE im Einzelfall weniger Energie aufwenden, um nicht in den unangenehmen
Strudel des eskalierenden Beziehungsdramas hineingezogen zu werden. IHR Blick bleibt
unvoreingenommen auf das eigentliche Geschehen gerichtet und SIE veranlassen die
richtigen Maflinahmen.

Gefahren erkennen|

Oft, z.B. nach einer Mitteilung von Nachbarn, unterbricht das Eintreffen der Polizei die un-
kontrollierte Gewaltausibung. Die angetroffenen Partner reagieren je nach Temperament
aggressiv, geschockt, verstockt oder verwirrt.

Von ihrer psychischen Grundstruktur her sind Tater hauslicher Gewalt haufig aggressions-
gehemmt und angepasst. Es ist daher nicht ungewdhnlich, dass sich bei dem Einschreiten
der Autoritat ,,Polizei* der eben noch extrem brutale Tater pl6tzlich lammfromm und koope-
rativ verhalt und dies in scheinbarem Widerspruch zu der gemeldeten Gewalttat steht.

Trotzdem ist es auch maoglich, dass die hoheitliche Einmischung, z.B. im Moment des
.Blackouts®, massiv oder sogar mit Waffengewalt bekdmpft wird. Aufgrund der eher de-
pressiven Grundstruktur vieler Tater hauslicher Gewalt ist es, oft im Zusammenhang mit
einer drohenden oder nicht bewadltigten Trennung, nicht ausgeschlossen, dass sich der
Widerstand des Taters in Verzweifelungshandlungen wie Geiselnahme, T6tung und/oder
Freitod aul3ert.

\Widerspriiche verstehen|

Nicht selten hat bei Eintreffen der Polizei bereits die ,Phase der Wiedergutmachung“ be-
gonnen. Das Opfer ist noch schockiert und verwirrt, hat das Geschehene noch nicht reali-
siert, lehnt jede Hilfe und Einmischung ab, leugnet und bagatellisiert die Gewalthandlung.

Fur die Beurteilung der weiteren polizeilichen Mal3nahmen ist es wichtig zu wissen,
dass das Opfer trotz und gerade wegen der ablehnenden Haltung auf Hilfe von au-
Ben angewiesen ist.
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Straftaten aufklaren|

Die Kenntnis tber den Kreislauf hauslicher Gewalt ist auch fiir die Erhebung des Perso-
nalbeweises und die weitere Sachbearbeitung nitzlich. So werden sowohl Tater als auch
Opfer am ehesten in der Phase der ,Wiedergutmachung® offen Auskunft Gber die strafba-
ren Gewalthandlungen geben, d.h., wenn beide die Verantwortung fir die Gewalt noch
nicht auf die Frau und aulRere Umstande abgewalzt haben. SpontandufRerungen vor Ort
sollten daher dokumentiert und die Vernehmungen so zeitnah wie mdglich erfolgen.

Als Faustregel gilt, dass ein Strafverfahren gegen Tater hauslicher Gewalt umso er-
folgreicher beendet wird, je schneller Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht auf die
Gewalttat reagieren und das Opfer sofort soziale und beratende Unterstltzung er-
fahrt.

Zukiinftiger Gewalt vorbeugen|

In der Phase unmittelbar nach dem gewalttatigen Angriff schatzt ein Opfer auch seine ei-
gene Gefahrdung am realistischsten ein und ist am ehesten fur soziale Hilfeangebote auf-
geschlossen. Diese wiederum setzen den Tater unter Druck, Uber seine Verhaltensweise
nachzudenken und ggf. ebenfalls Beratungsangebote in Anspruch zu nehmen. Liegen
Vernehmungstermine erst ein bis zwei Wochen nach der Tat, ohne dass mittlerweile Inter-
ventionsmalinahmen erfolgten, ist haufig die ,Phase des Schweigens” erreicht, in der das
Paar die Schuldfrage zu Lasten des Opfers ,geklart* hat und die Gewalttat verdrangt wer-
den soll.

Die Ergebnisse internationaler Interventionskonzepte haben belegt, dass konse-
quentes polizeiliches Einschreiten gegen héausliche Gewalt in Verbindung mit
schneller sozialer Hilfe fir Frauen und Manner geeignet ist, den Gewaltkreislauf zu
unterbrechen .

\Wirkung erzielen|

Wenn SIE in eine von Gewalt betroffene Familie eindringen, reprasentieren SIE eine Uber-
geordnete Instanz, die Tatern, Opfern und deren Kindern vermittelt, dass die Gesellschatft
Gewalt in der Ehe und Partnerschaft nicht langer duldet.

Durch IHR Einschreiten werfen SIE sozusagen einen Stein in das Getriebe der zerstoéreri-
schen Gewaltspirale. Die Betroffenen bekommen so eine Chance inne zu halten und We-
ge aus dem Gewaltkreislauf zu finden.

Die konsequente Strafverfolgung h&uslicher Gewalt steht diesen Zielen nicht entgegen,
sondern fordert sie. SIE erfullen IHRE originédren polizeilichen Aufgaben Strafverfolgung
und Pravention, oder salopp ausgedruckt:

Wenn SIE entschlossen gegen hausliche Gewalt einschreiten, machen SIE einen
guten Job!
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Anlage 4
Polizeiprasidium s
Dienststelle or, Datum
Anschrift
Telefon
Schriftliche Bestatigung der Verfigung vom ........

Gegen Sie, Herr / Frau

(Name der/des Weggewiesenen, Geb.-Datum/ -Ort)
wurde ein(e)
O Wegweisungsverfugung/Betretungsverbot (§ 31 Absatz 2 HSOG)
O Annaherungsverbot (§ 11 HSOG)
O Kontaktverbot (§ 11 HSOG)
erlassen.
Kurzsachverhalt:
Ihnen wurde durch die mandliche Verfiigung vom ........... untersagt, den folgenden raum-

lichen Bereich zu betreten und sich darin aufzuhalten (Ort, StraRe, Hausnummer ggf. genaue
Bezeichnung des raumlichen Umfeldes, z.B. Kindergarten, Schule, Arbeitsstelle etc.)

Die mundlich ergangene Verfigung gilt bis zum Ablauf des . Die
MalRnahme endet mit Ablauf der angegebenen Frist oder der richterlichen Entscheidung
Uber zivilrechtliche Schutzmaflinahmen, wenn diese vor Ablauf der 0.g. Frist wirksam wird.

Falls Sie dem Betretungsverbot zuwider handeln, wird Ihnen bereits jetzt die Durchsetzung
mit Zwangsmitteln - bis hin zu einer Ingewahrsamnahme - angedroht.

Teilen Sie bitte der Polizei - im eigenen Interesse - Ihre neue Adresse/Erreichbarkeit mit.

Empfangsbestéatigung

Der Inhalt der Verfugung und die Details der rAumlichen Beschréankung wurden mir ergéanzend
erlautert .Ich habe die schriftliche Bestatigung der Verfiigung erhalten

(Datum, Uhrzeit und Unterschrift der/des Weggewiesenen)

Anordnende/r Beamtin/Beamter:

(Name, Unterschrift, Dienstgrad, Dienststelle)
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Rickseite Anlage 4

Begrindung / Belehrung

1. Platzverweis / Wegweisung / Betretungsverbot / Aufenthaltsverbot

Sie sind durch die in der Verfiigung genannten Tatsachen aufgefallen. Ihr Verhalten stellt
eine Gefahr fur die offentliche Sicherheit und Ordnung und eine gegenwartige Gefahr fur
Leib, Leben oder Freiheit einer in Ihrer Wohnung lebenden Person dar. Die getroffene
MalRnahme ist geeignet, erforderlich und angemessen, das angestrebte Ziel (Verhinde-
rung weiterer Gewalttaten) zu erreichen. Nur das unverzigliche Fernhalten Ihrer Person
von dem (den) angegebenen Ort(en) (Wohnung, Arbeitsstatte etc.) kann einer Gefahr ent-
gegenwirken oder die Begehung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten verhindern. Ei-
ne weniger einschneidende Mal3nahme ist nicht ersichtlich.

Ihnen wurde bereits Gelegenheit gegeben, dringend benétigte Gegenstande des personli-
chen Bedarfs mitzunehmen. Falls Sie nach der Wohnungsverweisung glaubhaft darlegen,
weitere noch in der Wohnung befindliche Gegenstande des personlichen Bedarfs dringend
zu bendtigen, dirfen Sie diese nur in Begleitung der Polizei aus der Wohnung holen. Die
gefahrdete Person wird vorher von der Polizei benachrichtigt.

Die Einhaltung der verfigten MalRhahme wird wéhrend ihrer Geltung durch die Polizei G-
berpraft.

Die MalRnahme kann um weitere 14 Tage verlangert werden, wenn bis zu diesem Zeit-
punkt eine wirksame richterliche Entscheidung tber den zivilrechtlichen Schutz nicht ge-
troffen worden ist.

2. Anhorung

Auf eine Anhorung gem. 8 28 Abs. 1 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz
(HVWVIG) kann in diesem Fall gem. § 28 Abs. 2 Nr. 1 HVwVfG verzichtet werden, da das
offentliche Interesse an der Vermeidung von Straftaten und der Beseitigung einer Gefah-
renlage eine sofortige Entscheidung verlangt. Das 6ffentliche Interesse ist in diesem Fall
hoher zu bewerten als das individuelle Interesse lhrer Person an vorherigem rechtlichen
Gehor.

3. Madglichkeit der Ingewahrsamnahme

Ich weise darauf hin, dass die Polizei gem. § 32 Abs. 1 Nr. 3 HSOG eine Person in Ge-
wahrsam nehmen kann, wenn dies unerlasslich ist, um einen Platzverweis nach
8 31 HSOG durchzusetzen.

4. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Verfugung konnen Sie gem. 88 68 ff. Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO) Wi-
derspruch erheben. Der Widerspruch ist gem. 8 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe dieser Verfigung schriftlich oder zur Niederschrift bei der oben
aufgefiihrten Polizeidienststelle einzulegen.

Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 2 VwWGO entfallt die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und
Anfechtungsklage bei unaufschiebbaren Anordnungen und MaflRnahmen von Polizeivoll-
zugsbeamten.

Nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO konnen Sie beim Verwaltungsgericht die Anordnung der
aufschiebenden Wirkung beantragen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfech-
tungsklage zuldssig (8 80 Abs. 5 Satz 2 VwGO).
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Anlage 5

Dienststelle aufnehmende/r Beamtin/Beamter

Einwilligungserklarung von

(Anschrift)

Hiermit willige ich ein, dass mein Name und meine Anschrift/ Telefonnummer an eine Be-
ratungsstelle * Ubermittelt werden. Zweck der Ubermittlung ist, dass diese Beratungsstel-
le mir das unten beschriebene Hilfsangebot macht.

Die Beratungsstelle ... ist eine Fach-
stelle fur von Gewalt bedrohte/ betroffene Frauen bzw. Manner.**

Das Hilfsangebot kann z.B. Beratung und Unterstiitzung bei

der Bewaltigung von korperlichen, seelischen und/oder sexuellen
Gewalterfahrungen,

Schutzmalinahmen gegentber den misshandelnden Partnern,
Trennung und/oder Scheidung,

Sorgerecht/Umgangsrecht fir die Kinder,

auslanderrechtliche Fragen,

Fragen zu Existenzsicherung (z.B. Sozialhilfe) und
Weitervermittlung von Anwéalten/-innen, Arzten/-innen,
Behordengangen (Polizei, Gerichten, Amtern)

Unterbringung in einem Frauenhaus

umfassen.
Wird die Einwilligung nicht gegeben, entstehen fur mich keinerlei rechtliche Nachteile.

Diese Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung fir die Zukunft, widerrufen werden.

Ort/DatUm... e UNTEISCNIITt. oo

* Die Beratungsstellen im jeweiligen Zustandigkeitsbereich, die sich der Beratung zur hauslichen Gewalt
widmen, sind bei der o6rtlich zustandigen Polizeidienststelle aufgelistet.

** Die Beratungsstelle muss von der hilfesuchenden Person selbst ausgewahlt bzw. benannt werden.
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Wir sind mit Recht fiir Sie da

ZIVILRECHTLICHER SCHUTZ VOR HAUSLICHER GEWALT
— Merkblatt —

Durch das am 1. Januar 2002 in Kraft getretene Gewaltschutzgesetz werden die gesetzlichen
Rechte von Opfern hauslicher Gewalt im Zivilrecht gestarkt. Mit diesem Merkblatt will das
Hessische Ministerium der Justiz iber die Neuregelungen informieren. Die Rechtsantragsstellen
bei den hessischen Amtsgerichten sind bei einer sachdienlichen Antragstellung behilflich.

1. Gerichtliche MaBnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellungen
Nach vorsatzlichen und widerrechtlichen Koérperverletzungen oder entsprechenden Dro-
hungen hat das Gericht auf Antrag des oder der Verletzten notwendige SchutzmaBnahmen
anzuordnen. Das Gericht kann dem Téater insbesondere verbieten:
e die Wohnung der verletzten Person zu betreten,

® sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung der verletzten Person aufzuhalten,

® zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich die verletzte Person regelmaBig
aufhalt,

e Verbindung zur verletzten Person, auch unter Verwendung von Fernkommunikations-
mitteln aufzunehmen und

e Zusammentreffen mit der verletzten Person herbeizufihren.

Voraussetzung flr eine solche SchutzmaBnahme ist allerdings, dass die genannten Hand-
lungen nicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich sind. Die gerichtlichen
Anordnungen sollen befristet werden; das Gericht kann die Frist verlangern.

Auch wenn keine héausliche Gemeinschaft zwischen den Beteiligten besteht, kann das
Amtsgericht SchutzmaBnahmen anordnen. Kérperverletzungen oder Bedrohungen missen
nicht erst abgewartet werden: Frauen kdnnen sich beispielsweise gegen aufdringliche ,Vereh-
rer“ wehren, die ihnen gegen ihren ,ernstlich erklarten Willen wiederholt nachstellen“ oder sie
telefonisch belastigen.

Hat das Gericht ein Verbot ausgesprochen, kénnen Zuwiderhandlungen mit Hilfe des
Gerichtsvollziehers durch unmittelbaren Zwang unterbunden werden. AuBerdem kann das
Gericht dem Téater ein Ordnungsgeld auferlegen.
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Der Tater kann sich schlieBlich strafbar machen, wenn er gegen gerichtliche SchutzmaB-
nahmen verstdBt. Solche Zuwiderhandlungen kdénnen mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe geahndet werden. Selbstverstandlich kann der Tater daneben auch
nach anderen Strafvorschriften, zum Beispiel wegen Koérperverletzung, Freiheitsberaubung
oder Noétigung belangt werden.

Wenn Minderjahrige vor Gewalt ihrer Eltern oder anderer sorgeberechtigter Personen
geschiitzt werden missen, kommt nicht das Gewaltschutzgesetz zur Anwendung, sondern die
speziellen familienrechtlichen Regelungen. Geht die Gewalt von Dritten aus, kénnen dagegen
auch Kinder — Uber ihre Eltern — SchutzmaBnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz verlangen.

Gesetzliche Vorschriften: §§ 1, 3 und 4 Gewaltschutzgesetz; §§ 890, 892a Zivilprozessordnung

. Recht auf Wohnungsiiberlassung bei Trennung vom Ehegatten

Leben Ehegatten bereits getrennt oder will einer von ihnen getrennt leben, entsteht haufig
Streit um die bisher gemeinsam genutzte Wohnung. Hier kann ein Ehegatte beim Familien-
gericht die Uberlassung der Enewohnung — oder eines Teiles davon — zur alleinigen Nutzung
beantragen. Die Wohnungsuberlassung muss notwendig sein, um eine ,unbillige Harte“ zu
vermeiden. Hierbei sind auch die ,Belange des anderen Ehegatten®“ zu bericksichtigen.
Ebenso muss das Gericht besonders berlcksichtigen, ob zum Beispiel einer der Ehegatten
Eigentimer der Wohnung oder des Hausgrundstiickes ist.

Eine unbillige Harte liegt vor, wenn ein Ehegatte gegeniiber dem anderen Gewalt ausiibt.
Nach vorsatzlichen und rechtswidrigen Kérperverletzungen ist dem Opfer in der Regel
die gesamte Wohnung zur alleinigen Nutzung zu Uberlassen. Schon eine entsprechende
Drohung kann ausreichen.

Ist das Gericht dagegen davon Uberzeugt, dass weitere Vorfalle nicht zu befiirchten sind,
kommt eine Wohnungsuberlassung nicht in Betracht. Anders ist dies aber dann, wenn dem
Opfer das weitere Zusammenleben mit dem anderen Ehegatten wegen der Schwere der Tat
nicht zuzumuten ist.

Eine ,unbillige Harte* kann auch dann vorliegen, wenn das Wohl von im Haushalt lebenden Kindern
beeintrachtigt ist (beispielsweise wenn diese Opfer oder Zeugen hauslicher Gewalt waren).

Wenn das Gericht einem Ehegatten die Wohnung zugewiesen hat, darf der andere diese
Nutzung nicht stéren, etwa durch Kiindigung des Mietvertrages gegenliber dem Vermieter.
Doch muss der berechtigte Ehegatte fur die alleinige Nutzung der Wohnung an den anderen
gegebenenfalls eine Verglitung bezahlen, soweit das der Billigkeit entspricht.

Ist nach der Trennung einer der Ehegatten aus der Wohnung ausgezogen und hat er wahrend
der nachsten sechs Monate seine Riickkehrabsicht gegenliber dem anderen Ehegatten nicht
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ernstlich erklart, so gilt dies nach dem Gesetz als stillschweigende Uberlassung des alleinigen
Nutzungsrechts an den verbliebenen Ehegatten.

Gesetzliche Vorschrift: § 1361 b Burgerliches Gesetzbuch

. Uberlassung einer gemeinsam genutzten Wohnung in sonstigen Fillen

Auch bei einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft kann ein Partner zum Beispiel nach
vorangegangenen vorsatzlichen und rechtswidrigen Koérperverletzungen von dem Téater die
Uberlassung der bisher gemeinsam genutzten Wohnung verlangen. Dasselbe gilt fur
gleichgeschlechtliche Lebenspartner und auch alle sonstigen Personen, die mit dem Tater
.einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt geflhrt haben®. Dieses Verlangen
muss schriftlich innerhalb von drei Monaten nach der Tat gegenliber dem Téater gestellt
werden.

Das Gericht hat die Dauer der Uberlassung zu befristen, wenn Téter und Opfer gemeinsam
zum Beispiel Eigentimer oder Mieter der Wohnung oder des Hauses sind. Ist allein der Tater
Eigentiimer oder Mieter, muss die Uberlassung auf héchstens sechs Monate beschrankt
werden. Diese Frist kann noch einmal um weitere sechs Monate verlangert werden, wenn sich
das Opfer innerhalb des zunachst festgesetzten Zeitraums ,anderen angemessenen Wohn-
raum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschaffen“ konnte. Jedoch dlrfen dieser einmaligen
Fristverlangerung keine Uberwiegenden Belange des Taters oder eines Dritten (Vermieter!)
entgegen stehen.

Auch hier ist die Uberlassung der Wohnung ausgeschlossen, wenn weitere Verletzungen nicht
zu erwarten sind, auBBer dem Opfer kann wegen der Schwere der Tat ein weiteres Zusam-
menleben mit dem Téter nicht zugemutet werden. Ausnahmsweise kénnen auch besonders
schwerwiegende Belange des Taters einer Wohnungstiberlassung entgegen stehen.

Auch bei Wohnungsulberlassung an einen verletzten Lebensgefahrten oder sonstigen Haus-
haltsangehérigen darf der Téater dessen Wohnungsnutzung nicht stéren, etwa durch
Kindigung des Mietvertrags. Er kann jedoch eine Nutzungsvergitung von dem nunmehr
allein wohnenden Opfer verlangen, soweit dies der Billigkeit entspricht.

Auch schwerwiegende Drohungen begrinden nicht ohne Weiteres einen Anspruch auf
Uberlassung der gemeinsamen Wohnung an den Bedrohten. Vielmehr muss diese MaB-
nahme erforderlich sein, um eine unbillige Harte zu vermeiden. Hierbei kann auch das Wohl
von im Haushalt lebenden Kindern ausschlaggebend sein.

Gesetzliche Vorschriften: §§ 1 und 2 Gewaltschutzgesetz
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4. Gerichtliches Verfahren

Entscheidungen nach dem Gewaltschutzgesetz treffen in der Regel die Amtsgerichte.
Innerhalb der Amtsgerichte sind die Familiengerichte zustandig, wenn die Beteiligten einen
auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt flihren oder innerhalb von sechs Monaten vor
Antragstellung gefihrt haben. Die Familiengerichte entscheiden auch Uber Antrage auf
Zuweisung der Ehewohnung.

Ortlich zustindig ist das Familiengericht, in dessen Bezirk sich die gemeinsame Wohnung
der Beteiligten befindet. In allen tUbrigen Féllen ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirk
der Antragsgegner wohnt oder die der Schutzanordnung zu Grunde liegende Gewalttat
begangen wurde.

Hilfestellung leisten die Rechtsantragsstellen bei den Amtsgerichten. Sie kénnen dort
néhere Informationen erhalten oder sich bei der Antragstellung unterstiitzen lassen. Fur Ver-
fahren nach dem Gewaltschutzgesetz vor dem Amtsgericht und Verfahren auf Zuweisung
der Ehewohnung besteht kein Anwaltszwang. Gegebenenfalls kann es sich empfehlen,
anwaltliche Hilfe in Anspruch zu nehmen.

In besonders eilbedirftigen Fallen kann das Gericht einstweilige Anordnungen treffen. Dies
setzt allerdings voraus, dass bereits ein Hauptsacheverfahren eingeleitet oder wenigstens
Prozesskostenhilfe hierfiir beantragt wurde.

Wie im Hauptsacheverfahren, entscheidet das Gericht in Verfahren uber die zeitweilige oder
dauerhafte Entfernung eines Partners aus der Wohnung nach einer miindlichen Verhandlung.
Ausnahmsweise kann die EilmaBnahme aber auch ohne miindliche Verhandlung getroffen
werden, vor allem dann, wenn eine erhebliche Gefdhrdung des Antragstellers glaubhaft
gemacht wird. Die Entscheidung wird dem Antragsgegner durch den Gerichtsvollzieher
zugestellt. Wenn der Antragsteller es verlangt, darf die Zustellung nicht vor der Vollziehung
bewirkt werden. Damit kann sichergestellt werden, dass ein gewalttatiger Partner nicht etwa
den Antragsteller wahrend des laufenden Gerichtsverfahrens bedroht oder gar verletzt.

Gesetzliche Vorschriften: § 64b Gesetz lber die freiwillige Gerichtsbarkeit,
§§ 12 bis 16, 32 und 35, 620a bis 6209 Zivilprozessordnung

. Schlussbemerkung:

Das Gewaltschutzgesetz will die Rechte der Opfer verbessern. Bitte beachten Sie jedoch,
dass die Voraussetzungen gerichtlicher MaBnahmen, vor allem vorausgegangene Korper-
verletzungen oder Bedrohungen, zur Uberzeugung des Gerichts nachgewiesen werden
massen.

Eine Information des Hessischen Ministeriums der Justiz, Luisenstrasse 13, 65185 Wiesbaden
Verantwortlich: Oliver Franz, Pressereferat
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Arztliche Dokumentation bei hauslicher Gewalt —
korperlicher Misshandlung

Information fur die behandelnde Arztin, den
behandelnden Arzt

Hessen will mit dem Aktionsplan zur Bekampfung der Gewalt im hauslichen Bereich
von Gewalt Betroffene ermutigen, das Recht auf Schutz wahrzunehmen. Die
Gewaltpravention soll wirksamer, der Schutz vor Gewalt zuganglicher werden. Hierbei
spielen die Gesundheitsprofessionen eine Schltisselrolle. Die arztliche Praxis bietet
sich an als Zugangsweg fur vernetzte Hilfsangebote. Eine gute Dokumentation der
Folgen der Gewalt fuhrt zur préazisen Verstandigung und ist entscheidend fiir den
Schutz vor Gericht.

Durch das Gewaltschutzgesetz wurde die rechtliche Position von Personen gestarkt,
die Gewalt im sozialen Nahbereich ausgesetzt sind/waren. Das Zivilgericht kann der
betroffenen Person die mit dem/der Tater/in gemeinsam genutzte Wohnung
zuweisen und andere Schutzmafnahmen anordnen. Nach dem Hessischen Polizei-
und Ordnungsrecht (HSOG) kann die Polizei im Fall hauslicher Gewalt den/die
Aggressor/in bis zu 14 Tagen aus der Wohnung weisen.

Dies fuhrt u.a. zu einem veranderten Vorgehen der Polizei bei hauslicher Gewalt. In
der Regel wird nun eine getrennte Vernehmung der Konfliktparteien durchgefthrt
und es wird automatisch eine Anzeige aufgenommen. Die verletzte Person wird meist
aufgefordert, sich in arztliche Behandlung zu begeben und die Verletzung(en)
attestieren zu lassen.

Eine genaue Dokumentation der Verletzungen und deren Behandlung ist notwendig.
Im Sinne einer evidenzbasierten Praxis sind wir fur weiterfihrende Hinweise aus
Ihrer Praxis jederzeit dankbar.

Bitte handigen Sie eine Kopie und das Hinweisblatt fur die Patientin/den Patienten im
Anschluss an die Behandlung aus, das Original und etwaige Fotoaufnahmen sollten in
Ihren Patientenunterlagen verbleiben.

Bei Fragen zur Anwenadung:

Beratungsstelle Frauennotruf, Frankfurt/M., Tel. 069 — 70 94 94 oder das Referat

., Pravention und Schutz vor Gewalt"” beim Hessischen Sozialministerium, Tel. 0611 — 817
24735

Erstellt durch das Netzwerk Gewaltpravention im Gesundheitswesen beim Hessischen Sozialministerium unter Beteiligung des
Européischen Netzwerks Gewaltprévention im Gesundheitswesen

Stand November 2006, V.i.S.d.P.: Franz-Josef Gemein, Hessisches Sozialministerium

Vordrucke auch im Internet unter www.frauennotrufe-hessen.de
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Arztliche Dokumentation bei hauslicher Gewalt —
korperlicher Misshandlung

Information fur die Patientin, den Patienten

Sie haben heute eine Arztin/einen Arzt/eine Notfallambulanz aufgesucht, weil Sie angegriffen und
verletzt wurden.

«+ Fur Diagnose, Behandlung und Dokumentation ist es wichtig, dass Sie der behandelnden
Arztin/dem behandelnden Arzt alle Verletzungshandlungen mitteilen, damit alle Verletzungsfolgen
erfasst werden kdnnen. Haufig treten einzelne Folgen erst Stunden, Tage oder gar Wochen spéter
auf. Scheuen Sie sich nicht, Ihre Arztin/lhren Arzt erneut aufzusuchen und auch diese
Verletzungsfolgen dokumentieren und behandeln zu lassen.

+ Bewahren Sie alles, was als Beweismittel in Betracht kommt, sorgféltig an einem sicheren Ort auf.
Dies konnen z.B. sein: Kleidungsstucke, Dokumente, Fotos, Aufzeichnungen auf Ihrem
Anrufbeantworter, e-mails, SMS.

+ Verschmutze oder zerrissene Kleidungsstiicke oder z.B. Bettwéasche kdnnen Beweismittel sein.
Wichtig: Nehmen Sie zur Aufbewahrung eine Papiertite oder Stofftasche, nicht luftdicht
verpacken (keine Plastiktite).

« Vielleicht mdchten Sie jetzt noch keine Anzeige erstatten. Bewahren Sie dennoch alle Beweismittel
auf. lhre Situation kénnte sich andern. Wenn Sie diese Sachen nicht zu Hause aufbewahren
mochten oder kdnnen, bitten Sie eine Person lhres Vertrauens darum.

Rechtliche Informationen:

e Sie kdnnen die Polizei zur Hilfe rufen. Diese kann den/die Tater/in bis zu 14 Tage aus der
gemeinsamen Wohnung verweisen und ein Kontaktverbot aussprechen. Die Polizei leitet dann
ein Ermittlungsverfahren ein.

e Sie kdnnen personlich oder tber eine Anwaltin/einen Anwalt bei den Zivilgerichten
beantragen, dass
- der Tater/die Taterin sich von Ihnen fern zu halten hat,

- lhnen die bisher gemeinsam genutzte Wohnung zur alleinigen Nutzung zugewiesen wird,
- lhnen das Sorgerecht oder zumindest das Aufenthaltbestimmungsrecht flir gemeinsame
Kinder Ubertragen wird.

Sie mussen eine schwierige Lebenssituation nicht alleine bewaltigen!
Nutzen Sie das vorhandene Beratungs- und Unterstiitzungsangebot!

Der Aktionsplan des Landes Hessen zur Bekdmpfung der Gewalt im h&uslichen Bereich starkt die
Kooperation vieler Institutionen vor Ort zum Schutz vor Gewalt. Ihre Arztin / Ihr Arzt wird Thnen
eine Liste der Anlaufstellen flr Beratung und Kooperation in Hessen aushandigen.

Erstellt durch das Netzwerk Gewaltpravention im Gesundheitswesen beim Hessischen Sozialministerium unter Beteiligung des
Europaischen Netzwerks Gewaltprévention im Gesundheitswesen

Stand November 2006, V.i.S.d.P.: Franz-Josef Gemein, Hessisches Sozialministerium

Vordrucke auch im Internet unter www.frauennotrufe-hessen.de
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http://www.frauennotrufe-hessen.de/

I ARZTLICHE DOKUMENTATION

Name, Vorname, Adresse des/der Versicherten B E I HAUS L I CH ER G EWALT -
geb. am KORPERLICHER MISSHANDLUNG

Uhrzeit: STEMPEL

Name der Arztin/des Arztes:
(in Druckbuchstaben mit Telefonnummer)

Vertragsarzt-Nr

Unterschrift:

Diese Dokumentation geht Uber die Ubliche arztliche Dokumentation hinaus, deshalb sollte sie aus
Griunden des Datenschutzes nur mit Einwilligung der Patientin/des Patienten erstellt und aufbewahrt
werden. Patientin / Patient willigt ein: Ja o Beachten Sie: Dies ist keine Schweigepflichtentbindung.

Bitte sorgen Sie fur eine ruhige, ungestodrte Gesprachs- und Untersuchungsatmosphére
Je sorgfaltiger und genauer Sie dokumentieren, desto besser wird dieser Bogen auch fiir juristische Zwecke verwertbar sein.

Stellen Sie direkte, aber offene Fragen.
(»Ich habe den Eindruck, Ihre Verletzungen sind durch kdrperliche Gewalt entstanden. Méchten Sie schildern, wie Ihre Verletzungen entstanden
sind?") Notieren Sie mit den eigenen Worten des/r Patient/in die Angaben Gber den Hergang und wer daran beteiligt/zugegen war.

Nicht vergessen:

* Zeitpunkt (Datum, Uhrzeit) und Dauer der Gewalttat.

* Wurden Gegenstande als Waffen bei der Gewalttat benutzt?

* Berichtet die/der Patient/in von sexuellen Gewalttaten, psychischen Misshandlungen oder 6konomischer Gewalt?

* Falls Patient/in kein Deutsch spricht, gehdrlos oder geistig behindert ist: Wie hat das Anamnesegesprach stattgefunden?

Angaben zur Person, die die Verletzung verursacht habe:

Befunde und Ergebnisse

Rontgen: Jao Nein o Befund:

Sono: Jao Nein o Befund:

Urin-Stix: Jao  Nein o Befund:

Abstriche: Jao Neino Wo:

Konsil:

Fotos: Jao Nein o Anzahl (immer mit MaBstab)

DIAGNOSE/VERDACHTSDIAGNOSE:

Spurentrager sichergestellt (z.B. Kleidungsstiicke) [in Papiertiite, Karton, Stofftasche - nie Plastik!!!] Jao Nein O

Welche / Wo:
HESSEN
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Korperlicher Befund: Beschreiben Sie genau, was Sie sehen: WO — Zuordnung am Koérper unter Verwendung
von anatomisch/ topografischen Strukturen zur exakten Ortsbestimmung (nutzen Sie zur Verdeutlichung die Skizze auf
Seite 3); WAS — Benennung des Befundes, z.B. Hdmatom, Schnittwunde usw.; WIE — Nahere Beschreibung des Be-
fundes mit GroBe, Form, Farbe, und ziehen Sie dann vorsichtige Riickschlisse dazu, um welche ART von Verlet-
zung/Storung es sich handelt, wie ALT sie wahrscheinlich ist (geben Sie Ihre Kriterien dazu an) und wie der Befund im
KONTEXT der Anamnese zu bewerten ist (Ubereinstimmung, Abweichung). Bitte formulieren Sie eher zuriickhaltend!
(Quelle: Institut fiir Rechtsmedizin Kéln)

Bei Fragen zu Verletzungsbefunden allgemein oder auch im konkreten Behandlungsfall kénnen Sie sich jederzeit an
ein rechtsmedizinisches Institut wenden.

Prufen Sie das Schutzbedurfnis Ihrer Patientin/lhres Patienten.
- Prifen Sie, ob eine stationare Aufnahme im Krankenhaus bis zum nachsten Tag sinnvoll/mdglich ist.
- Kldren Sie, ob die Patientin/ der Patient (evtl. von der Polizei) in ein Frauenhaus bzw. zu einem anderen sicheren

Ort gebracht werden mochte.
- Besprechen Sie mit der verletzten Person, ob sie zu einer/m Freund/in oder Verwandten gehen mdchte.

AbschlieRend:
Patient/in hat Information tber lokale Hilfeeinrichtungen erhalten Ja o Nein O

Patient/in wurde darauf hingewiesen, sich (bei Hausarztin/-arzt) fiir Folgeuntersuchungen vorzustellen
(Dokumentation des Verletzungs- und Behandlungsverlaufes / mdgliche Folgeschaden beachten!) Ja o Nein O

Sind bleibende Schaden zu erwarten? Ja o Nein O welcher Art

Wurde ein erneuter Termin hier vereinbart? Ja O Nein O Datum

Voraussichtliche Behandlungsdauer der gegenwartigen Verletzungen:

Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung ausgestellt? Ja O bis Nein O

Sonstiges/Auffalligkeiten:

HESSEN
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Zeichnen Sie die Verletzungen in das Schaubild ein

Copyright : Institute fiir Rechtsmedizin der Unikliniken Liibeck+Kiel
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Erstellt durch das Netzwerk Gewaltpravention im Gesundheitswesen beim Hessischen Sozialministerium unter Beteiligung des Europdischen Netz-
werks Gewaltpravention im Gesundheitswesen. Stand November 2006. Riickmeldungen an: nancy.gage-lindner@hsm.hessen.de
V.i.S.d.P: Franz-Josef Gemein, Hessisches Sozialministerium. Dieser Dokumentationsbogen ist auch abrufbar unter www.frauennotrufe-hessen.de

suoes cvpusnrorvience ey Hessisches
CAMPASNE MONDLALE LA MOLENCE . - _» .
ELIMCT FATVENNN AL MLLAaCE P L FREVINTEN B VR IREE Sozla|mlnlsterlum I

X Landesérztekammer Hessen
Korperschaft des offentlichen Rechts



http://www.frauennotrufe-hessen.de/

Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis 1

Eine Patientin mit sichtbaren Verletzungen, die auf Gewalthandlungen
zuruickzufuhren sind wird in lhrer Praxis/ in der Ambulanz vorstellig:
Folgende Hintergrundinformation konnen Sie zur Vorbereitung des Ge-
spraches kurzfristig zur Hand nehmen:

Sie finden Informationen zu

- Formen hauslicher Gewalt

- Gesundheitlichen Folgen von Gewalt gegen Frauen und Madchen

- Handlungsorientierung zum Umgang mit Betroffenen

- Juristischer Handlungsrahmen der Arztinnen und Arzte

- Rechtliche Méglichkeiten der betroffenen Frauen und die Rolle der Arztinnen und Arzte
- Sprechen Sie die Patientin an!

Formen von hauslicher Gewalt

Von Gewalt betroffene Frauen berichten (ber kérperliche, psychische und sexuelle Attacken, von
Erniedrigungen, Demitigungen, Beschimpfungen, Bedrohungen, iber ékonomische Ausbeutung
und massive Kontrolle ihrer sozialen Kontakte. (Hagemann-White/ Kavemann 1981; Bruckner
1983; Briickner 1998)

In der Literatur werden die vielfaltigen Gewaltformen in finf Grundtypen zusammengefasst (Egger/
Froschl et al. 1995; BIG e.V.: 1997; Brickner 1998):

= Korperliche Gewalt — zu ihr gehdren Ohrfeigen, Faustschlage, StoRe, FuBtritte, Wirgen,
Fesseln, tatliche Angriffe mit Gegenstanden, Schlag-, Stich- oder Schusswaffen, Morddro-
hungen bis hin zu Tétungsdelikten;

= Sexualisierte Gewalt — sie reicht von der Nétigung bis hin zu Vergewaltigungen oder auch
dem Zwang zur Prostitution;

= Psychische Gewalt — darunter fallen Drohungen, der Frau oder ggf. ihren Kindern etwas
anzutun, Beleidigungen, Demiitigungen, das Erzeugen von Schuldgefiihlen, Essensentzug
und Einschichterungen;

= Okonomische Gewalt — umfasst Arbeitsverbote oder den Zwang zur Arbeit, die alleinige
Verfugungsmacht uber finanzielle Ressourcen durch den Partner; kurz die Herstellung und
Aufrechterhaltung einer 6konomischen Abhangigkeit;

=>» Soziale Gewalt — das Bestreben des Partners, die Frau sozial zu isolieren, indem ihre
Kontakte kontrolliert bzw. unterbunden oder verboten werden.

(Quelle: S.I1.G.N.A.L.-Interventionsprogramm, Handbuch fiir die Praxis)

Diese Informationen wurden zusammengestellt von:
BERATUNGSSTELLE
5‘25 FRAUENNOTRUF AR

Oktober 2005 - Frankfurt am Main Hessisches s~
www.frauennotruf-frankfurt.de Sozialministerium m—



Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis

Gesundheitliche Folgen von Gewalt gegen Frauen und Madchen

Quelle: (CHANGE 1999) Ubersetzt und modifiziert von Hellbernd/ Wieners/ Brzank

a) Korperliche Folgen:
Verletzungen
Funktionelle Beeintrachtigungen
Dauerhafte Behinderungen

b) (Psycho-)somatische Folgen:
chronische Schmerzsyndrome
Reizdarmsyndrom
Magen-Darm-Stérungen
Harnwegeinfektionen
Atembeschwerden

c) Psychische Folgen:
Posttraumatische Belastungsstorungen
Depressionen, Angste, Schlafstérungen, Panikattacken
Essstorungen
Verlust von Selbstachtung und Selbstwertgefuhl
Beeintrachtigte soziale Funktionen

d) Gesundheitsgefihrdende (Uberlebens-)Strategien:
Rauchen
Alkohol- und Drogengebrauch
Risikoreiches Sexualverhalten
Selbstverletzendes Verhalten

e) Reproduktive Gesundheit:
Eileiter- und Eierstockentziindungen
Sexuell Ubertragbare Krankheiten
Ungewollte Schwangerschaften
Schwangerschaftskomplikationen
Fehlgeburten/niedriges Geburtsgewicht

f) Todliche Folgen:
todliche Verletzungen
Mord
Suizid

(Quelle: S.I1.G.N.A.L.-Interventionsprogramm, Handbuch fiir die Praxis)

Stand: Oktober 2005

Frauennotruf Frankfurt am Main / www.frauennotruf-frankfurt.de



Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis

Handlungsorientierung zum Umgang mit Betroffenen
Forderliche Verhaltensweisen sind, wenn:
Sie bewusst auf Anzeichen von Gewalt achten und diese benennen;
Gesprache ohne Zeitdruck und ohne Begleitperson flhren;
arztliche Dokumentation);
dere Frauen von Gewalt betroffen sind und sie nicht alleine damit ist;
tung an der Tat tragt und niemand das Recht hat sie zu misshandeln;
Frau;
hende Entscheidungen bestimmen lassen;
sprechen;

Hilfeeinrichtungen);
Sie Informationsmaterial zu Hilfsangeboten im Wartezimmer auslegen;

L L I T R N N A

Sie ein Angebot zum Gesprach machen und eine Vertrauensbasis herstellen, z.B.
Sie adaquat alle Informationen und Untersuchungsergebnisse dokumentieren (s.
Sie Erfahrung signalisieren, d.h. der Patientin zuhoren, ihr vermitteln, dass auch an-
Sie Gewalt als Unrecht benennen; d.h. der Frau mitteilen, dass sie keine Verantwor-
Sie Toleranz aufbringen fur die schwankenden Gefuhle und Impulse der betroffenen
Sie ihre Selbstbestimmung respektieren: die Patientin selbst den Zeitpunkt flr anste-
Sie das Schutz- und Sicherheitsbediirfnis ihrer Patientin (und ggf. ihrer Kinder) an-

Sie der Patientin Zugang zu Schutz- und Beratungsstellen vermitteln (s. Liste der

Sie bei der Behandlung von Migrantinnen, die wenig/ kein Deutsch sprechen, dar-

auf achten mdoglichst keine mannlichen Angehorigen/ Kinder in Dolmetschfunktion zu

nutzen;

v

sich bei der Begleitperson wirklich um eine Vertrauensperson handelt.

Problematisch ist, wenn

Sie bei der Behandlung von geistig behinderten Patientinnen darauf achten, dass es

= Vertraulichkeit missachtet wird, z.B. Gesprach findet im Beisein von Angehdrigen/
Partner statt; vertrauliche Informationen werden ohne Einverstandnis der Frau an Kolle-

ginnen/ Kollegen oder Polizei weitergegeben;

= Gewalt bagatellisiert wird, weil die Frau die Gewalt schon langere Zeit aushalt, emoti-

onslos berichtet und es somit ,nicht so schlimm sein kann®;

= das Opfer fir die Tat verantwortlich gemacht wird, z.B. mit Fragestellungen wie:

-Warum haben Sie nicht...”;

= die Selbstbestimmung der Frau nicht respektiert wird: z.B. bzgl. Verabreichung von
Beruhigungsmitteln, Vorschriften bzgl. Trennung vom gewalttatigen Partner, Anzeigeer-

stattung ohne ihr Einverstandnis etc.;

= das Sicherheits- und Schutzbediirfnis der Frau nicht erkannt wird: nicht nachge-
fragt wird, ob sie zu Hause sicher ist, ob sie weil® wohin sie sich bei einer weiteren Es-

kalation um Hilfe wenden kann;

= die Opfersituation festgeschrieben wird: Hinweise auf Misshandlungen ignoriert wer-

den; nicht aktiv nach Gewalterfahrungen gefragt wird.

(Quelle: teilw. S.1.G.N.A.L.-Interventionsprogramm, Handbuch fir die Praxis)

Stand: Oktober 2005 Frauennotruf Frankfurt am Main / www.frauennotruf-frankfurt.de



Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis 4

Juristischer Handlungsrahmen der Arztinnen und Arzte

Das 2002 in Kraft getretene Gewaltschutzgesetz (GewSchG) starkt die Rechte der von haus-
licher Gewalt betroffenen Frauen und Mannern.

Zudem ist die Polizei gehalten aktiv zum Schutz der Betroffenen und ggf. deren Kinder tatig
zu werden (Stichwort: ,Wegweisung des Aggressors/der Aggressorin’).

Als Arztin/ Arzt kdnnen Sie die Frau ermutigen polizeiliche und gerichtliche Hilfe in Anspruch zu
nehmen. Die Entscheidung liegt aber bei der betroffenen Person.

§ 203 StGB Schweigepflicht

Ein Geheimnis, das lhnen als Arztin/ Arzt anvertraut oder sonst bekannt geworden ist, diir-
fen Sie nicht unbefugt offenbaren.

Dem entspricht das Zeugnisverweigerungsrecht auch gegentber Gerichten (§§ 53 StPO, 383
ZPO). Das Zeugnisverweigerungsrecht entfallt, wenn und soweit Sie von der Patientin von der
Schweigepflicht entbunden wurden.

Eine strafbare Verletzung von Privatgeheimnissen (=Schweigepflichtverletzung) liegt nur vor, wenn
es sich um ein Geheimnis handelt (also keine allgemein erkennbare Tatsache, wie z.B. eine
Brandwunde auf dem Handrticken) und die Offenbarung unbefugt erfolgt, also nicht, wenn Sie von
der Schweigepflicht entbunden wurden.

Anzeigepflicht nach § 138 StGB

besteht u.a. bei: schwerem Menschenhandel, Zwangsprostitution von Auslanderinnen, Mord, Tot-
schlag, Menschenraub, Verschleppung, erpresserischem Menschenraub, Geiselnahme, wenn
glaubhaft von einer bevorstehenden Tat erfahren und Abwendung méglich ist. Straffreiheit besteht
bei ernsthaften Bemihungen zur Abwendung der Tat oder des Erfolgseintritts;

Rechtfertigungsgrund fiir das Brechen der Schweigepflicht
Eine Befugnis (nicht Pflicht) zur Offenbarung Ihnen anvertrauter Geheimnisse kann auch aus § 34
StGB (rechtfertigender Notstand) folgen. Voraussetzung ist, dass eine griindliche Abwagung lhrer-
seits ergibt, dass der Bruch der Schweigepflicht angemessenes, geeignetes und erforderliches
Mittel ist, um eine akute, das Geheimhaltungsinteresse der Patientin wesentlich (berwiegende
Gefahr fur Leib oder Leben (schwerwiegende Dauerschaden oder Tod) abzuwenden.

(Quelle: Rechtsanwaltin Marianne Grahl, Frankfurt am Main)

Stand: Oktober 2005 Frauennotruf Frankfurt am Main / www.frauennotruf-frankfurt.de



Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis 5

Rechtliche Moglichkeiten der betroffenen Frauen und
die Rolle der Arztinnen und Arzte

Wenn die Polizei informiert wird, kann:

= eine Wegweisung des Taters aus der gemeinsamen Wohnung fiir bis zu 14 Tagen
durch die Polizei ausgesprochen werden, Verlangerung um weitere zwei Wochen ist
mdglich;

= ein Ermittlungsverfahren von Amts wegen eingeleitet werden (bei Vorliegen einer
Straftat);

= ein Antrag auf Wohnungszuweisung bei dem Amts-/ Familiengericht durch die Frau
selber oder Uber eine Rechtsanwaltin/ Rechtsanwalt (nach dem Gewaltschutzgesetz
auch bei nichtehelicher Partnerschaft oder Wohngemeinschaft) gestellt werden. Die Zu-
weisung wird i.d.R. befristet.
Die sofortige Entscheidung des Gerichts und Vollstreckung durch den Gerichtsvollzieher
unter Zuhilfenahme der Polizei ist mdglich;

= ein Antrag auf gerichtliche SchutzmaBnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz, z.B.
Kontaktverbot, Verbot bestimmte Orte aufzusuchen etc. gestellt werden.

Der Verstol3 gegen eine gerichtliche Anordnung nach dem Gewaltschutzgesetz ist strafbar und
muss von der Polizei verfolgt werden.

Will die betroffene Frau die o.g. zivilrechtlichen Verfahren nutzen, um sich von dem Gewalttater
zu trennen und/ oder vor weiterer Gewalt zu schitzen, muss sie erfolgte Verletzungen beweisen
bzw. die Bedrohung glaubhaft machen. Hierbei spielt ein arztliches Attest eine wesentliche Rolle.

Die beiliegende arztliche Dokumentation bei haduslicher Gewalt — kérperlicher Misshandlung
bietet eine zlgige, qualifizierte und angemessene Attestierung von gerichtsverwertbaren Angaben.
Bitte attestieren Sie nicht: “Die Frau wurde mit einem Giirtel geschlagen® oder ,Die Frau wurde
gewlirgt”, diese Schlussfolgerungen gehéren zu der so genannten Beweiswlirdigung, die der Rich-
terin oder dem Richter vorbehalten bleibt, falls es zu einem gerichtlichen Verfahren kommt.
Schreiben Sie besser: “Die unscharf begrenzten blau-violetten Verfédrbungen in der Haut der Pati-
entin auf beiden Seiten des Kehlkopfes lassen sich mit der Schilderung, sie sei vor wenigen Stun-
den heftig gewlirgt werden, vereinbaren”, oder die violetten Hautverfdrbungen von der Form eines

Hufeisens von etwa ..cm....... . )
(Quelle: AK Héusliche Gewalt bei der Arztekammer Niedersachsen)

Die Frau erhilt eine Kopie des Dokumentationsbogens.
Nehmen Sie bitte das Original und etwaige Fotoaufnahmen zu den Patientenunterlagen.

In zivilrechtlichen Verfahren werden Arztinnen/ Arzte nur selten als (sachverstindige) Zeu-
ginnen/ Zeugen in der Gerichtsverhandlung gehort. Meist reicht ein schriftliches Attest. (In
Strafverfahren insbesondere wegen Sexualdelikten ist die Aussage in der Verhandlung haufiger
erforderlich.)

(Quelle: Rechtsanwaltin Marianne Grahl, Frankfurt am Main)

Stand: Oktober 2005 Frauennotruf Frankfurt am Main / www.frauennotruf-frankfurt.de



Hintergrundinformation zu Misshandlung/hauslicher Gewalt - Handreichung fir die arztliche Praxis 6

Sprechen Sie die Patientin an!

Die Patientinnen-Befragung im Rahmen des S.I.G.N.A.L.-Interventionsprojekts Berlin zeigt, dass
ein Grofteil der Patientinnen winscht, dass die Gewaltthematik in der Gesundheitsversorgung
eine starkere Beachtung findet, und sie einer sensiblen Befragung nach Gewalt im Rahmen der
Anamnese positiv gegentber stehen.

Wir ermutigen Sie als Arztin/ Arzt, bei Verdacht auf Misshandlung Patientinnen in lhrer Pra-
xis Gesprachsbereitschaft zu signalisieren.

Eine adaquate Unterstitzung im Interesse der Patientin bedarf zudem der Kooperation und Ver-
netzung zwischen Einrichtungen der medizinischen Versorgung und des Hilfesystems.

Eine Liste von Beratungs- und Schutzeinrichtungen hessenweit, auf die Sie verweisen kon-
nen, finden Sie im Anhang des ,Arztliche Dokumentation bei h&auslicher Gewalt — kérperlicher
Misshandlung’ bzw. in beigefiigten Dateien.

Falls Sie den Dokumentationsbogen nicht in greifbarer Nahe haben, finden Sie ihn unter
www.frauennotrufe-hessen.de als Download.

Stand: Oktober 2005 Frauennotruf Frankfurt am Main / www.frauennotruf-frankfurt.de



Anlaufstellen fiir Beratung und Kooperation in Hessen
(Schutzorganisationen, Einzelberatung)

Frauenhauser, Frauennotrufe und Beratungsstellen fir Frauen bei hauslicher
Gewalt/Misshandlung und sexueller Gewalt (nach Region geordnet)

@ Interventionsstellen/Projekte
(Beratungsstellen mit Koordinierungsfunktion fiir die Vernetzung vor Ort)

Beratungsstellen fiir Lesben und/oder Schwule

» Mannerberatungsstellen (vorlaufige Liste)
.
[ J

Bekampfung des Menschenhandels

Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

Hessen - Nord

Landkreis Kassel

Frauen helfen Frauen e.V.
34267 Schauenburg
Tel. (0561)4 910194

Stadt Kassel

F.I.LF. — Frauen informieren Frauen
34127 Kassel

Tel. (0561) 89 31 36
fiminfo@web.de

Frauenhaus Kassel
34011 Kassel
Tel. (0561) 89 88 89

Opferhilfe Kassel
34121 Kassel
Tel. (0561) 28 20 70

» Beratung fiir Manner zum Thema Gewalt -
Pro Familia

34121 Kassel

Tel. (0561)274 13

kassel@profa.de

¢ Lesbentelefon Kassel
Tel. (0561) 7 00 43 43

® FRANKA e.V.
Postfach 410 427
34066 Kassel

Tel. (0561) 2 88 78 55
Franka-e-v@t-online.de

Landkreis Waldeck-Frankenberg

Frauenberatungsstelle des Vereins Frauen
helfen Frauen e.V.

34537 Bad Wildungen

Tel. (056 21) 9 16 89

Frauen helfen Frauen e.V.
34521 Bad Wildungen
Tel. (056 21) 30 95

Schwalm-Eder-Kreis

AWO - Kreisverband Schwalm-Eder

34576 Homberg/Efze
Tel. (056 81) 6170

Werra-MeiBner-Kreis

Frauen fiir Frauen im W-M-K e.V.
Beratungsstelle

37269 Eschwege

Tel. (056 51) 78 43

Frauen fir Frauen im W-M-K e.V.
37252 Eschwege
Tel. (0 56 51) 3 26 65

Beratungsstelle Witzenhausen
Frauen fir Frauen im W-M-K e.V.
Tel. (0 56 51) 78 43

Landkreis Hersfeld-Rothenburg

Frauenberatungsstelle
36244 Bad Hersfeld
Tel. (066 21) 7 01 13

Frauen helfen Frauen e.V.
36244 Bad Hersfeld
Tel. (066 21) 6 53 33

Hessen — Mitte

Landkreis Marburg-Biedenkopf

Frauenberatungsstelle
35004 Marburg
Tel. (064 21) 16 15 16

Frauen helfen Frauen e.V.
35004 Marburg
Tel. (064 21) 148 30

Frauennotruf Marburg e.V.
35037 Marburg
Tel. (064 21)2 14 38

Vogelsbergkreis

Frauenberatungsstelle
36341 Lauterbach
Tel. (066 41)6 22 13

Landkreis Fulda

Anlaufstelle fiir von Gewalt betroffene Frauen
—Sozialdienst Kath. Frauen e.V.

36037 Fulda

Tel. (06 61) 8394 14

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V.
36037 Fulda
Tel. (06 61) 9 52 95 25
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Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

Lahn-Dill-Kreis

Frauenberatungsstelle
35576 Wetzlar
Tel. (064 41) 463 64

Frauenhaus Wetzlar e.V.
35576 Wetzlar
Tel. (064 41) 222 40

Landkreis Limburg-Weilburg

Frauenberatungsstelle
65549 Limburg
Tel. (064 31) 23200

Frauen helfen Frauen e.V.
65549 Limburg
Tel. (064 31) 23200

Gegen unseren Willen e.V. — Frauennotruf
65549 Limburg
Tel. (064 31)92343

Opferhilfe Limburg-Weilburg
65534 Limburg
Tel. (064 31)4 5045

Landkreis GieRen

Opferhilfe GieRen
35390 GieBen
Tel. (06 41) 97 22 50

Frauenhaus GieRRen e.V.
35390 GieRen
Tel. (06 41) 7 33 43

Wildwasser-Giellen e.V.
Liebigstr. 13

35390 GieRen

Tel. (0641) 7 65 45
info@wildwasser-giessen.de

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V.
35338 GieRRen
Tel. (06 41) 20 01 71

¢ Lila Kabel

Lesbeninformations- u. Beratungsstelle
35390 GieRen

Tel. (06 41-7 27 77)

lilakabel@web.de

Wetteraukreis

Beratungsstelle fiir von

Gewalt betroffenen Frauen und ihre Kinder
61169 Friedberg

Tel. (060 31) 16 67 73

Frauen helfen Frauen e.V.
61143 Friedberg
Tel. (060 31) 153 53

Frauennotruf fiir den Wetteraukreis e.V.
63667 Nidda
Tel. (06043)44 71

Main-Kinzig-Kreis

Frauenberatungsstelle
63404 Hanau
Tel. (06181)12575

Frauen helfen Frauen e.V.
63404 Hanau
Tel. (06181)12575

Opferhilfe Hanau
63450 Hanau
Tel. (06181)248 71

Frauen helfen Frauen e.V.
63601 Wachtersbach
Tel. (0 60 53) 49 87

Hessen - Siid

Rheingau-Taunus-Kreis

Frauenberatungsstelle
65301 Bad Schwalbach
Tel: (061 24) 30 31

Frauenhaus Bad Schwalbach
65301 Bad Schwalbach
Tel. (0 61 24) 30 31

Wiesbaden

D. W. — Beratungsstelle fur Frauen in Not
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 80 60 50

Frauenhaus des
Diakonischen Werkes
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 80 60 50

AWO - Frauenberatungsstelle
65183 Wiesbaden
Tel. (06 11) 599 03 39

Frauenhaus der Arbeiterwohlfahrt
65183 Wiesbaden
Tel. (06 11) 599 03 39

Beratungsstelle des Vereins Frauen helfen
Frauen e.V.

65197 Wiesbaden

Tel. (06 11) 512 12

Opferhilfe Wiesbaden
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 308 23 24

» AK Manner und Gewalt in Beziehungen
c/o Beratungsstelle der Telefonseelsorge
65195 Wiesbaden

Tel. (06 11) 59 87 15
linden@telefonseelsorge-mz-wi.de

Hochtaunuskreis

Frauenhaus Bad Homburg
61288 Bad Homburg
Tel. (06172)967 40

Frauenberatungsstelle
61406 Oberursel
Tel. (06171)517 68

Frauen helfen Frauen e.V.
61406 Oberursel
Tel. (06171)516 00

Main-Taunus-Kreis

Frauenberatungsstelle
65719 Hofheim
Tel. (06192)242 12

Frauen helfen Frauen MTK e.V.
65703 Hofheim

Tel. (0 61 92) 262 55
www.frauenhelfenfrauenmtkev.de
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Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

» Mannerberatungsstelle MTK
Ostring 17

65824 Schwalbach

Tel. (06196)50350

Frankfurt am Main

¢ Beratungsstelle Frauennotruf
60486 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 70 94 94
info@frauennotruf-frankfurt.de

zu ¢ siehe auch weitere hessische
Frauennotrufe

Haus fiur Frauen und Kinder
60344 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 41 26 79

Beratungsstelle Frauen helfen Frauen e.V.
Berger Str. 31-33

60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 48 98 65 51

Autonomes Frauenhaus
Frauen helfen Frauen e.V.
Postfach 56 02 35

60407 Frankfurt am Main
Tel. (061 01)4 83 11

Tel. (069) 57 30 55
info@frauenhaus-ffm.de

Trauma- und Opferzentrum
60313 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 21 65 58 28

Frankfurter Verein fir soziale
Heimstatten e.V.

60553 Frankfurt am Main
Tel. (069)6 3126 14

» Informationszentrum fir Mannerfragen e.V.

60316 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 4 95 04 46
Infozentrum@maennerfragen.de

+ Kontaktstelle beim

Frankfurter Polizeiprasidium

Tel. (0 69) 75 56 69 99

Tel. (0 69) 75 56 67 77
Rainbow.ppffm@polizei.hessen.de

¢ Lesben Informations- und Beratungsstelle
e.V.

60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 28 28 83

info@libs.w4w.net

+ Broken rainbow e.V.
60486 Frankfurt am Main
Tel. (069) 70 79 43 00
info@broken-rainbow.de

¢ AG 36 - Schwules Zentrum Frankfurt/M
60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 194 46

beratung@ag36.de

® Frauenrecht ist Menschenrecht e.V. (FIM)
VarrentrappstralRe 55

60486 Franfurt/Main

Tel. (069) 97 09 79 70

fiminfo@web.de

Stadt Offenbach

Frauenberatungsstelle
63065 Offenbach am Main
Tel. (0 69) 81 65 57

Frauen helfen Frauen e.V.
63065 Offenbach am Main
Tel. (0 69) 88 61 39

Frauennotruf der pro familia e.V.
63067 Offenbach am Main
Tel. (069)800 1313

Landkreis Offenbach

Frauenberatungsstelle
63110 Rodgau
Tel. (0 61 06) 31 11

Frauen helfen Frauen e.V.
63084 Rodgau
Tel. (061 06) 13360

Landkreis GroB-Gerau

Frauenberatungsstelle
64502 GroR-Gerau
Tel. (0 61 52) 8 00 00

Frauenhaus GroR-Gerau
64502 GroR-Gerau
Tel. (06152) 399 77

» Taterberatung des Diakonischen Werkes
64521 GroR Gerau

Tel. (0 61 52) 94 93 80
alb@diakonie-kreisgg.de

Darmstadt

Frauennotruf der pro familia e.V.
64287 Darmstadt
Tel. (06151) 4294 20

Haus fir Frauen und Kinder
64238 Darmstadt
Tel. (061 51) 37 68 14

Beratungsladen ,Frauenrdume*
64289 Darmstadt
Tel. (061 51) 37 50 80
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Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

» Beratung fiir Manner mit Gewaltproblemen-
Pro Familia

64287 Darmstadt

Tel. (061 51) 42 94 20
darmstadt@profamilia.de

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Beratungsstelle fur Frauen
64807 Dieburg
Tel. (060 71) 2 56 66

Frauen helfen Frauen e.V.
64839 Miinster
Tel. (060 71) 330 33

pro familia Gro3-Umstadt
64823 GroR-Umstadt
Tel. (060 78) 91 09 60

Opferhilfe Stidhessen e.V.
64354 Reinheim
Tel. (0 61 62) 91 21 00

Landkreis Bergstrale

Frauenberatungsstelle
64625 Bensheim
Tel. (06251)6 74 95

Frauenhaus Bergstralle e.V.
64614 Bensheim
Tel. (062 51)7 83 88

Pro Familia Bensheim
64625 Bensheim
Tel. (062 51)6 8191

Odenwaldkreis

Odenwalder Frauenhaus e.V.
AuBenstelle

64702 Erbach

Tel. (0 60 62) 56 46

Odenwalder Frauenhaus e.V.
64702 Erbach
Tel. (0 60 62) 56 46

» Mannernetz Hessen e.V.
64395 Brensbach

Tel. (061 61) 80 76 06
Maennernetz-hessen@web.de

Hessenweit

Weiller Ring e.V.
Landesverband Hessen
60439 Frankfurt am Main
Tel. (069) 23 35 81

Hessisches Koordinationsbdiro fiir
behinderte Frauen

Kélnische Strasse 99

34119 Kassel

Tel.: (0561) 7 28 85 22

Fax: (0561) 7 28 85 29
hkbf@fab-kassel.de

Wieder Lachen e.V.

(Vermittlung zahnarztlicher Versorgung)
63791 Karlstein / Main

Tel. (06188) 99 16 95

Fax (06188) 99 16 91
info@wieder-lachen.com,
www.wieder-lachen.com

Stand: November 2006 (Diese Liste wird standig erweitert; Hinweise fiir Ergdnzungen sind erwiinscht und kénnen an
elisabeth.leitschuh@hsm.hessen.de gerichtet werden.)
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Folgen von Gewalt sehen — auch hinter den Kulissen
Folgen von Gewalt horen — auch zwischen den Zeilen

Signale gegen Gewalt setzen — auch im arztlichen Gesprach

= Viele Menschen erleben in ihrem Alltag Gewalt: psychische, physische, sexuelle Gewalt u.a.

= Gewalterleben verursacht oft akute oder auch chronische Gesundheitsstérungen.

» Esist davon auszugehen, dass viele Ereignisse — besonders im hauslichen Umfeld — im Dun-
kelfeld verborgen bleiben.

» Kriminalstatistiken weisen pro Jahr ca. 500 000 Korperverletzungsdelikte aus, Gewalt gegen
Kinder wird ca. 4000 mal pro Jahr aktenkundig. In einer Befragung gaben 25% der erwachse-
nen Frauen an, Gewalt in der Partnerschaft erlebt zu haben. In einer anderen Erhebung war
jeder 10. Patient in einer Klinikambulanz ein Gewaltopfer.

X Im arztlichen Alltag ist daher davon auszugehen, dass ein nicht unerheblicher Teil der Patien-
tinnen und Patienten Gewalt erlebt haben.

X Neben der Diagnose und der adaquaten Behandlung festgestellter Erkrankungen sind fir Ge-
waltopfer zusatzliche Bedurfnisse zu prufen, zum Beispiel nach Schutz und Sicherheit vor wei-
terer Gewalt.

X Daher ist es wichtig, Uber Gewalterlebnisse im arztlichen Gesprach Kenntnis zu erlangen.

X Nicht jede Patientin, nicht jeder Patient wird von sich aus dieses Thema ansprechen.

X Deshalb sollte es von der Arztin, vom Arzt mit der gebotenen Vorsicht und Umsicht, aber doch
offen und frei angesprochen werden. Es darf aber nicht immer oder schon beim ersten Nach-
fragen eine Antwort erwartet werden.

X Untersuchungen zur Opfererwartung an die Arztin/den Arzt haben gezeigt, dass insbesondere
Opfer hauslicher Gewalt (ganz Uberwiegend Frauen) danach gefragt werden wollen. Die Be-
troffenen warten auf ein Signal im Gesprach, dass sie dieses Thema hier ansprechen kdnnen
und Gehor finden.

Nachfolgend Beispiel-Formulierungen, die lhnen das Gesprach erleichtern kdnnen:

B /ch mbchte Ihnen nicht zu nahe treten, aber ich kenne solche Verletzungen auch als Folge von
Schlégen [...].

® I/ch kann mich irren, aber diese Verletzung sieht nicht nach einem Sturz |[...] aus.

# /ch habe den Eindruck, dass [...].

# /n meiner Wahrnehmung haben Sie sich in den letzten Monaten verédndert, Sie wirken [...].

B Gewalt als Ursache fiir gesundheitliche Stérungen ist mir nicht fremd.

™ Uber Ihr Gewalterleben kénnen Sie — wenn Sie méchten — mit mir vertrauensvoll sprechen.

™ /ch habe Erfahrung mit Problemen durch Gewalt, ich kann Sie — wenn Sie méchten — beraten
und auch weitere Informations- und Unterstlitzungsstellen benennen.

® /ch kann die bei Ihnen feststellbaren Formen und Folgen von Gewalt dokumentieren und lhnen
ein Attest ausstellen.

® Sie entscheiden dariiber, was Sie an Hilfe und Unterstiitzung bendétigen.

Med-Doc-Card - Auflage 06/2005 © Dr. H. Gral3 und Prof. Rothschild, c/o Institut fir Rechtsmedizin, Klinikum der U-
niversitat zu Kéln, unter Mitwirkung von Dr. A. Koerfer und Prof. R. Obliers, Klinik und Poliklinik fir Psychosomatik
und Psychotherapie, Klinikum der Universitat zu Kéln




MED-DOC-CARD ©
Medizinische Befunddokumentation
effektiv — informativ — kompakt

speziell bei Gewalteinwirkung

1 Basisdokumentation

WER?

Name des Untersuchers

WO?

Ort der Untersuchung (Praxis/Klinik)
WANN?

Datum & Uhrzeit der Untersuchung
Fur WEN?

Name des Patienten/der Patientin
WO? & WANN? soll sich

WAS ereignet haben?

(Anamnese zum Sachverhalt) moglichst die
Angaben wortgetreu wiedergeben

2 Patientenbezogene Angaben

- Identifikation durch ....
(Personalausweis,
Angaben Dritter?)

- Mit anwesende Personen ?
(Dolmetscher, Partner, Kinder)

- Korperlange und Korpergewicht

- Habitus

- psychische Verfassung
(beschreiben! nicht werten)

- Besonderheiten
(z.B. Schwangerschaft,
Behinderung, Erkrankungen)

3 BEFUNDERHEBUNG

WO0?

Exakte Zuordnung am Korper unter
Verwendung von anatomisch/
topografischen Strukturen

WAS?

Benennung des Befundes, z.B. Hamatom,
Schnittwunde usw.

WIE?

Nahere Beschreibung des Befundes mit
Grole, Form, Farbe, Tiefe, Randkontur -
eventuell Handskizze, Schemazeichnung
oder Fotos

4 BEURTEILUNG

WELCHE Art von Storung/Verletzung?
Diagnose, Verdachtsdiagnose

WIE ALT ist die Storung/Verletzung?

frisch, ... Tage alt ?

(Angabe der Bewertungskriterien)

WIE ist der Befund im Kontext mit der
Anamnese zu bewerten?

Beurteilung (iberhaupt moglich? Uberein-
stimmung der Befunde mit den Angaben
oder Abweichungen? Schweregrad der
Verletzungen?

5 Weitere MaBnahmen?

- b.B. Wiedervorstellungstermin z.B.
innerhalb von 1 —2 Tagen
- Blut-, Urin- oder andere Proben
(z.B. Abstriche bei sexuellen Uber-
griffen) fir welche Untersuchungen?
- Weitere diagnostische MalRnahmen?
- Weitervermittlung an wen?
Facharzt, Beratungsstelle usw.

Bei Fragen wenden Sie sich an die in
Ihrer Region tatige Rechtsmedizin.

lhre Dokumentation ist ein Dokument
Ihrer Kompetenz — Ihre Visitenkarte!

© MED-DOC-CARD
Institut fiir Rechtsmedizin Kéln Stand 06/2005

6 Fotodokumentation

- konventionelle Fotos sind besser als
Polaroid-Fotos (Farbechtheit bei
Lagerung, reproduzierbar),

- digitale Fotos sind anzustreben.

- Ablichtung des Befundes in der
Ubersicht, dann

- Detailaufnahme mit Maf3stab im
Bildausschnitt,

- alternativ zum Malstab einen
genormten, reproduzierbaren
Gegenstand mit integrieren, z.B.
Pinzette 0.a.

- Wird die Fotodokumentation abgelehnt,
sollte dies dokumentiert werden.
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Empfehlungskatalog Gewalt gegen Kinder
Im Zusammenhang mit hauslicher Gewalt
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Gewalt gegen Kinder
Im Zusammenhang
mit hauslicher Gewalt

Empfehlungskatalog
(Abschlussbericht)

der Unter-Arbeitsgruppe

» Gewalt gegen Kinder”

Arbeitsgruppe Il

»Gewalt im hauslichen Bereich”
der Sachverstandigenkommission
fur Kriminalpravention

der Hessischen Landesregierung
(Landespraventionsrat)

April 2003

=
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Vorwort

Gewalt gegen Frauen und Kinder kommt am haufigsten im sozialen Nah-
raum, namlich in Partnerschaftsbeziehungen, vor. Diese Gewalt ist eine
der schlimmsten Ubergriffe Gberhaupt. Sie vollzieht sich in der Privatspha-
re, die uns eigentlich Schutz und Geborgenheit geben soll.

Wenn Frauen Opfer hauslicher Gewalt werden, sind Kinder immer mitbe-
troffen. Denn sie erfahren Familie nicht als Schutzraum.

Auf Beschluss der Hessischen Landesregierung wurde die Landesarbeits-
gruppe ,Gewalt im hauslichen Bereich® beim Landespraventionsrat ge-
grundet, um einen Landesaktionsplan gegen Gewalt im hauslichen Bereich
und zur verbesserten Intervention zu erstellen. Mit dem vorliegenden
Empfehlungskatalog ,,Gewalt gegen Kinder im Zusammenhang mit hausli-
cher Gewalt” hat die Arbeitsgruppe des Landespraventionsrates ein Papier
erarbeitet, das eine wichtige Arbeitsgrundlage fur die Institutionen sein
wird, die sich mit dieser Problematik befassen.

Dies sind insbesondere Jugendamter, Notrufe und Beratungsstellen,
Frauenhauser wie auch die Familiengerichte. Gerade bei der hauslichen
Gewalt und insbesondere bei Gewalt gegen Kinder steht Pravention im
Vordergrund. Damit geht einher die Verurteilung von Gewalttaten an
Kindern. Dies erfordert eine starkere Berucksichtigung der Bedurfnisse der
Kinder, Verbesserung der Kooperation zwischen Tragern und
Jugendamtern unter besonderer Berlcksichtigung der Auswirkungen
gemeinsamer elterlicher Sorge bei hauslicher Gewalt.

Als Hessische Sozialministerin bin ich sicher, dass dieser Empfehlungska-
talog fur die Praxis eine richtungweisende Unterstitzung sein wird.

Wiesbaden, April 2003

Silke Lautenschlager
Hessische Sozialministerin
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Abschlussbericht der Unter-Arbeitsgruppe Gewalt gegen Kinder
Gewalt gegen Kinder im Zusammenhang mit hauslicher Gewalt *

Gewalt gegen Kinder ist ein Phanomen, das vorwiegend im h&auslichen Be-
reich auftritt. Kinder sind dabei auf verschiedene Weise betroffen. Auf der
einen Seite erfahren sie direkt Gewalt als Geschlagene oder Mitgeschlage-
ne. Auf der anderen Seite sind sie aber auch hauslicher Gewalt ausge-
setzt, indem sie Gewalthandlungen unter den Eltern, Uberwiegend ihres
Vaters an ihrer Mutter, miterleben und in einer Atmosphare von Gewalt
und Demutigung aufwachsen. Inlandische und internationale Forschung
belegt, dass dieses ohnmachtige Miterleben der Gewalt bei Madchen und
Jungen langfristige und gravierende Storungen in ihrer Entwicklung her-
vorbringt.

Das Miterleben der Gewalt zwischen den Erwachsenen ist in seinen Aus-
wirkungen gleichbedeutend mit Gewalttaten gegen das Kind selbst. Ange-
sichts tief greifender Auswirkungen kindlicher Gewalterfahrungen muissen
Kinder als eigenstandige Opfer wahrgenommen werden. Sie brauchen
Schutz und eine auf sie zugeschnittene Unterstutzung.

In dem Gesamtkonzept der Hessischen Landesregierung zur Bekampfung
von Gewalt im hauslichen Bereich gilt es daher, auch die Perspektive von
Kindern einzunehmen, um der speziellen Situation von Madchen und Jun-
gen im Kontext hauslicher Gewalt gerecht zu werden.

1. Sorge- und Umgangsrecht

Kinder haben das Recht auf elterliche Sorge und Kontakt. Dies beinhal-
tet aber auch das Recht auf ein gewaltfreies Leben und gewaltfreie
Kontakte. Bereits auf der Grundlage geltenden Rechts kénnen Gerichte
die Auswirkungen hauslicher Gewalt auf Kinder berucksichtigen und
Entscheidungen treffen, die Kindern ein gewalt- und bedrohungsfreies
Leben erméglichen.

In der Abwagung zwischen dem Schutz von Kindern, dem Schutz der
Frauen und den Rechten von gewalttatigen Mannern und Vatern muss
der Schutz vor Gewalt vorrangig sein. Bei Entscheidungen uUber die
Rechte von gewalttatigen Vatern hinsichtlich Sorge- und Umgangsrecht
muss grundséatzlich gepruft werden, ob sie die Sicherheit und korperli-
che Integritat der Kinder, aber auch der Mutter, gefahrden. Von Bedeu-
tung ist auch, dass der Vater die Verantwortung fur die von ihm ausge-
hende Gewalt Ubernimmt. Dazu gehort, dass er Angebote, sich mit sei-
nem Gewaltproblem zu befassen, wahrnimmt und sein Verhalten an-
dert, um eine Gefdhrdung des Kindeswohls zukunftig auszuschliel3en.



a. Sorgerecht

Leben Eltern, denen die elterliche Sorge gemeinsam zusteht, nicht
nur vorubergehend getrennt, kann nach § 1671 Abs. 1 BGB jeder El-
ternteil beantragen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sor-
ge oder einen Teil der elterlichen Sorge allein Ubertragt. Nach einem
Beschluss des BGH vom 29.9.1999 (FamRZ 1999, 1646ff.) enthalt
die Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge durch das Kind-
schaftsrechtsreformgesetz kein Regel-Ausnahme-Verhéltnis in dem
Sinn, dass eine Prioritdt zugunsten der gemeinsamen elterlichen
Sorge bestehen und die Alleinsorge eines Elternteils nur in Ausnah-
meféllen als ultima ratio in Betracht kommen sollte. In Féallen hausli-
cher Gewalt spricht viel fur die Annahme, dass es nicht dem Wohl
des Kindes entspricht, die gemeinsame Sorge oder die alleinige Sor-
ge der gewalttatigen Person anzuordnen.

b. Umqgangsrecht

Die Trennungssituation in Fallen h&uslicher Gewalt ist eine sehr ge-
fahrliche Situation, insbesondere fur die Frau. Fiur sie kann es des-
halb erforderlich sein, fur eine gewisse Zeit keinerlei Kontakt zu dem
Mann zu unterhalten. Dies gilt nicht zwingend fur die Kinder, die
zwar unter der Gewalterfahrung leiden, gegebenenfalls aber den-
noch den Kontakt zum Vater suchen. Die Einschrankung bzw. der
Ausschluss des Umgangs rechts kann eine angemessene Reaktion in
Gewaltsituationen darstellen; schematische Losungen dieser Art sind
aber fehl am Platz. Vielmehr ist, wenn Umgang - moglichst in beglei-
teter Form - gewahrt wird, darauf zu achten, dass Details geregelt
werden, insbesondere zum Schutz der Kinder und zur Absicherung
vor weiteren Gewalttaten in Anwesenheit der Kinder.

c. Bedleiteter Umgang als Aufgabe der Jugendhilfe

Qualitatsstandards fur den Bereich ,Begleiteter Umgang®“ im Zu-
sammenhang mit hauslicher Gewalt bieten eine Orientierungshilfe
far die Praxis. Dabei ist die Gewalt gegen Kinder in ihren verschie-
denen Auspragungen als mal3gebliches Kriterium zu bertcksichtigen.
Im Ubrigen wird auch den Jugendamtern dringend empfohlen, fur ih-
ren Bereich Standards fur den begleiteten Umgang unter besonderer
Berucksichtigung der Perspektive des Kindes zu entwickeln und ge-
meinsam mit den freien Tragern der Jugendhilfe fur ein ausreichen-
des und fachlich qualifiziertes Angebot an Umgangsbegleitung zu
sorgen.
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2. Einsatz eines Verfahrenspflegers / einer Verfahrenspflegerin in
familiengerichtlichen Verfahren

Nicht in jedem Verfahren ist automatisch der Einsatz eines Verfahrens-
pflegers / einer Verfahrenspflegerin erforderlich. Den Gerichten wird
jedoch empfohlen, gerade in den Fallen hauslicher Gewalt gegen Kinder
einen besonderen Augenmerk auf die Frage der Bestellung eines Ver-
fahrenspflegers zu legen. Bei der Auswahl des Verfahrenspflegers sollte
zudem darauf geachtet werden, dass die in Betracht kommende Person
Uber eine qualifizierte multiprofessionelle Weiterbildung (psychologi-
scher, padagogischer und juristischer Bereich) verfugt und sich im
Themenbereich ,,Hausliche Gewalt” fortgebildet hat.

3. Aufgaben der Jugendhilfe

a. Jugendhilfestatistik

Das Kriterium der hauslichen Gewalt sollte in die Jugendhilfestatistik
bei den Leistungen erzieherischer Hilfen einbezogen werden. Dies
sensibilisiert die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fur das Thema,
verdeutlicht das Ausmald der Problematik und foérdert die Transpa-
renz hinsichtlich der Folgekosten. Daten zur hauslichen Gewalt soll-
ten erhoben und in die Sozialberichterstattung der Kommunen an
das Land einfliel3en.

b. Beteiliqung der Jugendhilfe an regionalen Arbeitskreisen.

Zur Professionalisierung und Effektivierung der Arbeit im Kontext
von hauslicher Gewalt gehdren verbindliche und zielgerichtete For-
men der Zusammenarbeit zwischen den Institutionen.
Grundvoraussetzung hierfur ist die genauere Kenntnis und Akzep-
tanz der jeweils anderen Institution und Profession. Als notwendig
wird die Beteiligung insbesondere von Fachkraften des Allgemeinen
Sozialen Dienstes an regionalen Arbeitskreisen erachtet. Hierzu ge-
hort auch die Mitarbeit der Trager der Jugendhilfe an der Erstellung
eines regionalen Interventionskonzeptes sowie an einer gemeinsa-
men Offentlichkeitsarbeit.

c. Qualifizierung der Fachkrafte in der Jugendhilfe

Im Hinblick auf die besondere Dynamik und Problematik von h&usli-
cher Gewalt sind die sozialpadagogischen Fachkrafte in der Jugend-
hilfe (vor allem in den Bereichen: Allgemeiner Sozialer Dienst, Ju-
gendarbeit, Jugendsozialarbeit, Erziehungsberatung, Kindertages-
statten) zu schulen. Das Ziel ist hierbei, die Wahrnehmungs- und
Bewertungskompetenz der Fachkrafte zu starken und den Blick zu
scharfen fur geschlechtsspezifische und interkulturelle Aspekte. Er-
reicht werden soll vor allem eine starkere Sensibilisierung fur die Not
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der Madchen und Jungen. Fachkrafte sollen befahigt werden, Ge-
fahrdungen von Madchen und Jungen Uberhaupt oder fruher zu er-
kennen und die Familie Uber entsprechende Hilfs- und Unterstut-
zungsmalnahmen vor Ort zu informieren.

Des Weiteren wird die Forderung multiprofessioneller Fortbildungen
auf regionaler Ebene fur Fachkrafte aus Jugendhilfe, Schule, Polizei,
Justiz, Frauen- und Taterarbeit sowie Gesundheitsdiensten angeregt,
um die Vernetzung und Kooperation zu erweitern.

d. Vorgehensweise des Jugendamtes bei hauslicher Gewalt

Den hessischen Jugendamtern wird empfohlen, ein differenziertes
Handlungskonzept zu erarbeiten, das sowohl die Vorgehensweise bei
Kenntnisnahme eines Vorfalls von hauslicher Gewalt als auch die
verschiedenen Angebote der Jugendhilfe benennt. Wichtig ist die
schnellstmdégliche Kontaktaufnahme mit den Sorgeberechtigten und
dem betroffenen Kind und die Abklarung der Gefahrdungslage des
Kindes. Zur Optimierung der Zusammenarbeit sollte das Handlungs-
konzept den regionalen Kooperationspartnern zur Kenntnis gebracht
werden. Das Jugendamt ist in Fallen von h&uslicher Gewalt, bei de-
nen Kinder unmittelbar oder mittelbar betroffen sind, durch die Poli-
zei und die Justiz zeitnah zu informieren.

e. Informationen Uber Schutz, Beratungs- und Unterstutzungs-
angebote durch die Jugendhilfe

Uber regional vorhandene Beratungs- und Unterstitzungsangebote
sollten Kinder, Jugendliche und Eltern informiert werden.

4. Qualitat von familienpsychologischen Gutachten

a. Die die Gutachten in Auftrag gebende Stelle (Gericht / Jugendamt)
sollte besondere Sorgfalt auf die an den Gutachter / die Gutachterin
zu richten die Fragestellung verwenden: je qualifizierter die Frage-
stellung, umso konkreter ist in aller Regel das Gutachten.

b. Bei der Auswahl der Gutachter und Gutachterinnen sollte darauf ge-
achtet werden, dass er / sie im Hinblick auf die Dynamik von Ge-
waltbeziehungen und die Traumatisierung von Kindern durch das Er-
leben direkter und indirekter hauslicher Gewalt besonders qualifiziert
und erfahren ist.

c. Der Gutachter / die Gutachterin sollte sich in dem Gutachten speziell
mit der Dynamik der Gewaltbeziehung und der Traumatisie-
rung der Kinder durch das Erleben direkter und indirekter hausli-
cher Gewalt auseinandersetzen.

d. Der Gutachter / die Gutachterin sollte die Erkenntnisse, die durch
individuelle Begutachtung gewonnen wurden, zusatzlich auf der Fo-
lie kultureller/identitatsstiftender Mal3stabe abbilden. Dabei
geht es um Fragen der Diagnostik und der Prognose: was bedeuten



-6 -

die individuellen Erkenntnisse vor dem speziellen soziokulturellen
Hintergrund? Welche Konsequenzen folgen daraus? Dabei kdnnen
die Konsequenzen durchaus auch darin bestehen, nicht zu interve-
nieren.

e. Im Ubrigen sind die allgemein bekannten Standards fiir die Gu-
tachtentatigkeit anzuwenden.

5. eigenes Antragsrecht der Kinder zum Gewaltschutzgesetz

Kinder haben nach den GewSchG kein eigenes Antragsrecht fur eine
Wegweisung des gewalttatigen Vaters aus der Wohnung. 8 3 Abs. 3
GewSchG belasst es bei den Moglichkeiten des Kindschaftsrechts und
will keine daneben bestehende Regelung zulassen. Die sich daraus er-
gebende Problematik ist mittlerweile entscharft worden: durch das Ge-
setz zur weiteren Verbesserung von Kinderrechten in 8 1666 a BGB ist
nunmehr klar gestellt worden, dass auch auf der Grundlage der § 1666,
1666 a BGB eine Wohnungszuweisung zum Schutz des Kindes vor Ge-
walt maoglich ist.

* Mitglieder der Unter-Arbeitsgruppe Gewalt gegen Kinder waren: Frau Dr. Katharina
Maucher, Jugend- und Sozialamt der Stadt Frankfurt am Main, Kinderschutz und Koordi-
nation von Hilfen, und Hessischer Stédtetag; Frau Renate Oberlik, Deutscher Kinder-
schutzbund Landesverband Hessen eV., Ortsverband Marburg; Frau Sigrid Oerder, Frau
en helfen Frauen eV., Frankfurt am Main und LAG der hessischen autonomen Frauenh&u-
ser; Frau llona Friedrich, Kreisausschuss des Werra-MeiRner-Kreises fur den Bereich Ju-
gendamter des Hessischen Landkreistages; Frau Elke Grlnert, Hessisches Justizministe-
rium; Herr Aleko Karaberis, Hessisches Sozialministerium.

Verabschiedet von der Landesarbeitsgruppe ,,Gewalt im hauslichen Bereich“ der Sachver-
standigenkommission fur Kriminalpravention der Hessischen Landesregierung im Oktober
2002/Januar 2003.



Anhang
Jugendministerkonferenz
am 6. /7 7. Juni 2002
in Osnabrick
TOP 8

Hausliche Gewalt - Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes aus
Sicht der Kinder- und Jugendhilfe

Beschuss:

1. Die Jugendministerkonferenz begruf3t die gesetzlichen Initiativen zur
Achtung der Gewalt in der Familie. Sie sieht insbesondere im “Gesetz
zur Verbesserung des zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und
Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der Ehewoh-
nung bei Trennung“ (Gewaltschutzgesetz - GewSchG) eine wichtige
Regelung, mit der auf die Gewalt gegen Frauen durch einen gewalttati-
gen Partner reagiert und damit der Schutz von Kindern gegenuber ge-
walttéatigen Eltern verbessert werden kann.

Sie begruf3t die Regelung im Kinderrechte-Verbesserungsgesetz, wo-
nach ein gewalttatiger Elternteil der Wohnung verwiesen werden kann.
Im Interesse des damit fur Kinder angestrebten gré3tmoglichen Schut-
zes halt sie es fur erforderlich, beim Vollzug der nach dem Gewalt-
schutzgesetz angeordneten MalBhahmen auch jeweils die Auswirkungen
auf die mitbetroffenen Kinder zu berlcksichtigen und die sich daraus
ergebenden Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zu klaren.

2. Die Jugendministerkonferenz bedauert, dass Kinder immer noch - trotz
konsequenter rechtlicher Achtung von Gewalt und mehrheitlicher Uber-
zeugung, dass Gewalt als Mittel der Erziehung abzulehnen ist - haufig
Opfer korperlicher Gewalt sind. Sie sieht es deshalb als eine der vor-
dringlichsten Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe an, fur Kinder in
Gewaltsituationen rechtzeitig, wirksam und nachhaltig Schutz und Hilfe
zu organisieren. Hierfur ist es erforderlich, dass in mdglichst allen Ver-
fahren nach dem Gewaltschutzgesetz, bei denen Kinder unmittelbar
oder mittelbar betroffen sind, das Jugendamt rechtzeitig informiert und
in MalBnahmeentscheidungen einbezogen wird. Damit kdnnen beglei-
tend oder zumindest nachfolgend die fur das Kind notwendigen Hilfe-
leistungen durch die Kinder- und Jugendhilfe getroffen werden. Schutz-
interessen desjenigen Elternteils, zu dessen Gunsten die gerichtlichen
Schutzanordnungen erlassen wurden, sind dabei zu bertcksichtigen.

3. Die Jugendministerkonferenz sieht bei der Umsetzung des Gewalt-
schutzgesetzes einen hohen Bedarf an gegenseitiger Abstimmung, Ko-
operation und der Entwicklung verbindlicher Formen der Zusammenar-
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beit zwischen der Kinder- und Jugendhilfe, den Familiengerichten, Un-
terstutzungseinrichtungen fur von Gewalt betroffene Frauen, sowie den
notwendigen Initiativen in der Taterarbeit. Sie weist in diesem Zusam-
menhang auf bereits modellhaft erprobte Formen einer verbindlichen
Zusammenarbeit bei hauslicher Gewalt in einzelnen Landern hin.

. Die Jugendministerkonferenz halt es fur erforderlich - neben einer wirk-
samen Pravention - ein differenziertes Handlungskonzept zu entwi-
ckeln, welches Mallhahmen und Hilfen fur die betroffenen Kinder und
Jugendlichen, fur die misshandelten Familienangehorigen, in der Regel
die Mutter, sowie fur den Misshandler oder die Misshandlerin umfasst.
Hierzu gehort auch, das Bewusstsein fur das Unrecht hauslicher Gewalt
zu scharfen und bestehende Hilfeansatze qualifiziert weiterzuentwi-
ckeln.

. Die Jugendministerkonferenz bittet die Ld&nder und die Kommunen, auf
eine zugige Umsetzung der gesetzlichen Initiativen hinzuwirken und die
gegebenen Maoglichkeiten intensiv auszuschopfen.

. Die Jugendministerkonferenz schlagt der Konferenz der Gleichstel-
lungsministerinnen und -minister und Gleichstellungssenatorinnen und
-senatoren der Lander vor, eine gemeinsame Arbeitsgruppe zu bilden
mit dem Ziel, Vorschlage fur die weitere Umsetzung des Gewaltschutz-
gesetzes und des Kinderrechte Verbesserungsgesetzes, insbesondere
mit Blick auf die Situation der Kinder, ftr die Praxis zu entwickeln.
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Fachliche Leitlinien der hessischen Frauenhauser zur Beratung und
Unterstitzung von Frauen im Rahmen des polizeilichen

Platzverweises und des Gewaltschutzgesetzes

Zur Beratung und Unterstitzung von Frauen im Rahmen des polizeilichen

Platzverweises und des Gewaltschutzgesetzes sollen folgende Leitlinien gelten:

Zielgruppe: Die Beratung und Unterstitzung richtet sich an Frauen, die von Gewalt
bedroht oder betroffen sind. Sie soll dazu dienen, Frauen bei polizeilicher Wegweisung
des Partners oder der Beantragung von Mal3hahmen aus dem Gewaltschutzgesetz in
ihrer Entscheidungsfindung zu begleiten. Ziele sind die Befreiung aus der
Gewaltsituation, die Wiedergewinnung des eigenen Selbstwertes, die Starkung von

Handlungsfahigkeit und Autonomie sowie der Aufbau eines selbstbestimmten Lebens.

1. Im Rahmen der Unterstitzung der von Gewalt betroffenen oder bedrohten
Frauen mussen Schutz und Sicherheit der Frauen und ihrer Kinder héchste

Prioritat haben.

2. Frauen haben ein Recht auf Schutz ihrer Wahl. Die Freiheit, diejenige
Schutzméglichkeit zu wéhlen, die aus der Sicht der jeweiligen Frau die
geeignetste ist, ist ein wesentlicher Indikator fir die Wirksamkeit der geplanten
Schutzmalnahmen. Der Schutz vor weiterer Gewalt fordert eine sehr hohe
Eigenleistung der Frauen. Staatliche Interventionen und die
Unterstitzungseinrichtungen kénnen hier nur flankierend tatig sein. Insofern ist es
unabdingbar, dass Frauen diejenigen Schutzmdglichkeiten in Anspruch nehmen
kénnen, mit deren Hilfe sie diese hohe Eigenleistung am ehesten erbringen
kdnnen. Um die Wabhlfreiheit zu gewahrleisten, ist das Herstellen einer



Transparenz Uber die in der jeweiligen Kommune/Kreis vorgehaltenen Angebote
erforderlich. Die Wahrnehmung verschiedener Hilfsangebote schlief3t sich
gegenseitig nicht aus, insbesondere die Wegweisung und die Zuweisung der
Wohnung behindern nicht das Recht der Frau auf Schutz im Frauenhaus.

Freiwilligkeit der Inanspruchnahme von Schutz, Hilfe, Beratung und

Unterstltzung.

Die Unabhangigkeit der Beratung ist zu gewahrleisten. Die Unabhangigkeit der
Beratung ist ein bewahrter Grundsatz in der Beratungsarbeit. Sie ist
insbesondere von zentraler Bedeutung, um potentielle Interessenskonflikte zu

staatlichen Aufgabenbereichen auszuschliel3en.

Orientierung an den in Gber 20 Jahren entwickelten und praxisbewahrten
Mal3staben der Anti-Gewalt-Arbeit:

Parteiliche Beratung, d. h. unmissverstandliche Unterstlitzung der Frauen zur
Beendigung der Gewalt. Parteiliches Arbeiten beinhaltet das Bewusstsein, dass
psychisches und physisches Leiden, soziale Krisen etc. bei Frauen in
unmittelbarem Zusammenhang zu ihrer geschlechtsspezifischen Rolle und

Identitat stehen.

Hilfe zur Selbsthilfe, d. h. insbesondere Empowerment im Sinne eines

ressourcenorientierten Arbeitsansatzes.
Respekt und Akzeptanz vor dem individuellen Weg der einzelnen Frau.
Fundierte Fachkenntnisse tber die Dynamik mannlicher Beziehungsgewalt, tber

institutionelle Vorgehensweisen sowie tber Strukturen, die eine Beendigung von

Gewalt erschweren und/oder ermdglichen.



10.

11.

Die Unterstitzung muss sich an den unterschiedlichen Lebenssituationen von
Frauen orientieren, dies bedeutet z. B. eine qualifizierte Unterstlitzung und
Begleitung bei migrationsspezifischen und aufenthaltsrechtlichen
Fragestellungen, Beriicksichtigung der Lebenssituation von Frauen mit
Behinderungen. Die Beratung sollte auch die gewaltgepragten Lebensumsténde

der beteiligten Madchen und Jungen ins Blickfeld nehmen.

Die Beratung muss fur Frauen kostenlos sein.

Niedrigschwelligkeit der Beratungs- und Unterstitzungsangebote (hoher

Bekanntheitsgrad, Kurzfristigkeit, gute Erreichbarkeit, Mehrsprachigkeit etc.).

Gewabhrleistung von Vertraulichkeit und Anonymitat.

Offentlichkeitsarbeit als unabdingbarer Bestandteil in der Arbeit gegen Gewalt

gegen Frauen.

Kooperation und Vernetzung als Mdéglichkeit, auf den Abbau der Gewalt
férdernden Strukturen in allen an der Vernetzung beteiligten Institutionen hin zu
wirken und im Sinne der betroffenen Frauen und Kinder zu einer verbesserten

Koordinierung von Unterstiitzungsmalfinahmen zu gelangen.

(Stand: Juli 2004)
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1.Vorbemerkungen

Im vorliegenden Jahresbericht wird der Deliktsbereich der hauslichen Gewalt fir
Hessen aus dem Jahr 2004 dargestellt. Der Erlass des HMdI vom 20.11.2001, Az.:
LPP 22/Lx — 22 ¢ 04 05 -, und das speziell fur die Meldezwecke entwickelte und in
ComVor eingestellte ,Formblatt husliche Gewalt* bilden die Grundlage hierfir.

Das Formblatt wurde in der Zwischenzeit den gednderten Abfragemodalitaten
angepasst .

Die Gesamtzahl der polizeilich im Jahr 2004 erfassten Falle hauslicher Gewalt wurde
bereits im Fruhjahr im LPP, im HLKA und interessierten Institutionen und Personen

auf Anfrage bekanntgegeben.

Trotz intensiver Beschulungen (dezentrale Arbeitstagungen zur
Multiplikatorenausbildung der Dienst- und Ermitllungsgruppenleiterinnen und — leiter)
die Ende 2003 abgeschlossen wurden, ist die zugelieferte Datenqualitdt noch zu
verbessern. Der vorliegende Bericht spiegelt die Situation, wie die ,Polizeilichen
Handlungsleitlinien zur Bekampfung hauslicher Gewalt" an der Basis bisher schon
umgesetzt wurden.

Die im Rahmen der Aus- und Fortbildung angebotenen Unterrichtseinheiten,
Lehrgénge und Seminare der Verwaltungsfachhochschule(VFH) und der Hessischen
Polizeischule (HPS) zum Phanomenbereich hausliche Gewalt tragen fur die Zukunft

zur Handlungssicherheit und damit einhergehender positiver Datenerfassung bei.

Eine wesentliche Erleichterung der zuklnftigen Erfassung ist die seit Beginn des
Jahres 2005 mogliche Ausweisung der Delikte hauslicher Gewalt in der PKS-neu.
Damit wird erstmals eine Tatverdachtigen-Echtzahlung maoglich, sowie die
Einordnung der Tatverdachtigen nach unterschiedlichen Nationalitaten.

Fur kriminalistisch-/kriminologische Auswertungen des Phanomens hausliche Gewalt
ist das vorhandene Zahlenmaterial noch nicht aussagekraftig genug. Ebenso
konnten Uber die Auswirkungen von polizeilichen und justiziellen MalRnahmen
aufgrund der zu geringen Vergleichswerte nur spekulative Aussagen getroffen

werden.



2. Fallzahlen

Auch im Jahr 2004 sind die polizeilich registrierten Straftaten hauslicher Gewalt
angestiegen. Im Jahr 2003 betrug die Zahl 5.198 Falle. Die Zunahme um 7,2% auf
5.573 Straftaten im Jahr 2004 ist wie bereits im vergangenen Berichtsjahr als
Resultat der ,Dunkelfeldaufhellung” zu werten. Hier hat u. a. das von Herrn
Innenminister Bouffier anlasslich der o6ffentlichen Vorstellung der Polizeilichen
Kriminalstatistik (PKS) angesprochene ,stringente Vorgehen® der Polizei gegen
einzelne Kriminalitatsphdnomene Frichte getragen.

Die in den polizeilichen Handlungsleitlinien enthaltene Forderung zur Anfertigung
einer Strafanzeige in den Fallen hauslicher Gewalt wurde durch die
Polizeibeamtinnen und —beamten konsequent durchgefihrt.

Dennoch muss von einer Vielzahl nicht angezeigter Straftaten ausgegangen werden,

die aus dem familiaren Umfeld nicht in die Offentlichkeit dringen.

Auf der beigefugten Tabelle sind Zahlenungenauigkeiten bei der Zuordnung zu
einzelnen Delikten zu erkennen, die vermutlich durch Mehrfacherfassung entstanden
sind. Oft werden bei einem Vorfall hauslicher Gewalt mehrere Straftatbestande
verletzt (z.B. einfache Kdrperverletzung, Bedrohung, Beleidigung,
Sachbeschadigung ) In diesen Féllen wird nur das mit der hochsten Strafandrohung

belegte Delikt gewertet.

Die gestiegene Zahl der versuchten und vollendeten Tétungsdelikte von jeweils 20 in
den Vorjahren um 30% auf 26 Delikte im Jahr 2004 zeigt einmal mehr, dass es
wichtig sein kann, die Gewaltspirale in einer Partnerschaft vor der Eskalation durch

polizeiliche MaRnahmen zu unterbrechen.



Erfasste Falle 2004

Flachenprasidien: PPMNH PPNH PPWH PPFFM |PPOH PPSOH (PPSH Gesamt
Bevilkening 912.878 | 1.070.136 | 1.0853.281 | 643 432 485 853 866102 | 1.045.016 6.089.428
Grasse der Dienstbezinke (km®) 2.811,32 | 4.2581,39 2458 .21 245 36 593644 | 1.798,65 287727 21.114 64
Pk3S insgesamt 29712 63.759 118.120 G221 64,376 370.188
Davon Hausliche Gew alt 785 975 768 ae0 patirta] 1.001 826 5.573
Darin enthalten:

Tatungsdelikte {incl Versuche) 2 4 2 7 2 7 2 26
Kirperedetzungen G332 791 &80 T3 275 vy 713 4.602
Yergew altgunoen 11 12 4 16 4 2 13 62

Bedrohung 43 107 a8 43 A1 K it 504

M Etigung 9 20 18 159 12 17 28 119

Freiheitsberaubung 18 10 10 14 ] 4 a 68

Gewaltschuzgesetz 1] 1] 1] 1] 1] 0 1 1

Sonstice Delikie (s achbeschidigung, Beleidigung, Hausfisdensbuch u.a 70 31 G5 32 Fi= 17 G0 352

Frihere “orfalle * ja 431 391 351 216 220 GO3 427 2.976

nein: n.a. 289 285 a0 109 33 n.a. 1.270
keing Angaben: n.a. 322 132 40 27 a0 n.a. 574
Straftaten - Summe: f= 975 768 a6l 435 1.001 910
*Im letztjahrigen Jahresbercht als "vortat" 7 "Ersttat" bezeichnet
PP =Polizeiprasidium NH = Mordhessen VH = Mittelhessen
WH =westhessen FFIM = Frankfurt ! Main OH = Osthesszen
SOH =sidosthessen SH = Sidhessen

vermutlich Mehrfacherfassungen von Straftaten:




3. Opfer und Tatverdachtige

Auch im Berichtsjahr 2004 bestéatigt sich in Hessen die ebenfalls in anderen
Bundeslandern belegte Aussage, dass der Uberwiegende Teil von Straftaten durch
mannliche Tatverdachtige begangen wird. So wurden 90,52% mannliche
Tatverdachtige (2002: 91,6%, 2003: 90,2%) und 9,48% weibliche Tatverdachtige
(2002: 8,4%, 2003: 9,8%) gemeldet. 90,32% weiblichen Opfern (2002:90,2%,
2003:90,5%) stehen 9,68% mannliche Opfer gegentber. Selbst wenn angenommen
werden kann, dass die Hemmschwelle zur Anzeigeerstattung bei mannlichen Opfern
noch hoher ist, als bei den Frauen (in einschlagiger Literatur wird darauf verwiesen),
sind unter den Opfern hauslicher Gewalt ungleich mehr Frauen zu finden.

Die erstmals erhobenen Zahlen zum Alkohol- und Drogenkonsum vom Berichtsjahr
2003 unterscheiden sich nicht wesentlich von denen, die aus 2004 vorliegen. So
standen 11,22% der Opfer und 33,33% der Tatverdachtigen beim Einschreiten der
Polizei unter Alkoholeinfluss. Erkennbar unter Drogeneinfluss standen 0,49% der
Opfer und 1,56% der Tatverdachtigen .

In allen diesen Fallen muisste das polizeiliche Instrumentarium (Alkoholtest,
Blutprobe, Drogentest) zur Beweissicherung bedeutend intensiver angewendet

werden.

Bei 2383 gemeldeten Fallen polizeilichen Einschreitens sind 4809 Minderjahrige
erfasst worden, die durch Gewalthandlungen mittelbar oder unmittelbar betroffen
waren. Die in den Handlungsleitlinien und diversen Dienstanweisungen geforderte
Verstandigung der zustandigen Jugendamter wurde in vielen Fallen nicht umgesetzt.
Hier besteht akuter Handlungsbedarf. Die Jugendamter sollten in ihrem
Arbeitsbereich alle Mdoglichkeiten nutzen, um kindliche und jugendliche
Gewalterfahrung zu therapieren, die Ausldser fir spateres gewalttatiges Handeln bei

Jugendlichen und Erwachsenen sein kann.

Da die genaue Aufschlisselung der Tatverdachtigen nach der jeweiligen
Nationalitdtengruppe durch die Einfuhrung von POLAS-neu erst im Jahresbericht
2005 moglich sein wird, wurde in vorliegendem Bericht lediglich zwischen ,deutsch*

und ,nichtdeutsch* unterschieden.



Statistische Daten liber Opfer und Tatverdadchtige 2004

&
Flachenprasidien: Z|PPNH/PPMH |PPWH|PPFFM |[PPOH |PPSOH |PPSH |Gesamt
Falle gesamt: 785 975 768 860 358 1001 826 5573
w| T2 872 627 784 326 886 757 4973
Cpfar I 64 103 74 76 32 115 69 533
Opfer gesamt 785 975 701 860 358 1001 826 5506
i 65 93 80 82 30 113 61 524
Tatwerdachtige m| 720 901 623 778 328 BBT 765 5002
Tatverddchtige gesamt 785 994 703 860 358 1000 826 5526
betroffene Kinder(siehe Extra-?ahellej
Beziehungen:
eingetragene Lebensgemeinschaft 0 0 0 3 3 0 0 b
verheiratet 327 382 371 417 219 557 470 2743
werlobt 12 2 8 10 b 3 6 47
getrennt lebend 177 123 101 154 58 135 146 894
geschieden 31 11 31 24 B 4 15 124
ehedhnliche Gemeinschaft 243 189 208 252 106 24 189 1428
w113 0 82 125 54 96 57
Alkoholeinfluss bei Opfern m 28 0 17 W+ m 12 24 10 618
w19 9 23 216 13 22 8
Alkoholeinfl bei Tatverdachtigen m 272 169 212 w+m 148 293 206 1670
W 4 0 3 7 2 3 4
Drogeneinflu@ bei Opfern iy 4 0 0 W+ m 0 0 0 27
W 5 0 0 12 0 1 0
Drogeneinflu@ bei Tatern 1y 26 6 10 W+ m 5 15 6 86

_ = Zahlen-Diskrepanz vermutl. durch Mehrfacherfassung

= geschlechtsspezifische Summe wegen fehlender Angaben van PPFF M nicht maglich




Uberblick der in den Familien lebenden Minderjahrigen in Fallen hauslicher Gewalt,
bei der die Polizei eingeschritten ist. (2004)

Flachenprasidien PP NH PP MH PPWH | PPFfm. | PPOH | PPSOH | PP SH Gesamt
Anzahl der Minderjahrigen 758 596 512 718 390 936 799 4509
Anzahl der Falle n.a. 410 299 445 228 548 453 2383
Falle hauslicher Gewalt 2004 785 975 768 860 358 1001 826 5573

Nationalitat von Opfern und Tatern 2004

Flachenprasidien: Geschlecht | PPNH PPMH PPWH PPFFM PPOH PPSOH PPSH Gesamt
Opfer: deutsch weiblich 536 n.a. 359 451 257 538 479 2622
méannlich 1 n.a. &0 W+ m 25 54 81 261
Opfer: nicht deutsch weiblich 124 n.a. 181 265 B9 342 278 1240

mannlich 14 h.a. 10 W+ m 7 31 19 81

Opfer gesamt 785 975 701 ae0 358 1001 026 506
Tater: deutsch weiblich 43 71 47 410 20 59 38 S1stss
mannlich 21 BE3 31 W+ M 246 o30 451 2728
Tater: nicht deutsch weiblich 13 22 13 287 10 54 23 422
mannlich 148 232 218 W+ M a2 353 313 1346
Tater gesamt 785 994 703 ae0 358 1000 026 2526

n. a. = nicht ausgewertet

= keine Aufschlisselung nach Geschlecht




Opfer und Tatverdachtige nach Altersgruppen 2004

- w+m
Alter : PPNH |PPMH [PPWH |PPFFM |PPOH |PPSOH |[PPSH Gesamt
Opfer Wy 49 M 23 26 a8 20 X7
unter 20J. m 9 3 3 w+m' 0 3 g 223
i 215 261 183 261 I 260 245
20- 29 I 1" 20 11 w+m' 5 14 13 1354
i 237 283 241 3z 113 326 264
a0- 39 [y 17 40 26 W+ m' 1 M 19 1923
W 140 203 13 163 o 187 154
40- 449 . Im 17 28 22 w+m 13 42 15 1181
i 50 60 45 T3 29 65 53
A0 - 59 .. I 7 10 10 w+m' 3 17 13 435
W 30 21 22 25 15 28 14
g0 .J. + lter m 3 2 2 w+m' 0 5 1 168
W 1 arz 627 860 326 a6 [T
Im 64 103 ! w+m 32 15 60 5506
Gesamt 785 a75s 701 860 358 1001 826 5163
Tatverdiachtige Wy 3 3 4 7 1 4 2
unter 20 . m 12 11 9 w+m' 1 (1] 31 b1
W 7 23 20 203 8 27 5
20- 29 Im 180 199 131 w+m' 56 174 204 1257
i L 42 30 322 12 46 x2
a0- 39.4. I 238 306 221 w+m' 11 316 263 1951
i 18 16 17 213 9 24 14
a0- 49 . I 182 250 173 w+m' 95 233 192 1445
i 3 8 6 a5 0 10 6
a0 - 89 .. Im 60 i} 5 w+m 43 12 55 530
W 2 1 3 30 0 2 2 * keine Autschlisselung
B0 J. + &lter m 43 42 3 w+m' 22 46 19 248 nach Geschlecht
Wt 65 a3 a0 609 30 113 61 |
m 720 01 623 w+m' 328 8a7 T64 5364
Gesamt 785 04 703 699 358 1000 825 5364 |




4. MalRnahmen der Polizel

Das polizeiliche Einschreiten in Fallen hauslicher Gewalt wird zunehmend
professioneller. Das verdnderte Rollenverstandnis der Polizeibeamtinnen und —
beamten greift und Regelungen des Gewaltschutzgesetzes sowie des § 31 HSOG
finden immer mehr Beachtung. Durch gezielte Aufklarungsarbeit nach innen und
nach aufRen werden diese Handlungen hauslicher Gewalt - besonders auch in den

Medien - als Straftaten angesehen.

Wie aus nachfolgender Tabelle entnommen werden kann, wurden die polizeilichen
Instrumentarien gegenuber dem Vorjahr allgemein  haufiger eingesetzt. Die
Steigerung der Haufigkeit der Wohnungsverweisung (Wegweisung und
Betretungsverbot) um 20,5% gegenuber dem Berichtsjahr 2003 kann als sehr positiv
bewertet werden. Soll doch gerade diese polizeiliche MalRnahme den Opfern

ermoglichen, ungestort Hilfe in Anspruch zu nehmen, um die Gewalt zu beenden.

Immer noch werden seitens der Polizei meist Opfer und seltener Téater auf
Hilfseinrichtungen verwiesen, dabei ist gerade die ,Taterarbeit® wichtig fir
Praventionserfolge. Erfreulich ist die Steigerung der Hinweise auf Hilfseinrichtungen
bei Opfern (2003:50,2%, 2004: 55,6%) und bei Tatern (2003:16,0%,2004: 17,5%).
Von der Weitergabe, der den Handlungsleitlinien beiliegenden
Einwilligungserklarungen (sog. proaktiver Ansatz), konnte mehr gebrauch gemacht
werden.

3,4% betrug die Steigerung der Zahl der Opfer, die sich 2004 in den Schutz von
Frauenhausern begeben haben (2003: 206 Falle, 2004: 213 Falle). Es wird auch
zukinftig Falle geben, in denen das neue polizeiliche Instrumentarium eine

Unterbringung im Frauenhaus nicht verhindern kann.

Die Rubrik ,MafRnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz®, die im bisherigen ComVor-
Formblatt h&ausliche Gewalt enthalten war, entfallt im modifizierten Formblatt ab
2006. Da die zivilrechtlichen MalRnahmen oft erst nach Abschluss der Ermittlungen
getroffen und der Polizei bekannt werden, wenn die Sachbearbeiterin bzw. der
Sachbearbeiter den Vorgang bereits abgeschlossen hat, sind die bisher von den
Présidien gelieferten Zahlen nicht aussagekréftig. Ab dem Berichtszeitraum 2006

werden diese Daten gemalf Erlass des LPP gesondert von der Justiz angefordert .



MafRhahmen der Polizei 2004

Flachenprasidien PPNH |PPMH |[PPWH |PPFFM |[PPOH |PPSOH |PPSH |Gesamt

Flatzverwels bis 1 Tag 73 62 61 15 17 48 56

Flatzverweis bis & Tage 16 19 12 19 17

Wohnungsverweisung bis 14 Tage 236 139 313 79 231 232

Wegweisung f

Betretungsverbot 31 Abs. 2

H50G) 177

Wiohnungsyerweisung Uber 14 Tage 14 17 [4 5 4 5

(Weogweisung f

Betretungswverbot £31 Abs. 2

HS0G)

F.ontakiaufnahmeverbot bis 14 Tage 60 196 57 27 62 113

(§11 H50G) 59

kontaktaufnahmeverbot Ober 14 Tage 5 3 2 1 4 1

(§11 HZ0G)

Ingewahrsamnahme bis 1 Tag 70 76 53 59 38 62 55

Ingewahrsamnahme bis & Tage 0 0 1 0 0

Frauenhaus 34 27 47 34 10 25 36 213

Sonstige (HFEG, U-Haft) 135 55 77 94 79 35 44 519

Opfer auf HE hingewiesen  |ja 467 417 410 472 218 601 478 3063
nein n.a. 250 190 349 114 354 n.a. 1257
nicht bekannt n.a. 308 168 39 26 46 n.a. 587

Tater auf HE hingewiesen  |ja 120 110 169 128 63 202 178 970
nein n.a. 524 323 601 234 661 n.a. 2343
nicht bekannt h.a. 341 276 131 61 138 n.a. 947

HE = Hilfseinrichtungen
n.a. = nicht ausgewertet

= keine Einzelaufschlisselung (deshalb auch fehlende bzw. unvollstindige Cluersummen)

0T
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5. Schlussbemerkungen

Beim Umgang mit dem Phanomen hausliche Gewalt arbeiten mittlerweile viele
Institutionen Hand in Hand. Die Hilfe fir die Opfer wird weiter vernetzt und verfestigt.

So starkt das Land Hessen mit dem Landesaktionsplan aufgrund des
Kabinettsbeschlusses vom 29.11.2004 die Pravention hauslicher Gewalt, die
Mafl3nahmen zum Schutz und zur Hilfe flr die Opfer sowie zur Intervention gegen die
Tater. Die dazugehdrenden Arbeitsmaterialien umfassen u. a. auch eine Liste der
Unterstitzungseinrichtungen und der regionalen Arbeitskreise zur Gewalt im

hauslichen Bereich.

Die bereits 2003 geplante Gesetzesinitiative der hessischen Landesregierung zur
Schaffung eines neuen Stalking-Straftatbestandes wurde im Februar 2004
verwirklicht. Wenn ein solches Gesetz in Kraft tritt, misste evtl. eine Abgrenzung zur

derzeit gultigen hessischen Definition der hauslichen Gewalt erfolgen.

Die im Jahresbericht 2003 angekindigte Untersuchung durch Studierende der
Verwaltungsfachhochschule Giel3en von ca. 1000 Fallen hauslicher Gewalt aus
Mittelhessen liegt vor. Da dieser Untersuchung Daten aus dem Berichtsjahr 2003
zugrunde lagen, eine Beschulung aller Polizeibeamtinnen und —beamten zu den
Inhalten der Handlungsleitlinien erst Ende des Jahres 2003 abgeschlossen wurde,
zeigen sich hier Schwachstellen, die so auch in den Jahresberichten 2002 und 2003
deutlich  wurden. Einzelheiten kbnnen  von Interessenten in  der
Verwaltungsfachhochschule Giel3en, Fachbereich Polizei, bei den Herren Glaum

oder Struth, abgefragt werden.

Abschlie3end ist zu sagen, dass die Akzeptanz bei der Bekampfung hauslicher
Gewalt innerhalb und aulerhalb der Polizei gestiegen ist und der bisher

eingeschlagene Weg konsequent weitergegangen werden sollte.



Abschnitt 7b

Jahresbericht hausliche Gewalt

fir Hessen 2005
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1. Vorbemerkungen

Der vorliegende Jahresbericht stellt den Deliktsbereich der hauslichen Gewalt fur
Hessen aus dem Jahr 2005 dar. Erstmals bilden neben dem Erlass des HMdI vom
20.11.2001, Az.: LPP 22/Lx — 22 ¢ 04 05 -, und dem speziell fur die Meldezwecke
entwickelte ,Formblatt hausliche Gewalt* auch PKS-Daten die Grundlage hierfur.

Seit Beginn des Jahres 2005 wurde diese Erfassung durch die Ausweisung der
Delikte hauslicher Gewalt in der PKS-neu moglich. Das Formblatt wurde diesen
Gegebenheiten angepasst.

Einhergehend mit der neuen Erfassungsmodalitat wird die im Jahresbericht 2004
angesprochene  Tatverdachtigen-Echtzdhlung und die  Einordnung  der
Tatverdachtigen nach unterschiedlichen Nationalitaten mdglich.

Bei der in diesem Jahr zeitlich vorgezogenen Pressekonferenz des hessischen
Innenministers zur Vorstellung der PKS (Polizeiliche Kriminalstatistik) lagen die
endgultigen Daten des Deliktsbereiches der hauslichen Gewalt noch nicht vor.
Deshalb differiert die dort vorgestellte ,ungefahre Zahl* mit den Aussagen des jetzt

vorliegenden Jahresberichtes.

Um einer Leserin oder einem Leser die Auswertung des diesem Jahresbericht zu
Grunde liegenden Datenmaterials verstandlich zu machen, wird nachfolgend die
polizeiliche Definition flr Straftaten hauslicher Gewalt in Hessen abgebildet. In
mehreren anderen Bundeslandern existieren unterschiedliche Definitionen dieses

Phanomenbereiches.

Die hausliche Gewalt umfasst alle Falle von physischer und / oder psychischer
Gewalt innerhalb von ehelichen oder nichtehelichen Lebensgemeinschaften,
unabhangig von der Tatortlichkeit. Insbesondere fallen darunter No6tigungs-,
Bedrohungs- und Korperverletzungsdelikte, auch wenn sie sich nach einer
Trennung ereignen und noch im direkten Bezug zur friheren

Lebensgemeinschaft stehen.



Es wird also die Gewalt in der Partnerschaft und nicht die Gewalt in der Familie bzw.
dem sozialen Nahraum statistisch erfasst. Weitere Informationen kénnen den auch
im Internet abgebildeten hessischen .Polizeilichen Handlungsleitlinien zur

Bekampfung hauslicher Gewalt* (www.polizei.hessen.de) entnommen werden.

Da sich die Datenbasis durch die fur den Erfassungszeitraum 2005 erstmals
mdogliche PKS-Auswertung und die damit verbundenen neuen Meldewege im
Gegensatz zu den vorangegangenen Jahresberichten gedndert haben, ist es fur eine
kriminalistisch-/kriminologische Auswertung des vorhandenen Zahlenmaterials zum

jetzigen Zeitpunkt noch zu fruh.

Die Abbildung des Meldeaufkommens justizieller MaRnahmen (z. B. amtsrichterliche
Verfligungen u. a.), von denen die Polizei in Kenntnis gesetzt worden ist (Grundlage
hierflr ist das HSOG, § 31, Abs. 2, letzter Satz), wird erst im Jahresbericht fir 2006

maglich sein.

Verstolle gegen das Gewaltschutzgesetz (8 4), die bisher nur unter der Rubrik
,sonstige Straftatbestande“ erfasst werden konnten, sollen nach einer Anderung des
Straftatenkataloges bei der zuklnftigen PKS-Erfassung seperat abgebildet werden

kdnnen.

Durch verstarkte Bemihungen im Bereich der Aus- und Fortbildung der hessischen
Polizeibeamtinnen und —beamten und mit dem Hinweis auf ein liickenloses Ausfillen
des ,Formblattes hausliche Gewalt” wird sich die Zulieferung der bendtigten Daten

und deren Qualitat noch weiter steigern lassen.


http://www.polizei.hessen.de/

2. Fallzahlen

Die Steigerung der polizeilich registrierten Straftaten hauslicher Gewalt um 39%
(2004: 5.573 Falle, 2005: 7.750 Falle) ist, wie bereits in den Vorbemerkungen
erwahnt, in der verbesserten Erfassungsqualitdt bei der PKS und den damit
verbundenen Meldewegen zu sehen. Eine Besonderheit der PKS-Erfassung im
gesamten Straftatenbereich ist die Eingabe der Daten nach Abschluss der
Ermittlungen, sodass ein exakter Vergleich mit den Tatzeiterfassungs-Daten der
vorangegangenen Jahresberichte nicht mdglich und ein Teil der Steigerung auch
damit erklarbar ist. Ein Vergleich ist erst nach mehrmaliger PKS-Erfassung

aussagekraftig.

Auch ist die Steigerung der Straftaten hauslicher Gewalt wie in den vergangenen
Berichtsjahren als Resultat der ,Dunkelfeldaufhellung® zu werten und zeigt das
weiterhin konsequente Vorgehen der Polizei sowie das gestiegene Anzeigeverhalten

der Uber dieses Kriminalitatsphanomen aufgeklarten Bevolkerung.

Erstmals wurden in diesem Jahresbericht die Straftatbesténde der gefahrlichen (8
224 StGB) und schweren Koérperverletzungen (8 226 StGB) extra ausgewiesen. So
zeigt die Zahl von 1247 erfassten Straftaten dieser Art (= 16,1% der Straftaten
hauslicher Gewalt und 21% der gesamten Korperverletzungsdelikte im
Zusammenhang mit hauslicher Gewalt), dass es sich eben nicht um die friher oft
zitierte ,harmlose Ohrfeige“ zwischen Partnern handelt, sondern viel mehr kriminelle

Energie und Gewalt dahinter stecken.



Erfasste Falle 2005

Flachenprasidien: PPNH PPMH PPWH PPFFM |PPOH PPSOH [|PPSH Gesamt
Bevoélkerung 910.551 | 1.070.022 | 1.087.528 | 646.889 464.679 867.982 | 1.050.114 6097765
Grosse der Dienstbezirke (km2) 5.811,32| 4.284,39 | 2.458,21 | 248,36 3.936,44 |[1.798,65| 2.577,27 21114,64
PKS insgesamt 57.067 61.723 67.390 113.657 25.279 58.994 56.448 440558
davon Delikte hdusliche Gewalt 939 1.206 1.349 1.671 479 1.220 882 7746
darin enthalten
Totungsdelikte (incl.Versuche) 8(0,9%) 9(0,7%) 5(0,4%) 0 0 3(0,2%) 3(0,3%) 28(0,4%)
Korperverletzungen 745(79,3%)| 927(76,9%) | 1109(82,2%)|1109(66,4%)| 386(80,6%) |913(74,8%)| 732(83%) 5921(76,5%)
davon gefahrl./schwere Korperverletzungen 151(16,1%)| 198(16,4%) | 253(18,8%) | 265(15,9%)| 55(11,5%) |168(13,8%)| 157(17,8%) 1247(16,1%)
Vergewaltigungen 15(1,6%)| 11(0,9%) 9(0,7%) |24(1,4%)| 5(1,0%) |26(2,1%)| 10(1,1%) 100(1,3%)
Bedrohung 84(8,9%) | 150(12,4%) | 112(8,3%) |283(16,9%)| 45(9,4%) |[147(12,0%)| 88(10%) 909(11,7%)
N('jtigung 10(1,1%) 17(1,4%) 11(0,8%) 67(4,0%) 6(1,3%) 29(2,4%) 9(1,0%) 149(1,9%)
Freiheitsberaubung 14(1,5%) 17(1,4%) 18(1,3%) [ 27.(1,6%) 6(1,3%) 17(1,4%) 7(0,8%) 106(1,4%)
Gewaltschutzgesetz (ist in sonstigen Delikten enthalten)
Sonstige Delikte (Sachbeschadigung, Beleidigung, Hausfriedensbruch u. a.) 63(6,7) 75(6,2%) 85(6,3%) 161(9,6%) 31(6,5%) 85(7,0%) 33(3,7%) 533(6,9%)
Frihere Vorfalle hdusl.Gew.(auch ohne poliz.Anzeige)  ja 334 492 455 460 220 692 387 3040

nein,bzw.keine Angaben| 605 714 894 1.211 259 528 495 4706
Bereits als Tatverdachtige in Erscheinung getreten 464 555 583 746 228 559 804 3939

%-Zahlen beziehen sich jeweils auf die Delikte hausliche Gewalt
PP = Polizeiprasidium NH = Nordhessen MH = Mittelhessen
WH = Westhessen FFM = Frankfurt / Main OH = Osthessen
SOH = Siidosthessen SH = Suidhessen




3. Opfer und Tatverdachtige

Wie schon in den vorangegangenen Berichtsjahren 2002, 2003 und 2004 hat sich
durch die Zahl der weiblichen Opfer mit 86,7% ( mannliche Opfer: 13,3%) die
Aussage bestétigt, dass der Uberwiegende Teil von Straftaten h&auslicher Gewalt
durch  mannliche Tatverdachtige ( 88,9%) begangen wird (weibliche Tat-
verdachtige: 11,1%).

Trotz der relativ hohen Zahl von erfassten Fallen ohne entsprechenden Eintrag ist
eine Zunahme der Falle hauslicher Gewalt erkennbar, bei denen die Partner getrennt
leben( 2004: 17,1%, 2005:18,8%) und sich in einer ehedhnlichen Gemeinschaft
befinden (2004: 27,2%, 2005: 29,3%). Bei verheirateten Paaren ist die Zahl der
Straftaten ricklaufig (2004: 52,3%, 2005: 48,3%). Dieser Trend entspricht der

demoskopischen Entwicklung.

In mehr als jedem dritten Fall von Straftaten hauslicher Gewalt (35,9%) waren laut
polizeilicher Feststellungen Minderjahrige (5321) anwesend und haben unmittelbar
oder mittelbar entsprechende Gewalterfahrungen machen missen. Gerade in
diesem Bereich missen die Meldepflichten durch die Polizei an das Jugendamt und
die dort einsetzbaren Therapiemdglichkeiten fir minderjahrige Gewaltopfer und

deren Familien noch optimiert werden.

Erstmals kénnen im vorliegenden Jahresbericht Tatverdachtige aufgeschlisselt
nach unterschiedlichen Nationalitaten abgebildet werden.

Bei einem Bevolkerungsanteil von Nichtdeutschen in Hessen von 11,4% liegt der
Anteil der auslandischen Tatverdachtigen bei 32,9%. Hierunter fallen jedoch auch
alle VerstolRe gegen das Aufenthalts-, Freizligigkeits- und Asylverfahrensgesetz, die
ausschlief3lich von Ausléandern begangen werden kénnen.

Bei den Straftaten hauslicher Gewalt liegt der Anteil der auslandischen

Tatverdachtigen mit 35,75% relativ hoch. Hier spielt der kulturelle Hintergrund eine



groBe Rolle, in welchem oft den weiblichen Familienmitgliedern die fir uns
Westeuropaer selbstverstandlichen Rechte vorenthalten werden. Die Aussagekraft
uber den Anteil nichtdeutscher Tatverdachtiger an den Straftaten hauslicher Gewalt
wird durch die Einburgerung von Auslandern und der Zuwanderung von vielen sog.
.Russland-Deutschen®, die als Deutsche gezéhlt werden, jedoch noch ihrem

Kulturkreis verhaftet sind, geschmalert.

Da eine Nationalitatenerfassung der Opfer durch die PKS nicht mdglich ist, werden
diese Daten Uber das ,Formblatt hdusliche Gewalt* recherchiert. Eine Verbesserung

der Datenqualitat wird angestrebt.



Statistische Daten Uber Opfer und Tatverdachtige 2005

Geschlecht

Flachenprasidien: PPNH|PPMH |PPWH|PPFFM [PPOH [PPSOH |PPSH |Gesamt
Falle gesamt: 939 1206 1349 1671 479 1220 882 7746
w 808 1050 1151 1368 401 1070 809 6657=86,7%
Opfer m 138 139 217 240 77 131 82 1024=13,3%
Opfer gesamt ** 946 1189 1368 1608 478 1201 891 7681
w 186=10,5%| 99=10,6% [145=12,5%| 162=13,8% 46=11% 94=9,2% 68=8,8% 700=11,1%
Tatverdachtige * m [734=89,5% 838=89,4%[1017=87,5% 1011=86,2%| 371=89% | 929=90,8% | 704=91,2% 5604=88,9%
Tatverdachtige gesamt 820 937 1162 1173 417 1023 772 6304
betroffene Kinder(siehe Extra-Tabelle) 629 848 801 796 429 1063 755 5321
Beziehungen:
eingetragene Lebensgemeinschaft 0 0 0 8 2 0 0 10
verheiratet 286 448 447 387 181 510 421 2680
verlobt 9 19 10 8 2 6 5 59
getrennt lebend 126 179 181 122 92 213 129 1042
geschieden 19 25 25 14 9 17 27 136
ehedhnliche Gemeinschaft 193 248 281 240 129 310 226 1627
nicht erfasst 306 287 405 892 64 164 74 2192
w 82 n.a. 97 71 84
erkennbarer Alkoholeinfluss bei Opfern m 18 n. a. 8 122 16 135 13 646
erkennbarer AlkoholeinfluR bei Tatverdachtigen | w 21 9 15 32 7 9 10 103
( PKS-Erfassung) m 242 156 144 283 68 163 115 1056
W 3 n. a. 6 0 3
erkennbarer Drogeneinflul bei Opfern m 0 n. a. 1 4 0 1 0 18
w 1 0 0 0 0
erkennbarer Drogeneinflu3 bei Tatern m 10 6 25 14 5 18 12 91
w 2 0 3 3 0 0 0 8
Konsumenten harter Drogen (PKS-Erfassung) m 22 9 25 52 0 5 4 117

n. a. = nicht ausgewertet
= geschlechtsspezifische Summe wegen fehlender Angaben einzelner PP nicht méglich

= seit 2005 werden die Tatverdachtigen nur 1x jahrlich gezahlt; unabhéngig von der Haufigkeit der
begangenen Straftaten (PKS-Tatverdachtigenechtzéhlung)
= bei 471 Féllen erfolgte keine Opfererfassung, da laut PKS bei Sachbeschadigung, Beleidigung,
Hausfriedensbruch u. a. nicht vorgesehen

*%k




Uberblick der in den Familien lebenden(und gemeldeten) Minderjahrigen in Fallen hauslicher Gewalt,
bei der die Polizei eingeschritten ist (2005)

Flachenprasidien PP NH PP MH PPWH | PPFfm. | PPOH | PP SOH | PP SH Gesamt
Anzahl der Minderjahrigen 629 848 801 796 429 1063 755 5321
Anzahl der Falle n. a. 525 476 409 249 652 466 2777
Falle hauslicher Gewalt 2005 939 1206 1349 1671 479 1220 882 7746
Nationalitat von Opfern und Tatern 2005
Flachenprasidien: Geschlecht| PPNH PPMH PPWH PPFFM PPOH PPSOH PPSH Gesamt
Opfer: deutsch weiblich 552 n. a. 592 324 471
méannlich 52 n. a. 79 33 48
gesamt 604 n. a. 671 409 357 676 519
Opfer: nicht deutsch weiblich 175 n. a. 337 59 276
mannlich 5 n. a. 19 8 25
gesamt 180 n. a. 356 179 67 451 301
fehlende Angaben: 162 n. a. 341 1020 54 74 71
Opfer gesamt 946 1189 1368 1608 478 1201 891 7681
Tater: deutsch weiblich 75 74 99 74 37 53 45 457
mannlich 606 612 624 496 302 522 431 3593
gesamt 681 686 723 570 339 575 476 4050
Tater: nicht deutsch weiblich 11 25 46 88 9 41 23 243
mannlich 128 226 393 515 69 407 273 2011
gesamt 139(17,0%) | 251(26,8%) | 439(37,8%) | 603(51,4%) | 78(18,7%) | 448(43,8%) | 296(38,3%) [2254(35,75%)
Tater gesamt 820 937 1162 1173 417 1023 772 6304

n. a. = nicht ausgewertet

= keine Aufschlisselung nach Geschlecht



PKS-Staatsangehorigkeit nichtdeutscher Tatverdachtiger hauslicher Gewalt

Flachenpréasidien PPNH |PPMH |PPWH |PPFFM |PPOH |PPSOH|PPSH |Gesamt
Schliis-
selzahl TV
Staat Staat

Gesamtzahl 139 251 439 603 78 448 296 2254
121 ALBANIEN 1 1 1 4 2 0 2 11
122 BOSNIEN-HERZEGOWIA 3 2 7 14 1 5 3 35
124 BELGIEN 1 0 0 0 0 0 2
125 BULGARIEN 1 2 2 0 2 0 8
128 FINNLAND 0 0 1 0 1 0 6
129 FRANKREICH 0 0 3 23 2 0 3 31
130 KROATIEN 1 2 12 1 0 7 6 29
131 SLOWENIEN 0 0 0 0 0 1 0 1
132 SERBIEN-MONTENEGRO 6 3 7 11 2 6 3 38
134 GRIECHENLAND 1 3 8 13 0 8 12 45
135 IRLAND 0 0 0 0 0 0 1
137 ITALIEN 9 14 28 30 1 37 25 144
138 JUGOSLAWIEN (UBRIGE GEBIETE) 9 11 23 54 7 29 10 143
139 LETTLAND 0 0 0 2 0 0 1 3
142 LITAUEN 1 1 1 5 0 1 0 9
144 MAKEDONIEN 0 0 3 4 2 4 0 13
146 MOLDAU (MOLDAVIEN, REPUBLIK MO 0 0 0 1 0 1 0 2
148 NIEDERLANDE 1 1 2 1 0 0 1 6
149 NORWEGEN 0 0 0 1 0 0 0 1
151 OSTERREICH 1 1 2 0 0 1 0 5
152 POLEN 3 14 15 23 8 14 13 90
153 PORTUGAL 2 0 9 6 1 2 3 23
154 RUMANIEN 0 1 4 5 0 3 2 15
157 SCHWEDEN 0 0 0 2 0 0 0 2
158 SCHWEIZ 1 0 1 0 0 1 0 3
159 SOWJETUNION 1 1 0 0 0 1 0 3
160 RUSSISCHE FODERATION 5 6 9 2 1 4 4 31
161 SPANIEN 2 2 1 11 0 2 3 21
162 TSCHECHOSLOWAKEI 0 0 0 1 0 0 0 1
163 TURKEI 58 106 147 164 36 152 115 778
164 TSCHECHISCHE REPUBLIK 0 0 0 1 0 0 0 1
165 UNGARN 0 0 0 1 0 0 0 1
166 UKRAINE 0 2 1 4 0 4 1 12
168 GRORBRITANNIEN 0 0 5 3 0 1 2 11
169 WEIRRURBLAND 0 0 0 0 1 1 0 2
221 ALGERIEN 3 4 2 9 1 5 1 25
223 ANGOLA 0 0 2 0 0 0 2 4
224 ERITREA 0 1 1 4 0 0 0 6
225 ATHIOPIEN 0 0 2 2 0 0 4 8
229 BENIN (FRUHER: DAHOME) 0 0 0 1 0 0 0 1
231 COTE D'IVOIRE 0 0 0 0 0 1 0 1
232 NIGERIA 1 1 2 1 1 1 0 7
237 GAMBIA 0 0 0 1 0 2 0 3
238 GHANA 0 0 2 1 0 5 2 10
243 KAP VERDE 0 1 1 1 0 0 0 3
243 KENIA 1 1 2 1 0 1 1 7
245 KONGO 0 0 1 1 0 2 0 4
246 ZAIRE 0 0 1 1 0 0 0 2
247 LIBERIA 2 0 0 0 0 1 0 3
248 LIBYEN 0 0 1 1 0 0 0 2
252 MAROKKO 4 4 21 58 2 32 16 137
253 MAURITIUS 0 1 0 3 0 0 0 4
254 MOSAMBIK 0 0 1 0 0 0 0 1
259 GUINEA-BISSAU 0 0 0 0 0 1 0 1
261 GUINEA 0 0 0 1 0 0 0 1
262 KAMERUN, VEREINIGTE REPUBLIK 0 1 1 3 0 0 0 5




263 SUDAFRIKA 0 0 0 0 0 1 0 1
265 RUANDA 0 0 0 0 0 1 0 1
269 SENEGAL 0 0 1 0 0 0 0 1
272 SIERRA LEONE 1 0 0 1 0 0 0 2
273 SOMALIA 3 1 1 0 0 0 0 5
276 SUDAN 0 0 0 0 0 1 0 1
283 TOGO 0 1 0 0 0 0 1 2
285 TUNESIEN 1 2 5 11 1 6 4 30
287 AGYPTEN 0 1 2 4 0 4 2 13
289 ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK 0 0 0 0 0 1 0 1
323 ARGENTINIEN 0 0 0 1 0 1 0 2
324 BAHAMAS 0 0 0 0 1 0 1
326 BOLIVIEN 0 0 0 1 0 0 0 1
327 BRASILIEN 0 0 0 2 0 2 2 6
328 GUYANA 0 0 0 1 0 0 0 1
332 CHILE 0 0 0 2 0 0 0 2
333 DOMINICA 0 0 1 0 0 0 0 1
335 DOMINIKANISCHE REPUBLIK 0 1 0 3 0 1 0 5
337 EL SALVADOR 0 0 0 0 0 0 1 1
348 KANADA 1 0 1 1 0 0 0 3
349 KOLUMBIEN 0 0 0 5 0 0 0 5
351 KUBA 0 0 1 0 0 0 0 1
353 MEXIKO 1 0 0 0 0 0 0 1
355 JAMAIKA 0 0 0 0 0 0 1 1
359 PARAGUAY 0 1 0 0 0 0 0 1
361 PERU 0 1 0 1 0 0 0 2
368 VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA 0 15 15 18 1 15 13 77
371 TRINIDAD UND TOBAGO 0 0 2 0 0 0 0 2
421 JEMEN 2 0 0 0 0 0 0 2
422 ARMENIEN 2 2 1 0 0 0 0 5
423 AFGHANISTAN 2 4 8 16 1 18 4 53
426 BHUTAN 0 0 1 0 0 0 0 1
430 GEORGIEN 0 0 1 1 0 0 0 2
431 SRI LANKA 0 0 1 7 0 0 2 10
432 VIETNAM 0 0 2 1 0 1 3 7
434 KOREA, DEMOKRATISCHE VOLKSREPU 0 0 1 0 0 0 0 1
436 INDIEN EINSCHL. SIKKIM 0 0 2 2 0 4 4 12
437 INDONESIEN 0 0 0 0 0 0 1 1
438 IRAK 1 0 4 1 3 2 1 12
439 IRAN 1 9 15 9 1 12 8 55
441 ISRAEL 0 0 0 1 0 0 0 1
443 JEMEN, DEMOKRATISCHE VOLKSREPU 0 0 0 0 0 1 0 1
444 KASACHSTAN 3 7 2 1 0 4 1 18
445 JORDANIEN 0 1 1 0 0 5 1 8
450 KIRGISTAN 0 0 0 1 0 0 0 1
451 LIBANON 2 2 1 0 1 2 2 10
460 BANGLADESCH 0 0 0 5 0 2 0 7
461 PAKISTAN 0 2 6 5 2 8 7 30
462 PHILIPPINEN 0 1 1 2 0 0 0 4
467 KOREA, REPUBLIK 0 0 3 1 0 0 0 4
470 TADSCHIKISTAN 0 0 1 0 0 0 0 1
471 TURKMENISTAN 0 0 1 0 0 0 0 1
472 SAUDI-ARABIEN 0 0 0 0 0 1 0 1
475 SYRIEN 1 1 5 0 0 1 1 9
476 THAILAND 0 0 1 5 0 1 0 7
479 CHINA, VOLKSREPUBLIK 0 0 2 4 0 2 0 8
482 MALAYSIA 0 0 0 0 0 1 0 1
523 AUSTRALIEN 0 0 0 1 0 0 0 1
710 SERBIEN 0 0 0 1 0 0 0 1
997 STAATENLOS 0 2 4 2 0 1 2 11
998 UNBEKANNT 0 0 3 3 0 4 0 10
999 KEINE ANGABEN 0 2 2 2 0 4 0 10
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4. Mallnahmen der Polizei

Auch im vergangenen Berichtsjahr hat die hessische Polizei zusatzlich zu dem ihr
bisher schon zur Verfigung stehenden Instrumentarium die Regelungen des
Gewaltschutzgesetzes sowie des 8 31 HSOG positiv in ihrer Arbeit umgesetzt. In
mehr als der Halfte aller gemeldeten Straftaten hauslicher Gewalt (56,3%) wurden
die in der Tabelle aufgefihrten polizeilichen Malinahmen durchgefuhrt.

Durch die noch andauernde Umsetzung der Polizeilichen Handlungsleitlinien zur
Bekampfung hauslicher Gewalt und der Intensivierung in Aus- und Fortbildung
konnen diese Mallhahmen zum Schutz der Opfer noch weiter ausgebaut werden.
Nur so kann durch das polizeiliche Handeln diese Art der Gewalt in unserer

Gesellschaft weiterhin geachtet und bekampft werden.

Ein leichter Rickgang der Hinweise auf Hilfseinrichtungen fur Opfer und Tater liegt
an der mangelhaften Erfassung (Opfer 2004: 55,6%, 2005: 43,4%, Tater 2004:
17,5%, 2005: 17,3%). Jedoch wird jedes Opfer bei der polizeilichen Vernehmung
ausdrucklich auf alle seine Rechte, die auch den Kontakt zu Hilfseinrichtungen
beinhalten, hingewiesen.

Nach wie vor ist die Unterbringung in einem Frauenhaus in Einzelfallen nétig. Im Jahr
2005 machten davon 242 Frauen gebrauch (3,1%). Im Vergleich zum Vorjahr (213
Frauen= 3,8%) ist ein Ruckgang um 0,7% zu verzeichnen. Hier muss beachtet
werden, dass diese Zahlen durch polizeiliche Anzeigen bekannt geworden sind. Die
Falle, in denen Opfer die Hilfe von Frauenhausern direkt in Anspruch nahmen, sind

hier nicht erfasst.



Malinahmen der Polizei 2005

Flachenprasidien -> PPNH |PPMH |PPWH |PPFFM |PPOH |PPSOH |PPSH |[Gesamt

Platzverweis bis 1 Tag 115 60 53 50 10 26 41

Platzverweis bis 6 Tage 16 49 43 9 15 13 386

Wohnungsverweisung bis 14 Tage 326 168 269 120 280 360

(Wegweisung /

Betretungsverbot 831 Abs. 2

HSOG) 293

Wohnungsverweisung Uber 14 Tage 7 34 5 13 13

(Wegweisung /

Betretungsverbot 831 Abs. 2

HSOG) 1888

Kontaktaufnahmeverbot (811 |bis 14 Tage 117 279 79 26 101 139

HSOG) - 78 863

Kontaktaufnahmeverbot (811 |Uber 14 Tage 1 4 0 18 7 14

HSOG)

Ingewahrsamnahme bis 1 Tag 93 76 64 51 36 92 79 517

Ingewahrsamnahme bis 6 Tage 1 13 1 1 3 7

Frauenhaus 41 36 35 38 12 33 47 242

Sonstige (HFEG, U-Haft) 157 29 59 60 87 42 29 463

Opfer auf HE hingewiesen ja 396 501 517 475 244 681 521 3335
nein bzw. nicht bekannt 550 688 851 1133 234 520 370 4346

Tater auf HE hingewiesen |ja 102 134 211 160 78 218 187 1090
nein bzw. nicht bekann 718 803 951 1013 339 805 585 5214

HE = Hilfseinrichtungen

|:| = keine Einzelaufschliisselung (deshalb auch fehlende bzw. zusammengefasste Quersummen)
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5. Schlussbemerkungen

Die Intensivierung der Zusammenarbeit und die Vernetzung mit vielen Institutionen,
die sich mit dem Phanomen héausliche Gewalt beschaftigen, hat bei allen Beteiligten

die Akzeptanz und die Professionalitat ihrer Arbeit auf diesem Gebiet erhdht.

Zusatzlich zum Ausbau des Landesaktionsplanes wird die Arbeitsgruppe héausliche
Gewalt des hessischen Landespréaventionsrates ihre Bemuhungen zum Schutz und
Hilfe fir Opfer hauslicher Gewalt ausweiten. Viele Arbeitskreise und sog. ,Runde
Tische” in ganz Hessen sorgen in gleicher Weise in ihren regionalen Bereichen fur
diesen Opferschutz.

Leider konnte bis zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Einigung Uber den Einsatz von
sog. ,Opferschutzbeauftragten“ bei der hessischen Polizei erzielt werden. Diese
sollen als Vermittler in Opferschutzangelegenheiten nach innen wirken
(Dienstunterrichte, Fachvortréage u. a.) und gleichzeitig als Ansprechpartner fur

aulRerpolizeiliche Hilfseinrichtungen fungieren.

Ein wichtiger Aspekt zum Schutz von Kindern, bzw. Minderjahrigen, die von
hauslicher Gewalt betroffen sind, ist die Moglichkeit auch fur nichtpolizeiliche
Behorden (im 8 31, Abs. 2 HSOH mit Gefahrenabwehrbehdrden bezeichnet, z. B.
Jugendamter und Ordnungsamter), MalRnahmen wie Wohnungsverweisungen
(Wegweisung/Betretungsverbot) und  Kontaktaufnahmeverbote  nach  dem
Gewaltschutzgesetz und dem 8§ 31, Abs. 2 HSOG eigenstandig vorzunehmen.

Der bereits in vorangegangenen Jahresberichten angesprochene  hessische
Vorschlag zur Schaffung eines neuen Stalking-Straftatbestandes liegt z. Zt. noch
den gesetzgebenden Gremien des Bundes vor.

Da sich Stalking-Handlungen in ca. 50% der Falle gegen ehemalige Partnerinnen
und Partner richten, wirde sich ein solches Gesetz auch positiv auf die polizeiliche
Bekampfung hauslicher Gewalt auswirken. Die dann auftretenden Anderungen (z. B.
durch eine evtl. angepasste Definition) werden sich frihestens im Jahresbericht fur

2007 niederschlagen.



Abschnitt 8

Liste der Unterstitzungseinrichtungen
und der regionalen Arbeitskreise zur

Gewalt im hauslichen Bereich



Anlaufstellen fiir Beratung und Kooperation in Hessen
(Schutzorganisationen, Einzelberatung)

Frauenhauser, Frauennotrufe und Beratungsstellen fir Frauen bei hauslicher
Gewalt/Misshandlung und sexueller Gewalt (nach Region geordnet)

@ Interventionsstellen/Projekte
(Beratungsstellen mit Koordinierungsfunktion fiir die Vernetzung vor Ort)

Beratungsstellen fiir Lesben und/oder Schwule

» Mannerberatungsstellen (vorlaufige Liste)
.
[ J

Bekampfung des Menschenhandels

Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

Hessen - Nord

Landkreis Kassel

Frauen helfen Frauen e.V.
34267 Schauenburg
Tel. (0561)4 910194

Stadt Kassel

F.I.LF. — Frauen informieren Frauen
34127 Kassel

Tel. (0561) 89 31 36
fiminfo@web.de

Frauenhaus Kassel
34011 Kassel
Tel. (0561) 89 88 89

Opferhilfe Kassel
34121 Kassel
Tel. (0561) 28 20 70

» Beratung fiir Manner zum Thema Gewalt -
Pro Familia

34121 Kassel

Tel. (0561)274 13

kassel@profa.de

¢ Lesbentelefon Kassel
Tel. (0561) 7 00 43 43

® FRANKA e.V.
Postfach 410 427
34066 Kassel

Tel. (0561) 2 88 78 55
Franka-e-v@t-online.de

Landkreis Waldeck-Frankenberg

Frauenberatungsstelle des Vereins Frauen
helfen Frauen e.V.

34537 Bad Wildungen

Tel. (056 21) 9 16 89

Frauen helfen Frauen e.V.
34521 Bad Wildungen
Tel. (056 21) 30 95

Schwalm-Eder-Kreis

AWO - Kreisverband Schwalm-Eder

34576 Homberg/Efze
Tel. (056 81) 6170

Werra-MeiBner-Kreis

Frauen fiir Frauen im W-M-K e.V.
Beratungsstelle

37269 Eschwege

Tel. (056 51) 78 43

Frauen fir Frauen im W-M-K e.V.
37252 Eschwege
Tel. (0 56 51) 3 26 65

Beratungsstelle Witzenhausen
Frauen fir Frauen im W-M-K e.V.
Tel. (0 56 51) 78 43

Landkreis Hersfeld-Rothenburg

Frauenberatungsstelle
36244 Bad Hersfeld
Tel. (066 21) 7 01 13

Frauen helfen Frauen e.V.
36244 Bad Hersfeld
Tel. (066 21) 6 53 33

Hessen — Mitte

Landkreis Marburg-Biedenkopf

Frauenberatungsstelle
35004 Marburg
Tel. (064 21) 16 15 16

Frauen helfen Frauen e.V.
35004 Marburg
Tel. (064 21) 148 30

Frauennotruf Marburg e.V.
35037 Marburg
Tel. (064 21)2 14 38

Vogelsbergkreis

Frauenberatungsstelle
36341 Lauterbach
Tel. (066 41)6 22 13

Landkreis Fulda

Anlaufstelle fiir von Gewalt betroffene Frauen
—Sozialdienst Kath. Frauen e.V.

36037 Fulda

Tel. (06 61) 8394 14

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V.
36037 Fulda
Tel. (06 61) 9 52 95 25



mailto:fiminfo@web.de
mailto:kassel@profa.de
mailto:Franka-e-v@t-online.de

Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

Lahn-Dill-Kreis

Frauenberatungsstelle
35576 Wetzlar
Tel. (064 41) 463 64

Frauenhaus Wetzlar e.V.
35576 Wetzlar
Tel. (064 41) 222 40

Landkreis Limburg-Weilburg

Frauenberatungsstelle
65549 Limburg
Tel. (064 31) 23200

Frauen helfen Frauen e.V.
65549 Limburg
Tel. (064 31) 23200

Gegen unseren Willen e.V. — Frauennotruf
65549 Limburg
Tel. (064 31)92343

Opferhilfe Limburg-Weilburg
65534 Limburg
Tel. (064 31)4 5045

Landkreis GieRen

Opferhilfe GieRen
35390 GieBen
Tel. (06 41) 97 22 50

Frauenhaus GieRRen e.V.
35390 GieRen
Tel. (06 41) 7 33 43

Wildwasser-Giellen e.V.
Liebigstr. 13

35390 GieRen

Tel. (0641) 7 65 45
info@wildwasser-giessen.de

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V.
35338 GieRRen
Tel. (06 41) 20 01 71

¢ Lila Kabel

Lesbeninformations- u. Beratungsstelle
35390 GieRen

Tel. (06 41-7 27 77)

lilakabel@web.de

Wetteraukreis

Beratungsstelle fiir von

Gewalt betroffenen Frauen und ihre Kinder
61169 Friedberg

Tel. (060 31) 16 67 73

Frauen helfen Frauen e.V.
61143 Friedberg
Tel. (060 31) 153 53

Frauennotruf fiir den Wetteraukreis e.V.
63667 Nidda
Tel. (06043)44 71

Main-Kinzig-Kreis

Frauenberatungsstelle
63404 Hanau
Tel. (06181)12575

Frauen helfen Frauen e.V.
63404 Hanau
Tel. (06181)12575

Opferhilfe Hanau
63450 Hanau
Tel. (06181)248 71

Frauen helfen Frauen e.V.
63601 Wachtersbach
Tel. (0 60 53) 49 87

Hessen - Siid

Rheingau-Taunus-Kreis

Frauenberatungsstelle
65301 Bad Schwalbach
Tel: (061 24) 30 31

Frauenhaus Bad Schwalbach
65301 Bad Schwalbach
Tel. (0 61 24) 30 31

Wiesbaden

D. W. — Beratungsstelle fur Frauen in Not
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 80 60 50

Frauenhaus des
Diakonischen Werkes
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 80 60 50

AWO - Frauenberatungsstelle
65183 Wiesbaden
Tel. (06 11) 599 03 39

Frauenhaus der Arbeiterwohlfahrt
65183 Wiesbaden
Tel. (06 11) 599 03 39

Beratungsstelle des Vereins Frauen helfen
Frauen e.V.

65197 Wiesbaden

Tel. (06 11) 512 12

Opferhilfe Wiesbaden
65185 Wiesbaden
Tel. (06 11) 308 23 24

» AK Manner und Gewalt in Beziehungen
c/o Beratungsstelle der Telefonseelsorge
65195 Wiesbaden

Tel. (06 11) 59 87 15
linden@telefonseelsorge-mz-wi.de

Hochtaunuskreis

Frauenhaus Bad Homburg
61288 Bad Homburg
Tel. (06172)967 40

Frauenberatungsstelle
61406 Oberursel
Tel. (06171)517 68

Frauen helfen Frauen e.V.
61406 Oberursel
Tel. (06171)516 00

Main-Taunus-Kreis

Frauenberatungsstelle
65719 Hofheim
Tel. (06192)242 12

Frauen helfen Frauen MTK e.V.
65703 Hofheim

Tel. (0 61 92) 262 55
www.frauenhelfenfrauenmtkev.de



mailto:info@wildwasser-giessen.de
mailto:lilakabel@web.de
mailto:linden@telefonseelsorge-mz-wi.de
www.frauenhelfenfrauenmtkev.de

Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

» Mannerberatungsstelle MTK
Ostring 17

65824 Schwalbach

Tel. (06196)50350

Frankfurt am Main

¢ Beratungsstelle Frauennotruf
60486 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 70 94 94
info@frauennotruf-frankfurt.de

zu ¢ siehe auch weitere hessische
Frauennotrufe

Haus fiur Frauen und Kinder
60344 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 41 26 79

Beratungsstelle Frauen helfen Frauen e.V.
Berger Str. 31-33

60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 48 98 65 51

Autonomes Frauenhaus
Frauen helfen Frauen e.V.
Postfach 56 02 35

60407 Frankfurt am Main
Tel. (061 01)4 83 11

Tel. (069) 57 30 55
info@frauenhaus-ffm.de

Trauma- und Opferzentrum
60313 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 21 65 58 28

Frankfurter Verein fir soziale
Heimstatten e.V.

60553 Frankfurt am Main
Tel. (069)6 3126 14

» Informationszentrum fir Mannerfragen e.V.

60316 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 4 95 04 46
Infozentrum@maennerfragen.de

+ Kontaktstelle beim

Frankfurter Polizeiprasidium

Tel. (0 69) 75 56 69 99

Tel. (0 69) 75 56 67 77
Rainbow.ppffm@polizei.hessen.de

¢ Lesben Informations- und Beratungsstelle
e.V.

60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 28 28 83

info@libs.w4w.net

+ Broken rainbow e.V.
60486 Frankfurt am Main
Tel. (069) 70 79 43 00
info@broken-rainbow.de

¢ AG 36 - Schwules Zentrum Frankfurt/M
60316 Frankfurt am Main

Tel. (0 69) 194 46

beratung@ag36.de

® Frauenrecht ist Menschenrecht e.V. (FIM)
VarrentrappstralRe 55

60486 Franfurt/Main

Tel. (069) 97 09 79 70

fiminfo@web.de

Stadt Offenbach

Frauenberatungsstelle
63065 Offenbach am Main
Tel. (0 69) 81 65 57

Frauen helfen Frauen e.V.
63065 Offenbach am Main
Tel. (0 69) 88 61 39

Frauennotruf der pro familia e.V.
63067 Offenbach am Main
Tel. (069)800 1313

Landkreis Offenbach

Frauenberatungsstelle
63110 Rodgau
Tel. (0 61 06) 31 11

Frauen helfen Frauen e.V.
63084 Rodgau
Tel. (061 06) 13360

Landkreis GroB-Gerau

Frauenberatungsstelle
64502 GroR-Gerau
Tel. (0 61 52) 8 00 00

Frauenhaus GroR-Gerau
64502 GroR-Gerau
Tel. (06152) 399 77

» Taterberatung des Diakonischen Werkes
64521 GroR Gerau

Tel. (0 61 52) 94 93 80
alb@diakonie-kreisgg.de

Darmstadt

Frauennotruf der pro familia e.V.
64287 Darmstadt
Tel. (06151) 4294 20

Haus fir Frauen und Kinder
64238 Darmstadt
Tel. (061 51) 37 68 14

Beratungsladen ,Frauenrdume*
64289 Darmstadt
Tel. (061 51) 37 50 80



mailto:info@frauennotruf-frankfurt.de
mailto:info@frauenhaus-ffm.de
mailto:Infozentrum@maennerfragen.de
mailto:Rainbow.ppffm@polizei.hessen.de
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Stadt / Kreis / Region

Beratungsstellen

Frauenhauser/
Schutzwohnungen

» Beratung fiir Manner mit Gewaltproblemen-
Pro Familia

64287 Darmstadt

Tel. (061 51) 42 94 20
darmstadt@profamilia.de

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Beratungsstelle fur Frauen
64807 Dieburg
Tel. (060 71) 2 56 66

Frauen helfen Frauen e.V.
64839 Miinster
Tel. (060 71) 330 33

pro familia Gro3-Umstadt
64823 GroR-Umstadt
Tel. (060 78) 91 09 60

Opferhilfe Stidhessen e.V.
64354 Reinheim
Tel. (0 61 62) 91 21 00

Landkreis Bergstrale

Frauenberatungsstelle
64625 Bensheim
Tel. (06251)6 74 95

Frauenhaus Bergstralle e.V.
64614 Bensheim
Tel. (062 51)7 83 88

Pro Familia Bensheim
64625 Bensheim
Tel. (062 51)6 8191

Odenwaldkreis

Odenwalder Frauenhaus e.V.
AuBenstelle

64702 Erbach

Tel. (0 60 62) 56 46

Odenwalder Frauenhaus e.V.
64702 Erbach
Tel. (0 60 62) 56 46

» Mannernetz Hessen e.V.
64395 Brensbach

Tel. (061 61) 80 76 06
Maennernetz-hessen@web.de

Hessenweit

Weiller Ring e.V.
Landesverband Hessen
60439 Frankfurt am Main
Tel. (069) 23 35 81

Hessisches Koordinationsbdiro fiir
behinderte Frauen

Kélnische Strasse 99

34119 Kassel

Tel.: (0561) 7 28 85 22

Fax: (0561) 7 28 85 29
hkbf@fab-kassel.de

Wieder Lachen e.V.

(Vermittlung zahnarztlicher Versorgung)
63791 Karlstein / Main

Tel. (06188) 99 16 95

Fax (06188) 99 16 91
info@wieder-lachen.com,
www.wieder-lachen.com

Stand: November 2006 (Diese Liste wird standig erweitert; Hinweise fiir Ergdnzungen sind erwiinscht und kénnen an
elisabeth.leitschuh@hsm.hessen.de gerichtet werden.)
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Regionale Arbeitskreise zur Bekdmpfung der Gewalt im hauslichen Bereich

Anre | Name, Arbeitskreis Institution/ Stral3e PLZ, Ort Tel./Fax/e-mail/Homepage
de Vorname Landkreis/Stadt
Frau | Andrea AK Hausliche Frauenhaus des Postfach 3094 64614 T: 06251-78388
Schilling Gewalt LK Bergstrale Bensheim F: 06251-788314
Frauenhaus-bergstrasse@web.de
Frau | Dagmar Zeiss | Netzwerk Pravention | Leiterin Rheinstr. 65-67 | 64295 T. 06151-881-1040 /1042
und Schutz far Frauenbiro LK Darmstadt F: 06151-881-1045
Kinder, Jugendliche | Darmstadt-Dieburg frauenbuero@ladadi.de
und Frauen bei http://www.ladadi.de/Frauen.164.0.
sexualisierter und html
hauslicher Gewalt
Frau | Barbara Netzwerk Pravention | Frauenbdro der Frankfurter Str. | 64293 T:06151-132-340
Akdeniz und Schutz fur Stadt Darmstadt 71 Darmstadt F : 06151-132-089
Kinder, Jugendliche barbara.akdeniz@darmstadt.de
und Frauen bei http://www.darmstadt.de und
sexualisierter und www.familien-willkommen.de
hauslicher Gewalt
Frau | Kerstin Tews Frauen gegen Frauenbeauftragte | Ostanlage 45 35390 GieRen | T: 0641-9390-490
Gewalt im Landkreis GielR3en F: 0641-9390-438
h&uslichen Bereich kerstin.tews@Ikgi.de
www.lkgi.de
Frau | Gabriele AG zur ) Kreisfrauenbiro Postfach 1464 64504 Grol3- T:06152-989-332
Coutandin Bekadmpfung/Uberwi | des Landkreises Gerau F: 06152-989
ndung von Grofl3-Gerau g.coutandin@kreisgg.de
hauslicher Gewalt http://www.kreis-gross-gerau.de/
Frau Andrea Fink- Runder Tisch ,Keine | Frauenbeauftragte | Friedloser Str. 36251 Bad T: 06621-87-308
Jakob Gewalt gegen des Landkreises 12 Hersfeld F: 06621-8757-308
Frauen’ Hersfeld- frauenbuero@hef-rof.de
Rotenburg www.hef-rof.de/frauenbuero
Frau | Hildegard »HIP* (Hoch- Frauen helfen Marktplatz 10 66440 T:06171-51-768
Calmano taunusinterventionsp | Frauen e.V. des Oberursel F: 06171-587-909
rojekt) gegen Hochtaunuskreises Fhf oberursel@freenet.de
hausliche Gewalt www.frauenhaus-oberursel.de
Frau | Sabine Aktionsbiindnis Frauenbeauftragte | Obere 34117 Kassel | T: 0561-787-7069
Chelmis gegen hausliche der Stadt Kassel Konigsstr. 8 F: 0561-787-8026

Gewalt Nord- und
Osthessen

frauenbeauftragte @stadt-kassel.de
WWW.Ip-
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Frau | Irmgard Runder Tisch gegen | Frauenbeauftragte | Marktplatz 14 34225 T: 0561-4992-303 u. 302
Schiiler hausliche Gewalt der Stadt Baunatal Baunatal F: 0561-4992-166
Stadt Baunatal und frauenbeauftragte @stadt-
LK Kassel baunatal.de
www.baunatal.de/1500/004.aspx
Frau | M.J. Ruijgers Runder Tisch gegen | Interventionsstelle | Langgasse 70 35576 Wetzlar | T: 06441-46364
hausliche Gewalt — gegen hausliche F: 06441-410320
Lahn-Dill-Kreis Gewalt — Interventionsprojekt.fhwz@web.de
Frauenhaus
Wetzlar e.V. im
Lahn-Dill-Kreis
Frau | Marlis AK Gewalt in der Kreisfrauenbiro Schiede 43 65549 Limburg | T: 06431-296 152
Zimmermann Familie und F: 06431-296-806
Kriminalpravention m.zimmermann@Iimburg-
des LK Limburg- weilburg.de
Weilburg frauenbuero@limburg-Weilburg.de
www.landkreis-limburg-weilburg.de
Frau | Margrid Denné | Hanauer AK gegen Frauenhaus Hanau | Postfach 1420 63404 Hanau | T: 06181-12575
Claudia Gewalt in der LK Main-Kinzig F: 06181-12595
Winterling Familie Frauenhaus-hanau@t-online.de
www.frauenhaus-hanau.de
Frau | Ingrid AK Gewalt in der Gleichstellungsstell | Postfach 1480 65704 T: 06192-201-1717
Breckheimer Familie e des Main- Hofheim F: 06192-201-1766
Taunus-Kreises Ingrid.breckheimer@mtk.org
http://www.fhfmtk.homepage.t-
online.de/
Frau | Claudia Keine Gewalt gegen | Frauenbiro des LK | Im Lichtenholz 35043 T: 06421-405-1310 oder 1311
Schéfer Frauen und Kinder Marburg- 60 Marburg F: 06421-405-1449
Biedenkopf frauenbuero@marburg-
biedenkopf.de
www.marburg-biedenkopf.de
Frau | Amarelle Opel | AK gegen Gewaltim | Frauenbeauftragte | Michelstadter 64711 Erbach | T: 06062-70-222
h&auslichen Bereich des Str. 12 F: 06062-70-390
Odenwaldkreises A_opel@odenwaldkreis.de
http://www.frauen-odenwald.de
Frau | Wichmann/ Runder Tisch Fachdienst Jugend | Werner-Hilpert- | 63128 T: 06074-8180-2326 und 3228
Simmank Lhausliche Gewalt" und Soziales des Str. 1 Dietzenbach F: 06074-8180-2932
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LK Offenbach

h.simmank@KTreis-Offenbach.de

Frau | Heidi Gobel AK ,Hausliche Praventionsrat/ Kdnig-Adolf- 65510 Idstein | T: 06126-78-268
Gewalt’ Frauenbeauftragte | Platz 2 F: 06126-78-280
der Stadt Idstein heidi.goebel@idstein.de
Rheingau-Taunus-
Kreis
Frau | Vera Motl- AK gegen Gewalt im | Interventionsstelle | Holzhauser Str. | 34576 T: 05681-6170
Stritter hauslichen Bereich gegen hausliche 7 Homberg/Efze | F: 05681-609999
oder AK/Runder Gewalt des frauenhaus@schwalm-eder.de
Tisch als Teil des Schwalm-Eder-
Praventionsrates Kreises
Frau | Sylke Fachstelle fur Gleichstellungsbea | Goldhelg 20 36 341 T. 06641-977-244
Emmermann Frauen in Not uftragte des Lauterbach F: 06641-977-336
Vogelsbergkreises Fachberatung.frauen@vogelsbergk
reis.de
http://www.vogelsbergkreis.de/
Frau | Margret Runder Tisch Frauenbeauftragte | Stdring 2 34497 T: 05631-954-317 und 318
Richter-Tappe | ,Gewaltim des Waldeck- Korbach F: 05631-954-282
hauslichen Bereich* | Frankenberg- frauenamt@Ilandkreis-waldeck-
Kreises frankenberg.de
Frau | Thekla Runder Tisch Frauenbeauftragte | Schlossplatz 1 37269 T:05651-302 1060
Rotermund- ,Gegen hausliche Werra-Meil3ner- Eschwege F: 05651-302 1069
Capar Gewalt/Beziehungsg | Kreis Schmidt.fb@werra-meissner-
ewalt im WMK* kreis.de
Rotermund.fb@werra-meissner-
kreis.de
http://www.werra-
meissner.de/buergerservice/aemter
[Frauen/intervention/default.ntm
Frau | Kornelia AK Gewalt gegen Fachdienst Frauen | Leonhardstr. 7 61167 T: 06031-83-856
Schafer Frauen und Kinder und Friedberg F: 06031-83-852
Chancengleichheit frauenamt@wetteraukreis.de
des http://www.wetteraukreis.de/service
Wetteraukreises /index.htm
Frau | Sigrid Oerder | ,InGe" Intervention Frauen helfen Postfach 560 60407 T:06101-48311
bei Gewalt gegen Frauen e.V., 235 Frankfurt am F: 06101-4604
Frauen Stadt Frankfurt am Main info@frauenhaus-ffim.de
Main http://www.frauenhaus-frankfurt.de/
Frau | Hildegard Hast | AG Gewalt im Frauenbiiro der SchlossstraBe 1 | 36037 Fulda T:0661-102-1040 und 1043
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sozialen Nahraum

Stadt Fulda

F: 0661-102-2040
frauenbuero@fulda.de
http://www.frauenbuero-fulda.de/

Frau | Karin Dorr AK gegen Gewalt an | Frauenbiro der Berliner Str. 100 | 63065 T: 069-8065-2010
Frauen und Stadt Offenbach Offenbach/Mai | F: 069-8065-3539
Méadchen n karin.doerr@offenbach.de
http://www.offenbach.de/Themen/R
athaus/Verwaltung/Organisationen/
Frauenbuero/
Frau Martina AK Pravention, Kommunale Schlossplatz 6 65183 T:0611-312-448 u. 313-180
Meckel Schutz und Hilfe bei | Frauenbeauftragte Wiesbaden F: 0611-313-905
hauslicher Gewalt der Stadt Martina.meckel@wiesbaden.de
Wiesbaden http://www.wiesbaden.de/loader.ph

p?menue=/die stadt/v_rathaus/me
nue.php&content=/die_stadt/v_rath
aus/frauenreferat.php
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	12_Handreichung_aerztlPraxis_Misshandlung_1105.pdf
	13_Anlaufstellen_fuer_Beratung_und_Kooperation_in_Hessen_Nov_2006.doc
	14_MedDocCard_Frontseite.pdf
	15_MedDocCard_Rueckseite.pdf
	16_Abschn5.pdf
	17_Kinderempfehl.pdf
	18_Abschn6.pdf
	19_FH_Leitlinien.pdf
	20_Abschnitt7a.doc
	21_Jahresbericht_2004.pdf
	Deckblatt
	Inhalt
	1.Vorbemerkungen
	2. Fallzahlen
	3. Opfer und Tatverdächtige
	4. Maßnahmen der Polizei
	5. Schlussbemerkungen

	22_Abschnitt7b.doc
	23_Jahresbericht_2005.pdf
	Inhalt
	1. Vorbemerkungen
	2. Fallzahlen
	Erfasste Fälle 2005

	3. Opfer und Tatverdächtige
	Statistische Daten über Opfer und Tatverdächtige 2005
	Nationalität von Opfern und Tätern 2005
	PKS-Staatsangehörigkeit nichtdeutscher Tatverdächtiger häuslicher Gewalt

	4. Maßnahmen der Polizei
	Maßnahmen der Polizei 2005

	5. Schlussbemerkungen

	24_Abschn8.pdf
	25_Anlaufstellen_fuer_Beratung_und_Kooperation_in_Hessen_Nov_2006.doc
	26_Reg_Arbeitskreise_November_2006_ohne_Anrede.doc
	27_Impressum.doc



